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A Tragende Gründe und Beschluss  

A-1 Rechtsgrundlage 

Die Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und Absatz 7 Fünf-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss  

(G-BA) zur Sicherung der ärztlichen Versorgung beschlossen. Sie dient der Gewähr einer ausreichenden, 
zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit häuslicher Krankenpflege. Als An-
lage ist der HKP-RL ein Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege (Leis-
tungsverzeichnis) beigefügt. 

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (Gesundheitsversorgungsweiter-
entwicklungsgesetz – GVWG) vom 11. Juli 2021 wurde der G-BA in § 37 Absatz 8 (neu) SGB V beauftragt, 
in der HKP-RL Rahmenvorgaben zu einzelnen nach dem Leistungsverzeichnis der HKP-RL verordnungs-
fähigen Maßnahmen zu regeln, bei denen Pflegefachkräfte, die die in den Rahmenempfehlungen nach 
§ 132a Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 geregelten Anforderungen erfüllen, innerhalb eines vertragsärztlich 
festgestellten Verordnungsrahmens selbst über die erforderliche Häufigkeit und Dauer bestimmen kön-
nen. Darüber hinaus hat der G-BA Vorgaben zur Notwendigkeit eines erneuten Arztkontaktes und zur 
Information der Vertragsärztin oder des Vertragsarztes durch den Leistungserbringer über die erbrach-
ten Maßnahmen vorzusehen. Hierfür wird dem G-BA gesetzlich eine Beratungsfrist bis zum 31. Juli 2022 
eingeräumt. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

Die HKP-RL sieht in § 3 Absatz 2 Satz 2 vor, dass bei Verordnung von häuslicher Krankenpflege unter 
anderem Beginn, Häufigkeit und Dauer der zu erbringenden Leistungen von der Vertragsärztin oder dem 
Vertragsarzt angegeben werden. Mit der Änderung der HKP-RL setzt der G-BA den Auftrag in § 37 Absatz 
8 SGB V um. Nunmehr sollen entsprechend qualifizierte Pflegefachkräfte innerhalb eines vertragsärztlich 
festgestellten Verordnungsrahmens für Leistungen der häuslichen Krankenpflege selbst über die erfor-
derliche Häufigkeit und Dauer der nach dem Leistungsverzeichnis der HKP-RL verordnungsfähigen Maß-
nahmen bestimmen können. Die neue Regelung in § 5a enthält Rahmenvorgaben zur Häufigkeit und 
Dauer der nach Bestimmung durch die Pflegefachkräfte durchzuführenden Maßnahmen sowie Vorga-
ben zur Information der Vertragsärztin oder des Vertragsarztes und zum Arztkontakt. 

A-2.1 Zur Änderung des Beschlusses vom 19. November 2021 und zu § 1 Absatz 7 

Der G-BA wurde durch das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) mit Schreiben vom 20. Januar 
2022 anlässlich des Beschlusses vom 19. November 2021 zur Änderung der Häusliche Krankenpflege-
Richtlinie: Übergangsregelung und Anpassung zur außerklinischen Intensivpflege (BAnz AT 25.03.2022 
B1) um Überprüfung der vorliegenden Regelung gebeten.  

Die Änderungen dienen der sprachlichen Klarstellung, weil eine Leistungserbringung nicht durch die 
Räumlichkeiten im Sinne von § 43a SGB XI als solche erfolgen kann. Inhaltlich ändert sich die Vorschrift 
durch die Neuformulierung demzufolge nicht. 

Die in Abschnitt II Nummer 1 verankerte Änderung von § 1 Absatz 7 Satz 6 greift dieses Anliegen des 
BMG auf und setzt es bereits für die Zeit vor Inkrafttreten des Beschlusses vom 19. November 2021 in 
der geltenden Richtlinie um. Mit der gemäß Abschnitt I vorgenommenen Änderung des Beschlusses vom 
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19. November 2021 wird demselben Anliegen Rechnung getragen, indem der Wortlaut dieses Ände-
rungsbeschlusses entsprechend angepasst wird. Damit wird gewährleistet, dass die durch den Beschluss 
vom 19. November 2021 (in seiner hiermit geänderten Fassung) vorgenommene Änderung der HKP-RL 
unmittelbar mit Inkrafttreten dem beschriebenen Anliegen des BMG entspricht und es keiner nachträg-
lichen Änderung bedarf. 

A-2.2 Zu § 5a (neu): 

In § 5a (neu) Absatz 1 HKP-RL wird auf die Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach dem Leistungs-
verzeichnis verwiesen, deren erforderliche Häufigkeit und Dauer entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte innerhalb des vertragsärztlich festgestellten Verordnungsrahmens selbst bestimmen können. 

Der G-BA hat zur Umsetzung des gesetzlichen Auftrages nach § 37 Absatz 8 SGB V geprüft, welche der 
Pflegemaßnahmen des Leistungsverzeichnisses (LV) sich grundsätzlich für eine eigenständige Entschei-
dung der Häufigkeit und Dauer durch Pflegefachkräfte eignen. Hierbei wurden folgende Aspekte in die 
Bewertung einbezogen: 

• Gefahrgeneigtheit einer Kompetenzerweiterung bei der konkreten Maßnahme  

• Nähe zur pflegerischen bzw. ärztlichen Kompetenz  

• Abgrenzbarkeit der pflegerischen von der ärztlichen Verantwortung  

• Einbettung in den ärztlichen Therapieplan (soweit Bestandteil der medizinischen Behandlungs-
pflege)  

Welche der Leistungen aus dem Leistungsverzeichnis sich für eine eigenständige Entscheidung der Häu-
figkeit und Dauer durch entsprechend qualifizierte Pflegefachkräfte eignen, ist im Leistungsverzeichnis 
der HKP-RL in einer gesonderten Spalte gekennzeichnet. In der Regelung des § 5a (neu) Absatz 1 HKP-RL 
wird auf diese Kennzeichnung im Leistungsverzeichnis verwiesen. 

A-2.3 Zu § 5a Absatz 1: 

Der G-BA hat sich mit den Grundlagen der Pflegeausbildung unter Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Berufsbezeichnungen umfassend auseinandergesetzt. Bei der Festlegung der Maßnahmen, bei de-
nen die Häufigkeit und Dauer durch Pflegefachkräfte festgelegt werden können, hat sich der G-BA an 
den in den Grundlagen der Pflegeausbildung festgelegten Ausbildungsinhalten orientiert. 

Die eigenständige Festlegung der Häufigkeit und Dauer kann nur durch Pflegefachkräfte erfolgen, die die 
in den Rahmenempfehlungen nach § 132a Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 SGB V geregelten Anforderungen 
erfüllen. Da bei der Entscheidung des G-BA diese Rahmenempfehlungen noch nicht vorlagen, ist der G-
BA bei der Festlegung der Leistungen nach § 37 Absatz 8 SGB V als Mindestvoraussetzung davon ausge-
gangen, dass die fachlichen Anforderungen für eine eigenständige Festlegung der Häufigkeit und Dauer 
nur gewährleistet sind, wenn die durchführenden Pflegefachkräfte eine mindestens 3-jährige Ausbil-
dung vorweisen und einschlägige Berufserfahrung besitzen. 

Bei Berufseinsteigern ist nicht vom Vorliegen einschlägiger Kompetenzen zur Festlegung von Häufigkeit 
und Dauer von Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege auszugehen, da die Kompetenzerweiterung 
erst mit einer einschlägigen Berufserfahrung in der ambulanten pflegerischen Versorgung erfolgt. Hier-
von unberührt bleibt allerdings die bereits bei Berufsabschluss vorliegende Kompetenz für die Erbrin-
gung der pflegerischen Leistungen an sich. Das Nähere zu Anforderungen an die Eignung der Pflegefach-
kräfte, die Leistungen im Rahmen einer Versorgung nach § 37 Absatz 8 erbringen, regeln die Rahmen-
empfehlungspartner nach § 132a Absatz 1 SGB V. 
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Nachfolgend ist dargestellt und begründet, welche der Leistungen aus dem Leistungsverzeichnis sich für 
eine eigenständige Entscheidung der Häufigkeit und Dauer durch entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte eignen und welche nicht: 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

4 

 

Nr. Leistungsbeschreibung lt. LV Empfehlung zur Dauer 
und Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

1. Anleitung bei der Grundpflege in der Häuslichkeit Anleitung bis zu 5 x ver-
ordnungsfähig 

ja zu den Nummern 1 bis 5 (ausgenom-
men Nr. 3 zweiter Spiegelstrich): 
Gemäß § 4 Abs. 2 Pflegeberufegesetz sind 
die Erhebung und Feststellung des individu-
ellen Pflegebedarfs, die Organisation, Ge-
staltung und Steuerung des Pflegeprozesses  

sowie die Analyse, Evaluation, Sicherung 
und Entwicklung der Qualität der Pflege vor-
behaltene Tätigkeiten für Pflegefachkräfte 
im Sinne des Pflegeberufegesetzes. Daher 
und aufgrund ihrer Tätigkeit und Nähe zu 
den Patientinnen und Patienten können 
entsprechend qualifizierte Pflegefachkräfte 
mit einschlägiger Berufserfahrung für alle 
Leistungen der Grundpflege (mit Ausnahme 
der Nr. 3 zweiter Spiegelstrich) über Häufig-
keit und Dauer selbst bestimmen.  

 Beratung und Kontrolle der Patientin oder des Patienten, Ange-
höriger oder anderer Personen in der Häuslichkeit bei Unfähig-
keit zur Durchführung der Maßnahmen und vorhandenem 
Lernpotential (z. B. bei den Grundverrichtungen des täglichen 
Lebens, wie Lagern, Körperpflege). 

2. Ausscheidungen:  nein ja siehe Begründung Nr. 1 

 − Ausscheidungen, Hilfe beim Ausscheiden und der Beseiti-
gung von Urin, Stuhl, Schweiß, Sputum und auch Magenin-
halt, z. B.: 

 → Verwendung von Inkontinenzprodukten (z. B. Vorla-
gen, Condomurinal),  

→ Reinigung des Harnröhrenkatheters (Reinigung des 
Katheters und der Harnröhrenöffnung), 

→ Wechsel des Katheterbeutels, 

→ Reinigung und Versorgung des Urostoma, 
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Nr. Leistungsbeschreibung lt. LV Empfehlung zur Dauer 
und Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

→ Reinigung und Versorgung des Anus-praeter, 

 − Kontinenztraining, Toilettentraining (Aufsuchen der Toi-
lette nach einem festen Zeitplan). Die Uhrzeiten sind in ei-
nem Erfassungsbogen zu dokumentieren. 

→ der Harnblase. Die Blasenentleerungszeiten sind im 
Abstand zur Einnahme von Flüssigkeit je nach Ge-
wohnheit der Patientin oder des Patienten einzu-
pendeln, anfänglich mindestens zweistündlich. An-
gestrebt wird eine viermalige Blasenentleerung pro 
Tag. 

→ des Enddarms. Die Darmentleerungszeiten sind je 
nach Gewohnheit der Patientin oder des Patienten 
einzupendeln.  

 gegebenenfalls einschließlich 

− pflegerische Prophylaxen (pflegerische Maßnahmen 
zur Vorbeugung von z. B. Kontrakturen, Obstipation, 
Parotitis, Pneumonie, Soor, Thrombose, Horn-
hautaustrocknung, Intertrigo), 

− Dekubitusprophylaxe wenn Hautdefekt noch nicht 
besteht (z. B. wirksame Druckentlastung, Hautpflege, 
ausreichende Flüssigkeitszufuhr),  

− Lagern (Flachlagerung, Oberkörperhochlagerung, 
Bauchlagerung, Beintieflagerung, Beinhochlagerung 
oder Seitenlagerung (30, 90, 135 Grad), ggf. unter 
Verwendung von Lagerungshilfsmitteln), 

− Mobilität, Hilfe zur Verbesserung der (im Rahmen 
der aktivierenden Pflege z. B.: Aufstehen aus liegen-
der oder sitzender Position in Form von Aufrichten 
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Nr. Leistungsbeschreibung lt. LV Empfehlung zur Dauer 
und Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

bis zum Stand, Gehen und Stehen, Treppensteigen, 
Transfer / Umsetzen, Hinsetzen und Hinlegen, Betten 
einer immobilen Patientin oder eines immobilen Pa-
tienten, Lagern, allgemeine Bewegungsübungen). 

3. Ernährung beinhaltet: nein Nahrungs- und Flüssigkeitszu-
fuhr, Hilfe bei: ja, sofern orale 
Zufuhr erfolgt 

Sondennahrung, Verabreichen 
von […]: nein 

 

 

Zur Hilfe bei Nahrungs- und Flüssigkeitszu-
fuhr siehe Begründung Nr. 1, reine pflegeri-
sche Hilfe bei Nahrungszufuhr. 

Zur Verabreichung von Sondennahrung 
[…]: 

Die Rahmenbedingungen einer Verabrei-
chung von Sondennahrung (Art, Menge, 
Häufigkeit, Zeitpunkt der Nahrungszufuhr, 
Dauer) legt die Ärztin oder der Arzt fest. 

Anpassung oder Abweichungen von diesem 
Behandlungsplan erfolgen durch die behan-
delnde Ärztin oder den behandelnden Arzt 
und sind von der Indikation und der Ent-
wicklung des Gesundheitszustandes abhän-
gig. Dies muss jeweils von der Ärztin oder 
dem Arzt individuell eingeschätzt werden.  

Eine Überprüfung der Lage der Sonde, Spü-
len der Sonde nach Applikation und ggf. Rei-
nigung des verwendeten Mehrfachsystems 
kann durch die entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkraft mit einschlägiger Berufser-
fahrung eingeschätzt werden. 

 − Nahrungs- und Flüssigkeitszufuhr, Hilfe bei 

− Sondennahrung, Verabreichen von, über Magen-
sonde, Katheter-Jejunostomie (z. B. Witzel-Fistel), 
perkutane endoskopische Gastrostomie (PEG) mit-
tels Spritze, Schwerkraft oder Pumpe, Überprüfung 
der Lage der Sonde, Spülen der Sonde nach Applika-
tion, ggf. Reinigung des verwendeten Mehrfachsys-
tems, 

 gegebenenfalls einschließlich 

− pflegerische Prophylaxen (pflegerische Leistungen 
zur Vorbeugung von z. B. Kontraktur, Obstipation, Pa-
rotitis, Pneumonie, Soor, Thrombose, Hornhautaus-
trocknung, Intertrigo), 

− Dekubitusprophylaxe wenn Hautdefekt noch nicht 
besteht (z. B. wirksame Druckentlastung, Hautpflege, 
ausreichende Flüssigkeitszufuhr),  

− Lagern (Flachlagerung, Oberkörperhochlagerung, 
Bauchlagerung, Beintieflagerung, Beinhochlagerung 
oder Seitenlagerung (30, 90, 135 Grad), ggf. unter 
Verwendung von Lagerungshilfsmitteln), 
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Nr. Leistungsbeschreibung lt. LV Empfehlung zur Dauer 
und Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

− Mobilität, Hilfe zur Verbesserung der (im Rahmen 
der aktivierenden Pflege z. B.: Aufstehen aus liegen-
der oder sitzender Position in Form von Aufrichten 
bis zum Stand, Gehen und Stehen, Treppensteigen, 
Transfer / Umsetzen, Hinsetzen und Hinlegen, Betten 
einer immobilen Patientin oder eines immobilen Pa-
tienten, Lagern, allgemeine Bewegungsübungen). 

4. Körperpflege beinhaltet: nein ja Siehe Nr. 1 

 - Duschen, Baden, Waschen (auch von Augen, 
Ohren, Nase), Mund-, Zahn-, Lippen- und 
Hautpflege, Rasur, Haar- und Nagelpflege, 

 - ggf. Pflege einer Augenprothese, 

 - ggf. Mundpflege als Prophylaxe bei abwehr-
geschwächten und/oder im Allgemeinzustand 
stark reduzierten Patientinnen oder Patienten, 

 - An- oder Auskleiden (Vorbereiten individuel-
ler Kleidung, Hilfe beim An- oder Ausziehen 
der Kleidung, von Strümpfen, von Strumpfho-
sen, das An- und Ablegen von Prothesen etc.), 

 gegebenenfalls einschließlich  

- pflegerische Prophylaxen (pflegerische Maß-
nahmen zur Vorbeugung von z. B. Kontraktur, 
Obstipation, Parotitis, Pneumonie, Soor, 
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Nr. Leistungsbeschreibung lt. LV Empfehlung zur Dauer 
und Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

Thrombose, Hornhautaustrocknung, Inter-
trigo), 

 - Dekubitusprophylaxe wenn Hautdefekt noch 
nicht besteht (z. B. wirksame Druckentlastung, 
Hautpflege, ausreichende Flüssigkeitszufuhr), 

- Lagern (Flachlagerung, Oberkörperhochlage-
rung, Bauchlagerung, Beintieflagerung, Bein-
hochlagerung oder Seitenlagerung (30, 90, 135 
Grad), ggf. unter Verwendung von Lagerungs-
hilfsmitteln), 

- Mobilität, Hilfe zur Verbesserung der (im Rah-
men der aktivierenden Pflege z. B.: Aufstehen 
aus liegender oder sitzender Position in Form 
von Aufrichten bis zum Stand, Gehen und Ste-
hen, Treppensteigen, Transfer / Umsetzen, 
Hinsetzen und Hinlegen, Betten einer immobi-
len Patientin oder eines immobilen Patienten, 
Lagern, allgemeine Bewegungsübungen). 

5. Hauswirtschaftliche Versorgung beinhaltet: nein ja Aufgrund ihrer Nähe zu den Patientinnen 
und Patienten können entsprechend quali-
fizierte Pflegefachkräfte mit einschlägiger 
Berufserfahrung für Leistungen der haus-
wirtschaftlichen Versorgung personen- und 
situationsorientiert über Häufigkeit und 
Dauer selbst bestimmen. 

 Besorgungen (auch von Arzneimitteln), Bettwä-
sche wechseln, Einkaufen, Heizen, Geschirr spülen, 
Müllentsorgung, Mahlzeitenzubereitung (auch 
Diät), Wäschepflege, Reinigung der Wohnung (Un-
terhalts- ggf. Grundreinigung). 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

6. Absaugen nein Absaugen der oberen Luftwege 
[…]: ja 

 

 

 

 

 

Bronchialtoilette (Bron-
chiallavage) […]: nein 

Absaugen der oberen Luftwege […]: Da 
bei dieser Leistung eine individuell sehr un-
terschiedliche und spontane Leistungser-
bringung notwendig ist, sollte die entspre-
chend qualifizierte Pflegefachkraft mit ein-
schlägiger Berufserfahrung  vor Ort dies 
entscheiden dürfen. 

 

Bronchialtoilette (Bronchiallavage) […]: 

Es handelt sich insbesondere bei der Bron-
chialtoilette um einen Risikofaktor für be-
atmungsassoziierte Pneumonien. Häufig-
keit und Dauer sind daher in Abhängigkeit 
von der Indikation und der Entwicklung des 
Gesundheitszustandes individuell abzuwä-
gen. Dies muss jeweils von der Ärztin oder 
dem Arzt eingeschätzt werden. Bei diesem 
Vorgehen handelt es zudem zumeist nicht 
um eine spontane Leistungserbringung, 
sondern um einen in der Frequenz weitest-
gehend planbaren Eingriff, der unter der 
Gewährleistung einer adäquaten Schmerz-
medikation durchzuführen ist. 

 - Absaugen der oberen Luftwege 

Bei hochgradiger Einschränkung der Fähigkeit 
zum Abhusten / der bronchialen Selbstreini-
gungsmechanismen z. B. bei schwerer Em-
physembronchitis, Aids, Mukoviszidose, beat-
mete Patientinnen oder Patienten.  

- Bronchialtoilette (Bronchiallavage) 

Therapeutische Spülung der Bronchien bei in-
tubierten / tracheotomierten Patientinnen o-
der Patienten, z. B. mit physiologischer Koch-
salzlösung, ggf. unter Zusatz von Sekretoly-
tika. 

7. Anleitung bei der Behandlungspflege Bis zu 10 x Anleitung verord-
nungsfähig 

ja Beurteilung der Häufigkeit und Dauer 
durch die entsprechend qualifizierte Pfle-
gefachkraft mit einschlägiger Berufserfah-
rung in Abhängigkeit der vorhandenen 
Ressourcen/Anleitungssituation 

 Beratung und Kontrolle der Patientin oder des Pa-
tienten, Angehöriger oder anderer Personen in 
der Häuslichkeit bei Unfähigkeit zur Durchführung 
der Maßnahmen und vorhandenem Lernpotential 
(z. B. Blutzuckerkontrolle). 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

8. Beatmungsgerät, Bedienung und Überwachung nein nein 

 

Die Rahmenbedingungen legt die Ärztin o-
der der Arzt fest. 

Insbesondere die Anpassung des Beat-
mungsgerätes an Vitalparameter bedarf 
einer engmaschigen Einbeziehung und 
Steuerung durch die behandelnde Ärztin 
bzw. den behandelnden Arzt. Die Steue-
rung ist von der Indikation und der Ent-
wicklung des Gesundheitszustandes ab-
hängig. Dies muss jeweils von der Ärztin o-
der dem Arzt eingeschätzt werden. Daher 
muss die Häufigkeit und Dauer durch die 
behandelnde Ärztin oder den behandeln-
den Arzt festgelegt werden. 

 

 Anpassung und Überprüfung der Einstellungen 
des Beatmungsgerätes an Vitalparameter (z. B. 
Atemgase, Herzfrequenz, Blutdruck) auf Anord-
nung der Ärztin oder des Arztes bei beatmungs-
pflichtigen Erkrankungen (z. B. hohe Querschnitts-
lähmung, Zustand nach Schädel- Hirntrauma); 
Überprüfung der Funktionen des Beatmungsgerä-
tes, ggf. Austausch bestimmter Teile des Gerätes 
(z. B. Beatmungsschläuche, Kaskaden, O2-Zellen). 

9. Blasenspülung Bis zu 3 Tage nein Bei der Festlegung der Rahmenbedingun-
gen einschließlich der Dauer und der Fre-
quenz ist hier der ärztliche Behandlungs-
plan maßgebend, weshalb für eine eigen-
ständige Entscheidung der Pflegefachkraft 
kein Entscheidungsspielraum besteht. 

 Einbringen einer Lösung unter sterilen Kautelen 
mittels Blasenspritze oder Spülsystem durch ei-
nen Dauerkatheter in die Harnblase, Beurteilen 
der Spülflüssigkeit. 

10. Blutdruckmessung Bis zu 7 Tage nein Siehe Nr. 9 

 bei Erst- und Neueinstellung eines Hypertonus. 

11. Blutzuckermessung Bis zu 3x tägl.  

Bei Erst- und Neueinstellung: 

nein Siehe Nr. 9 

 Ermittlung und Bewertung des Blutzuckergehaltes 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

kapillaren Blutes mittels Testgerät (z.B. Glucome-
ter) 

bis zu 4 Wochen  

Bemerkung: Die Häufigkeit der 
Blutzuckermessung erfolgt 
nach Maßgabe des ärztlichen 
Behandlungsplanes in Abhän-
gigkeit der ärztlich verordneten 
Medikamententherapie. 

 

 - bei Erst- und Neueinstellung eines Diabe-
tes (insulin- oder tablettenpflichtig) 

- bei Fortsetzung der sog. Intensivierten In-
sulintherapie 

 

11a Interstitielle Glukosemessung Bemerkung: Die Häufigkeit der 
Glukosemessung erfolgt nach 
Maß-gabe des ärztlichen Be-
handlungsplans in Abhängig-
keit der ärztlich verordneten 
Medikamententherapie. 

nein Siehe Nr. 9 

 bei Durchführung einer Intensivierten Insulinthe-
rapie 

- Ermittlung und Bewertung des interstiti-
ellen Glukosegehaltes mittels Testgerät 

- Sensorwechsel bei Bedarf 
- Kalibrierung bei Bedarf 

12. Positionswechsel zur Dekubitusbehandlung Dekubitus Grad 1: Erst-verord-
nung sowie Folgeverordnun-
gen für jeweils bis zu 7 Tage. 

Ab Dekubitus Grad 2: Erstver-
ordnung sowie Folgeverord-
nungen je-weils bis zu 4 Wo-
chen. 

ja Die entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kraft mit einschlägiger Berufserfahrung 
kann hierzu eine fachliche Einschätzung 
vornehmen. Daher kann sie über Häufig-
keit und Dauer selbst bestimmen. Diese 
Einschätzung wird auch in der Gesetzesbe-
gründung zum GVWG geteilt. 

 Ab Dekubitus Grad 1 (nicht wegdrückbare Hautrötung): 

Positionswechsel in individuell festzulegenden Zeitabständen 
zur weitestgehend vollständigen Druckentlastung der be-
troffenen Stelle. 

13. Drainagen, Überprüfen, Versorgen 1-2 x tägl. ja 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

 Überprüfen von Lage, Sekretfluss sowie von Laschen, Wech-
seln des Sekretbehälters. 

Die allgemeinen Prinzipien der Wundhei-
lung sowie die Wundversorgung sind Ge-
genstand der Ausbildung einer Pflegefach-
kraft. Die Dauer der Einlage von Drainagen 
bzw. Laschen kann bei bestimmten Wun-
den standardisiert sein (z.B. nach OP 2-3 
Tage), bei anderen Wunden kann die 
Dauer der Einlage von Laschen bzw. Drai-
nagen von der individuellen Wundheilung 
abhängig sein. Entsprechende Standards 
sind Pflegefachkräften aufgrund der Be-
rufsausbildung bekannt. Insbesondere die 
Häufigkeit der Überprüfung der Lage sowie 
des Sekretflusses und der Wechsel des 
Sekretbehälters können von der individuel-
len Entwicklung des Sekretflusses abhängig 
sein. In Abhängigkeit davon kann die ent-
sprechend qualifizierte Pflegefachkraft mit 
einschlägiger Berufserfahrung aufgrund 
der Beobachtungen vor Ort über die Häu-
figkeit und ggf. über die Dauer entschei-
den. 

14. Einlauf/Klistier/Klysma/digitale Enddarmausräumung Einlauf/Klistier/Klysma bis zu 2 
x wöchentlich 

digitale Enddarmausräumung 
als einmalige Leistung 

ja Dies sind nicht planbare Leistungen, daher 
ist eine Entscheidung der entsprechend 
qualifizierten Pflegefachkraft mit einschlä-
giger Berufserfahrung vor Ort sinnvoll, um 
ggf. eine situative Anpassung der Empfeh-
lung durch diese vorzunehmen. 

 bei Obstipation, die nicht anders zu behandeln ist. 

15. Flüssigkeitsbilanzierung 1 x tägl., 

bis zu 3 Tage 

nein Siehe Nr. 9 

 Messung der Ein- und Ausfuhr von Flüssigkeiten mit kalibrier-
ten Gefäßen, ggf. inkl. Gewichtskontrolle, ggf. inkl. Messung 
von Bein- und Bauchumfang zur Kontrolle des Flüssigkeits-
haushaltes bei dessen beginnender Dekompensation. 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

16. Infusionen, i. v. Dauer und Menge der Dosie-
rung streng nach Maßgabe der 
Verordnung des Präparates. 

nein Siehe Nr. 9 

 Wechseln und erneutes Anhängen der ärztlich verordneten In-
fusion bei ärztlich gelegtem peripheren oder zentralen i. v.-Zu-
gang oder des ärztlich punktierten Port-a-cath zur Flüssig-
keitssubstitution oder parenteralen Ernährung, Kontrolle der 
Laufgeschwindigkeit (ggf. per Infusionsgerät) und der Füll-
menge, Durchspülen des Zuganges nach erfolgter Infusions-
gabe, Verschluss des Zuganges. 

16a Infusionen, S.c. Bis zu 7 Tage nein Siehe Nr. 9 

 - Legen, Anhängen, Wechseln, sowie abschließendes Ent-
fernen einer ärztlich verordneten s.c. Infusion zur Flüssig-
keitssubstitution,  

- Kontrolle von Laufgeschwindigkeit und Füllmenge, 

- Überprüfung der Injektionsstelle beim Anlegen, Wech-
seln oder Entfernen der Infusion auf Zeichen einer 
Ödembildung, Schwellung oder Rötung. 

17. Inhalation Dauer und Menge der Dosie-
rung streng nach Maßgabe der 
Verordnung des Präparates 

nein Siehe Nr. 9 

 Anwendung von ärztlich verordneten Medikamenten, die mit-
tels verordneter Inhalationshilfen (gemäß Hilfsmittelverzeich-
nis) als Aerosol oder als Pulver über die Atemwege inhaliert 
werden. 

18. Injektionen Dauer und Menge der Dosie-
rung streng nach Maßgabe der 
Verordnung des Präparates 

nein Siehe Nr. 9 

 - i. v. 

 - i. m. 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

Aufziehen, Dosieren und Einbringen von ärztlich verord-
neten Medikamenten. 

 - s. c. 
Aufziehen, Dosieren und Einbringen von ärztlich verord-
neten Medikamenten. 

19. Injektion, Richten von nein nein Siehe Nr. 9 

Die Verordnung des Medikamentes erfolgt 
durch die Ärztin oder den Arzt  Richten von Injektionen zur Selbstapplikation. 

20. Instillation nein nein Siehe Nr. 9 

Die Medikamentengabe erfolgt nach ärztli-
cher Vorgabe.  Tropfenweises Einbringen von ärztlich verordneten flüssigen 

Medikamenten in den Organismus (Hohlorgane, Körperhöh-
len, Körperöffnungen). 

21. Kälteträger, Auflegen von 1- 3 Tage ja Die Wirkungsweise und der Einsatz einfa-
cher physikalischer Maßnahmen wie das 
Auflegen von Kälteträgern ist Gegenstand 
der Ausbildung einer Pflegefachkraft. In 
Abhängigkeit von der Beobachtung durch 
die entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kraft mit einschlägiger Berufserfahrung vor 
Ort kann diese über Häufigkeit und Dauer 
der Maßnahme selber entscheiden. 

 Bei akuten posttraumatischen Zuständen, akuten entzündli-
chen Gelenkerkrankungen, postoperativen Zuständen. 

22. Katheter, Versorgung eines suprapubischen nach Neuanlage für bis zu 14 
Tage 

ja Die allgemeinen Prinzipien der Wundhei-
lung sowie die Wundversorgung sind Ge-
genstand der Ausbildung einer Pflegefach-
kraft, ebenso die Versorgung eines supra-
pubischen Katheters. Die Versorgung der 
Wunde bzw. des suprapubischen Kathe-
ters erfolgt in der Regel nach Standards, die 
Pflegefachkräften aufgrund Ihrer Ausbil-

 Verbandwechsel der Katheteraustrittstelle einschließlich Pflas-
terverband und einschließlich Reinigung des Katheters, Desin-
fektion der Wunde, ggf. Wundversorgung und Anwendung 
ärztlich verordneter Medikamente 

- nach Neuanlage, 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

- bei Entzündungen mit Läsionen der Haut an der Kathe-
teraustrittstelle. 

 

 

dung bekannt sind. Die Dauer der Wund-
versorgung ist abhängig von der durch die 
Pflegefachkraft vor Ort beobachtbaren 
Wundheilung. Die Frequenz ist abhängig 
vom individuellen Wundverlauf, dem Exsu-
dat und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort be-
obachtet werden. Eine entsprechend qua-
lifizierte Pflegefachkraft mit einschlägiger 
Berufserfahrung kann daher Frequenz und 
Dauer einschätzen. 

23. Katheterisierung der Harnblase zur Ableitung des Urins Dauerkatheterwechsel alle 3 - 
4 Wochen 

ja Die allgemeinen Prinzipien der Katheteri-
sierung sind Gegenstand der Ausbildung 
einer Pflegefachkraft. Die Versorgung er-
folgt in der Regel nach Standards, die Pfle-
gefachkräften aufgrund Ihrer Ausbildung 
bekannt sind. Die Dauer der Katheterisie-
rung ist abhängig von der Zielsetzung der 
Katheterisierung. Die Frequenz ist abhän-
gig vom individuellen Bedarf. Dieser kann 
von der Pflegefachkraft vor Ort beobachtet 
werden. Eine entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkraft mit einschlägiger Berufser-
fahrung kann daher Frequenz und Dauer 
einschätzen. Um in akuten Situationen 
adäquat reagieren zu können, sollte es der 
Pflegefachkraft eine Entscheidung im 
Sinne von Dauer und Häufigkeit ermöglicht 
werden. 

 Einlegen, Entfernen oder Wechseln eines transurethralen 
Dauerkatheters in die Harnblase. 

 Einbringen eines transurethralen Einmalkatheters in die Harn-
blase zur Schulung von Patientinnen und Patienten in der sach-
gerechten Anwendung des Einmalkatheters. 

max. 5 Tage 

 Intermittierende transurethrale Einmalkatheterisierung bei 
neurogener Blasenentleerungsstörung oder myogener chro-
nischer Restharnbildung. 

nein 

24. Krankenbeobachtung, spezielle Klärung, ob Krankenhausbe-
handlung erforderlich ist: 

1 x pro Verordnung 

nein Die Festlegung der Dauer erfolgt durch die 
Ärztin oder den Arzt. Die Leistungsnummer 
nach den Vorgaben der HKP-RL besteht bis 
zum 30. Oktober 2023. 

 - kontinuierliche Beobachtung und Intervention mit den 
notwendigen medizinisch-pflegerischen Maßnahmen 

- Dokumentation der Vitalfunktionen wie: Puls, Blutdruck, 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

Temperatur, Haut, Schleimhaut  

einschließlich aller in diesem Zeitraum anfallenden pflegeri-
schen Maßnahmen. 

Die Dauer der Verordnung im Rahmen der 
speziellen Krankenbeobachtung hängt von 
verschiedenen Faktoren ab. So kann die 
Versorgung von beatmungspflichtigen o-
der trachealkanülierten Versicherten so 
lange erforderlich sein, bis die Einweisung 
in eine Entwöhnungs-einrichtung ange-
zeigt ist. Die Frage, wann ein Weaning oder 
eine Dekanülierung möglich sind, ist eine 
ärztliche Einschätzung. Daher kann die 
Häufigkeit und Dauer der speziellen Kran-
ken-beobachtung nur von der Ärztin oder 
dem Arzt festgelegt werden.  

24a Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen oder Palliativpa-
tienten 

Erstverordnung und Folgever-
ordnungen bis zu 14 Tage. 

Folgeverordnungen sind be-
darfsabhängig auch über die 
ursprüngliche Lebenszeitprog-
nose hinaus möglich. 

nein Eine enge Abstimmung mit der Ärztin oder 
dem Arzt ist notwendig. Die Häufigkeit er-
folgt nach Bedarf. Die Dauer der Leistung 
ist von der Ärztin oder dem Arzt festzule-
gen. Dadurch soll eine kontinuierliche ärzt-
liche Anbindung sichergestellt werden. 

 Symptomkontrolle bei Palliativpatientinnen oder Palliativpati-
enten in enger Abstimmung mit der verordnenden Ärztin oder 
dem verordnenden Arzt  

- insbesondere bei Schmerzsymptomatik, Übelkeit, Erbre-
chen, pulmonalen oder kardialen Symptomen, Obstipa-
tion 

- Wundkontrolle und -behandlung bei exulzerierenden 
Wunden  

- Krisenintervention, z.B. bei Krampfanfällen, Blutungen, 
akuten Angstzuständen 

Die Leistung Nr. 24a umfasst neben der Symptomkontrolle alle 
notwendigen behandlungspflegerischen Leistungen entspre-
chend den Vorgaben dieses Leistungsverzeichnisses. 

25. Magensonde, Legen und Wechseln nein nein Siehe Nr. 9 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

 Legen und Wechseln einer Verweilsonde durch die Nase / den 
Mund zur Ableitung des Magensaftes oder zur Sicherstellung 
der enteralen Ernährung, wenn die normale Nahrungsauf-
nahme nicht mehr möglich ist. 

26. Medikamente (außer Injektionen, Infusionen, Instillationen, 
Inhalationen) 

Dauer und Menge der Dosie-
rung streng nach Maßgabe der 
Verordnung des Präparates.  

Bei Folgeverordnungen ärztli-
che Begründung.  

Bei Folgeverordnungen ist die 
Angabe des Lokalbefunds er-
forderlich.  

nein Die Verordnung des Medikaments erfolgt 
durch die Ärztin oder den Arzt. 

Siehe Nr. 9  1. Richten von ärztlich verordneten Medikamenten, wie 
z. B. Tabletten, für von der Ärztin oder vom Arzt be-
stimmte Zeiträume 

 2. Verabreichen von ärztlich verordneten Medikamen-
ten, (z. B. Tabletten, Augen-, Ohren- und Nasentropfen, 
Salben, Tinkturen, Lösungen, Aerosole, Suppositorien) 
für von der Ärztin oder vom Arzt bestimmte Zeiträume, 
- über den Magen-Darmtrakt (auch über Magen-

sonde), 
- über die Atemwege, 
- über die Haut und Schleimhaut, 

- als Einreibungen bei akuten posttraumati-
schen Zuständen, akuten entzündlichen Ge-
lenkerkrankungen, akuten wirbelsäulenbe-
dingten Symptomen, akuten dermatologi-
schen Erkrankungen, 

nein nein Siehe Nr. 9 

 - als Bad zur Behandlung von Hautkrankheiten 
mit ärztlich verordneten medizinischen Zusät-
zen zur Linderung oder Heilung bei dermatolo-
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

gischen Krankheitsbildern und die gegebenen-
falls erforderliche Nachbehandlung (z. B. Ein-
reibung mit ärztlich verordneten Salben), 

- zur Behandlung des Mundes, lokale Behand-
lung der Mundhöhle und der Lippen mit ärzt-
lich verordneten Medikamenten, 

 - zur Behandlung des Auges, insbesondere bei 
Infektionen, Verletzungen, postoperativen Zu-
ständen, Glaukom. 

   

26a Durchführen der Sanierung von MRSA-Trägern mit gesicher-
ter Diagnose 

Dauer nach Maßgabe des ärzt-
lichen Sanierungsplans (5 bis 7 
Tage). 

Neue Erstverordnung nach 
frustraner Sanierung möglich. 
Dabei sind im Vorfeld die 
Gründe des Misserfolgs zu eru-
ieren. 

nein Eine Bestimmung von Häufigkeit und 
Dauer dieser Maßnahme durch Pflege-
fachkräfte ist nicht möglich. Die Inhalte und 
Rahmenbedingungen dieser Leistung sind 
weitgehend vorgegeben, weshalb für eine 
eigenständige Entscheidung der Pflege-
fachkraft kein Entscheidungsspielraum be-
steht.  

Die Leistung ist ausgerichtet an einem ärzt-
lichen Sanierungsplan. Neue Verordnun-
gen sind nur möglich, wenn die oder der 
Versicherte weiterhin kolonisiert ist. Dies 
stellt die Ärztin oder der Arzt mittels labor-
diagnostischer Untersuchungen fest. Ge-
mäß der Spalte „Dauer und Häufigkeit“ 
sind vor der erneuten Verordnung außer-
dem die Gründe für die fehlgeschlagene 
Sanierung zu eruieren. Dies ist eine ärztli-
che Aufgabe.  

 - Durchführung Sanierung/Eradikation nach ärztlichem Sa-
nierungsplan gemäß Verordnung. Dazu können bei Bedarf 
insbesondere gehören: 

→ Applikation einer antibakteriellen Nasensalbe oder ei-
nes antiseptischen Gels  

→ Mund- und Rachenspülung mit einer antiseptischen 
Lösung  

→ Dekontamination von Haut und Haaren mit antisepti-
schen Substanzen 

→ In Verbindung mit den MRSA Sanierungsmaßnah-
men als begleitende Maßnahmen Textilien, die mit 
Haut oder Schleimhaut Kontakt haben, täglich wech-
seln und Gegenstände, die mit Haut oder Schleim-
haut Kontakt haben, täglich desinfizieren in beson-
ders gelagerten Ausnahmefällen, in denen aus-
nahmsweise der regelhaft gegebene Anspruch auf Er-
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

bringung dieser Leistungen nach dem SGB XI nicht ge-
geben ist. Die Voraussetzungen des § 6 Absatz 5 der 
Richtlinie werden abschließend im Verfahren nach § 
6 geprüft 

27. Perkutane endoskopische Gastrostomie (PEG), Versorgung 
bei 

nein ja Die allgemeinen Prinzipien der Wundhei-
lung sowie die Wundversorgung sind Ge-
genstand der Ausbildung einer Pflegefach-
kraft. Ebenso der Umgang mit einer PEG-
Sonde. Die Versorgung der Wunde bzw. 
der PEG-Sonde erfolgt in der Regel nach 
Standards, die Pflegefachkräften aufgrund 
Ihrer Ausbildung bekannt sind. Die Dauer 
der Wundversorgung ist abhängig von der 
durch die Pflegefachkraft vor Ort be-
obachtbaren Wundheilung. Die Frequenz 
ist abhängig vom individuellen Wundver-
lauf, dem Exsudat und anderen Faktoren. 
Diese Faktoren können von der Pflegefach-
kraft vor Ort beobachtet werden. Eine ent-
sprechend qualifizierte Pflegefachkraft mit 
einschlägiger Berufserfahrung kann daher 
Frequenz und Dauer einschätzen. 

 

 

Wechsel der Schutzauflage bei PEG, Kontrolle der Fixierung 
und Durchgängigkeit, einschließlich Reinigung der Sonde, Des-
infektion der Wunde, ggf. Wundversorgung und Anwendung 
ärztlich verordneter Medikamente. 

27a Psychiatrische häusliche Krankenpflege Ist ein Verordnungszeitraum 
von insgesamt mehr als 4 Mo-
naten erforderlich (Verlänge-
rung), ist dies zu begründen 
und im Behandlungsplan dar-
zulegen, inwieweit die psychi-
atrische häusliche Kranken-
pflege weiterhin auf die Beein-
trächtigungen der Aktivitäten 
(Fähigkeitsstörungen) positiv 
einwirken, die Versicherte oder 

nein Siehe Nr. 9 

Die pHKP erfolgt im Rahmen der ärztli-
chen/psychotherapeutischen Behandlung. 
Die Frage, wie lange ein Unterstützungsbe-
darf besteht, entscheidet die Ärztin oder 
der Arzt bzw. die Psychotherapeutin oder 
der Psychotherapeut gemäß des Behand-
lungsplans.   

 - Erarbeiten  
der Pflegeakzeptanz (Beziehungsaufbau), 

- Durchführen  
von Maßnahmen zur Bewältigung von Krisensituatio-
nen, 

- Training von Fähigkeiten und Fertigkeiten  
zum eigenverantwortlichen Umgang mit der Erkrankung 
beziehungsweise Entwickeln von kompensatorischen 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

Hilfen bei krankheitsbedingten Beeinträchtigungen der 
Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen), 

- Unterstützung 
zur Kontaktaufnahme zu anderen an der Versorgung betei-
ligten Einrichtungen. 

den Versicherten stabilisieren 
und die Zielsetzung der psychi-
atrischen häuslichen Kranken-
pflege erreicht werden kann. 
Verordnungsfähig sind bis zu 
14 Einheiten pro Woche. 

28. Stomabehandlung 

Desinfektion der Wunde, Wundversorgung, Behandlung mit 
ärztlich verordneten Medikamenten, Verbandwechsel und 
Pflege von künstlich geschaffenen Ausgängen (z. B. U-
rostoma, Anus-praeter) bei akuten entzündlichen Verände-
rungen mit Läsionen der Haut. 

nein ja 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die allgemeinen Prinzipien der Wundhei-
lung sowie die Wundversorgung sind Ge-
genstand der Ausbildung einer Pflegefach-
kraft. Die Versorgung der Wunde bei 
akuten entzündlichen Veränderungen er-
folgt in der Regel nach Standards, die Pfle-
gefachkräften aufgrund Ihrer Ausbildung 
bekannt sind. Die Dauer der Wundversor-
gung ist abhängig von der durch die Pflege-
fachkraft vor Ort beobachtbaren Wund-
heilung. Die Frequenz ist abhängig vom in-
dividuellen Wundverlauf, dem Exsudat 
und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort be-
obachtet werden. Eine entsprechend qua-
lifizierte Pflegefachkraft mit einschlägiger 
Berufserfahrung kann daher Frequenz und 
Dauer einschätzen. 



A TRAGENDE GRÜNDE UND BESCHLUSS 

 

21 

Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

 

 

29. Trachealkanüle, Wechsel und Pflege der nein nein 

 

 

 

 

 Herausnahme der liegenden Trachealkanüle, Reinigung und 
Pflege, ggf. Behandlung des Stomas, Einsetzen und Fixieren 
der neuen Trachealkanüle, Reinigung der entnommenen 
Trachealkanüle. 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

30. Venenkatheter, Pflege des zentralen 1 – 2 x wöchentlich bei Trans-
parentverband 

ja Eine Bestimmung von Häufigkeit und 
Dauer dieser Maßnahme durch entspre-
chend qualifizierte Pflegefachkräfte mit 
einschlägiger Berufserfahrung ist möglich. 
Die Dauer der Leistung ist abhängig davon, 
wie lange der Katheter liegt. Insofern be-
steht diesbezüglich kein eigenständiger 
Entscheidungsspielraum. Die Frequenz 
hingegen kann durch eine entsprechend 
qualifizierte Pflegefachkraft mit einschlägi-
ger Berufserfahrung eingeschätzt und ent-
schieden werden. 

 Verbandwechsel der Punktionsstelle grundsätzlich mit Trans-
parentverband, Verbandwechsel des zentralen Venenkathe-
ters, Beurteilung der Einstichstelle (einschließlich i. v. Porth-a-
cath).  
 

31. Wundversorgung einer akuten Wunde Erstverordnung sowie Folge-
verordnungen jeweils bis zu 4 
Wochen. 

ja 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die allgemeinen Prinzipien der Wundhei-
lung sowie die Wundversorgung sind Ge-
genstand der Ausbildung einer Pflegefach-
kraft. Die Versorgung von akuten nicht 
chronischen Wunden erfolgt in der Regel 
nach Standards, die Pflegefachkräften auf-
grund Ihrer Ausbildung bekannt sind. Die 
Dauer der Wundversorgung ist abhängig 
von der durch die Pflegefachkraft vor Ort 
beobachtbaren Wundheilung. Die Fre-
quenz ist abhängig vom individuellen 
Wundverlauf, dem Exsudat und anderen 
Faktoren. Diese Faktoren können von der 
Pflegefachkraft vor Ort beobachtet wer-
den. Eine entsprechend qualifizierte Pfle-
gefachkraft mit einschlägiger Berufserfah-
rung kann daher Frequenz und Dauer ein-
schätzen. 

 Anlegen, Wechseln von Verbänden, Wundheilungskontrolle, 
Desinfektion und Reinigung, Spülen von Wundfisteln, Versor-
gung von Wunden unter aseptischen Bedingungen. 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

31a Wundversorgung einer chronischen und schwer heilenden 
Wunde 

Erstverordnung sowie Folge-
verordnungen jeweils bis zu 4 
Wochen. 

nein Der Behandlungserfolg bei chronischen 
und schwer heilenden Wunden hängt von 
der Behandlung der die chronische Wund-
heilung verursachenden Grunderkrankung 
ab. Die Behandlung dieser Grund-erkran-
kung ist eine ärztliche Aufgabe. Zudem 
handelt es sich bei der Versorgung einer 
chronischen Wunde um eine komplexe 
Maßnahme. Daher ist eine zentrale Anfor-
derung an die Versorgung von chronischen 
Wunden, dass diese durch geeignete Pfle-
gefachkräfte mit entsprechenden Zu-
satzqualifikationen (vgl. § 6 der Rahmen-
empfehlungen nach § 132a Abs. 1 SGB V) 
durchzuführen sind. Die Frequenz der 
Wundversorgung kann daher nicht von ei-
ner Pflegefachkraft festgelegt werden, 
sondern ist von einem Arzt festzulegen. Bei 
der Dauer besteht kein Entscheidungs-
spielraum. Die Verordnung der Verbands-
mittel erfolgt zudem durch den Arzt, wes-
halb dieser auch den abschließenden 
Überblick über die Versorgung behalten 
sollte. 

 In enger Abstimmung mit der behandelnden Ärztin oder dem 
behandelnden Arzt Anlegen, Wechseln von Verbänden, 
Wundheilungskontrolle, Desinfektion und Reinigung, Spülen 
von Wundfisteln, Versorgung von Wunden unter aseptischen 
Bedingungen einschließlich einer bedarfsweisen Anleitung zu 
krankheits- und wundspezifischen Maßnahmen. 

31b An- oder Ausziehen von ärztlich verordneten Kompressions-
strümpfen/-strumpfhosen der Kompressionsklassen I bis IV 

Anlegen oder Abnehmen eines Kompressionsverbandes 

Jeweils 1 x täglich. ja Die entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kraft mit einschlägiger Berufserfahrung 
kann hierzu eine fachliche Einschätzung 
vor-nehmen. Daher kann sie über Häufig-
keit und Dauer selbst bestimmen. 

Diese Einschätzung wird auch in der Geset-
zesbegründung zum GVWG geteilt. 

31c An- oder Ablegen von stützenden und stabilisierenden Ver-
bänden zur unterstützenden Funktionssicherung der Gelenke 
z. B. bei Distorsion, Kontusion, Erguss 

Bis zu 2 Wochen, 

jeweils 1 x täglich 

ja Die Wirkungsweise und der Einsatz von 
stützenden und stabilisierenden Verbän-
den ist Gegenstand der Ausbildung einer 
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Nr. Leistungsbeschreibung Empfehlung zur Dauer und 
Häufigkeit im LV 

Einschätzung: Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer durch Pfle-
gefachkraft möglich? 

Begründung 

Pflegefachkraft. Entsprechend kann die 
entsprechend qualifizierte Pflegefachkraft 
mit einschlägiger Berufserfahrung vor Ort 
über Häufigkeit und Dauer der Maßnahme 
selbst entscheiden. 

31d An- oder Ablegen von ärztlich verordneten Bandagen und 
Orthesen im Rahmen der Krankenbehandlung 

jeweils 1 x täglich 

Stützkorsett: 

Jeweils 1 bis 2 x täglich 

ja Die Wirkungsweise und der Einsatz von 
Bandagen und Orthesen ist Gegenstand 
der Ausbildung einer Pflegefachkraft. Ent-
sprechend kann die entsprechend qualifi-
zierte Pflegefachkraft mit einschlägiger Be-
rufserfahrung vor Ort über Häufigkeit und 
Dauer der Maßnahme selbst entscheiden. 
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A-2.4 Zu § 5a Absatz 2: 

Die bereits im Leistungsverzeichnis enthaltenen Vorgaben zur Dauer und Häufigkeit (siehe jeweils ein-
schlägige Spalte) stellen Empfehlungen für den Regelfall dar, von denen die Verordnerin oder der Ver-
ordner entsprechend individueller Erforderlichkeit begründet abweichen kann. Dies gilt auch für die 
Festlegung der erforderlichen Häufigkeit und Dauer durch die entsprechend qualifizierte Pflegefachkraft. 
Somit hat sich die entsprechend qualifizierte Pflegefachkraft an diesen Hinweisen bei der Beurteilung 
der Festlegung von Häufigkeit und Dauer zu orientieren. In § 5a Absatz 2 Satz 2 wird benannt, auf welche 
Angaben die Ärztin oder der Arzt auf der Verordnung verzichten kann, wenn eine Diagnose vorliegt, für 
die eine Verordnung mit erweiterter Versorgungsverantwortung ausgestellt werden kann. 

A-2.5 Zu § 5a Absatz 3: 

Die Regelung sieht als Voraussetzung für die Festlegung der Häufigkeit und Dauer einer Maßnahme 
durch eine entsprechend qualifizierte Pflegefachkraft vor, dass sich diese von dem Zustand der oder des 
Versicherten persönlich überzeugt hat oder dass ihr dieser aus einer laufenden Versorgung bekannt ist. 
Dies entspricht der gleichlautenden Vorgabe als Voraussetzung für die Verordnung in § 3 Absatz 1 Satz 1. 

Zudem ist zu beachten, dass eine erhöhte Frequenz der Leistungserbringung zu erhöhten Verordnungs-
anforderungen seitens der Leistungserbringer führen kann, beispielsweise für Verbandsmittel, die von 
der eigentlichen Verordnung der Ärztin oder des Arztes abweichen, z.B. über die Verordnungsmenge 
hinausgehen. Der Einsatz von entsprechenden Verbandsmaterialien oder Medizinprodukten hängt von 
der medizinischen Notwendigkeit ab. Dabei ist das Wirtschaftlichkeitsgebot zu beachten. Es bedarf also 
einer entsprechenden Verständigung aller Beteiligten, wobei die medizinische Verantwortung bei der 
Ärztin oder beim Arzt liegt. 

A-2.6 Zu § 5a Absatz 5: 

Die Pflegefachkräfte können nur innerhalb des vertragsärztlich festgestellten Verordnungsrahmens 
selbst über die erforderliche Häufigkeit und Dauer bestimmen. Hat die Verordnerin oder der Verordner 
die Häufigkeit und Dauer einer Leistung bestimmt, ist dies für die jeweilige Pflegefachkraft verbindlich. 
Sofern wichtige medizinische Gründe oder Gründe der Therapiesicherheit vorliegen, die gegen eine Be-
stimmung der erforderlichen Häufigkeit und Dauer durch die Pflegefachkräfte sprechen, hat die Verord-
nerin oder der Verordner die Häufigkeit und Dauer daher selbst auf der Verordnung anzugeben. 

A-2.7 Zu § 6 Absatz 2 und Absatz 4 und § 9 Absatz 1: 

In Absatz 2 Satz 1 wird die Bezeichnung „Medizinischer Dienst der Krankenversicherung“ an die durch 
das Gesetz für bessere und unabhängigere Prüfungen (MDK-Reformgesetz) vom 14. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2789) festgelegte Bezeichnung „Medizinischer Dienst" angepasst. 

In Absatz 2 Satz 2 wird die Regelung zu den Informationsflüssen der Krankenkasse im Zuge des Geneh-
migungsverfahrens um den Pflegedienst als möglichen Adressaten der Information durch die Kranken-
kassen ergänzt. Bei von der Verordnung abweichenden Entscheidungen im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens richtet sich die Information der Krankenkasse jeweils an den Leistungserbringer, dessen Ver-
antwortungsbereich bei der Verordnung von der Entscheidung betroffen ist.  

Der G-BA wurde durch das Bundesministerium für Gesundheit mit Schreiben vom 20. Januar 2022 an-
lässlich des Beschlusses vom 19. November 2021 zur Änderung der Häusliche Krankenpflege-Richtlinie: 
Übergangsregelung und Anpassung zur außerklinischen Intensivpflege auf Anpassungsbedarf in der vor-
liegenden Regelung hingewiesen. Die Regelung wird an den Wortlaut des § 37 Absatz 2 Satz 6 SGB V 
angepasst, Absatz 4 und Absatz 5 aus systematischen Gründen zusammengefasst und entsprechende 
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Verweise in § 9 Absatz 1 HKP-RL sowie in der Nummer 26 des Leistungsverzeichnisses als Folgeänderung 
aktualisiert. In § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 erfolgt eine Folgeänderung aufgrund des Beschlusses vom 
21. Oktober 2021, mit der die Verlängerung der Vorlagefrist der Verordnung von drei auf vier Tage nach-
vollzogen wird. 

A-2.8 Zu § 7 Absatz 4a: 

Bei der Umsetzung der Kompetenzerweiterung durch die entsprechend qualifizierten Pflegefachkräfte 
ist eine enge Abstimmung mit der Verordnerin oder dem Verordner erforderlich. Hierzu enthält § 5a 
Absatz 3 Satz 1 i. V. m § 7 Absatz 4a HKP-RL Vorgaben zur Information der Verordnerin oder des Verord-
ners durch den Leistungserbringer. Insbesondere hat die Pflegefachkraft die Verordnerin oder den Ver-
ordner unverzüglich über die von ihr vorgenommenen Festlegungen zur Dauer und Häufigkeit der ärzt-
lich verordneten Maßnahmen zu informieren, so dass diese oder dieser diese Festlegungen im Rahmen 
ihres oder seines ärztlichen Behandlungs- und Therapieplans berücksichtigen kann.  

Die Kompetenzerweiterung darf nicht dazu führen, dass auf unbestimmte Zeit die Möglichkeit besteht, 
Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege ohne erneuten Arztkontakt in Anspruch zu nehmen. § 5a 
Absatz 4 enthält daher Vorgaben zur Notwendigkeit eines erneuten Arztkontaktes. 

Zwischen den Beteiligten soll ein regelmäßiger Informationsfluss sichergestellt werden, der bei Bedarf 
der Beteiligten zu erfolgen hat und sich aufgrund der Kompetenzerweiterung zusätzlich zu den bereits 
geregelten Informationen bei Veränderung in der häuslichen Pflegesituation nach § 7 Absatz 2 Satz 1 
ergeben kann. 

Zwischen der vorausgegangenen Verordnung und der Folgeverordnung soll spätestens nach drei Mona-
ten ein persönlicher Arzt-Patienten-Kontakt stattfinden, um die medizinische Indikation und die Wirk-
samkeit einer Leistung der häuslichen Krankenpflege zu überprüfen. 

A-2.9 Zum Sachverzeichnis 

Mit Beschluss des G-BA vom 19. November 2021 wurde die Leistungsnummer 24 des Leistungsverzeich-
nisses der HKP-RL gestrichen. Das Sachverzeichnis wird aufgrund der Beschlussfassung vom 19. Novem-
ber 2021 aktualisiert. Das Inkrafttreten der Änderung wird in Übereinstimmung mit dem Beschluss vom 
19. November 2021 auf den 31. Oktober 2023 datiert. 

A-2.10 Zum Inkrafttreten 

Mit Ausnahme der in Satz 2 des Abschnitts III gesondert ausgewiesenen Regelung zum Inkrafttreten be-
züglich der Änderungen nach Abschnitt II Nummer 7, die aus der Abstimmung mit dem Inkrafttreten des 
Änderungsbeschlusses vom 19. November 2021 folgt, treten die Änderungen der Richtlinie am Tag nach 
der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Die Anwendbarkeit der Regelungen gemäß Abschnitt II Nummer 2, 4 und 6 hängt vom Inkrafttreten der 
diesbezüglichen Regelungen der Rahmenempfehlungen nach § 132a Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 SGB V 
ab. 

A-3 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfah-
ren ist in der Zusammenfassenden Dokumentation (ZD) bzw. Abschlussbericht in den Abschnitten B und 
C dokumentiert. Es haben sich aufgrund der Stellungnahmen Änderungen am Beschlussentwurf erge-
ben, welche in der Synopse zur Auswertung der Stellungnahmen dokumentiert wurden (vgl. Abschnitt 
B 6.1 ff. in der ZD). 
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A-4 Bürokratiekostenermittlung 

Gemäß § 5a können die Pflegefachkräfte nach § 37 Absatz 8 SGB V innerhalb des vertragsärztlich festge-
stellten Verordnungsrahmens für die im Leistungsverzeichnis gekennzeichneten Leistungen der häusli-
chen Krankenpflege selbst über die erforderliche Häufigkeit und Dauer bestimmen, sofern die Verord-
nerin oder der Verordner die Häufigkeit und Dauer im Sinne des § 5a Absatz 5 HKP-RL nicht selbst auf 
der Verordnung angegeben hat. Die entsprechend qualifizierten Pflegefachkräfte berücksichtigen dabei 
die Empfehlungen zu Häufigkeit und Dauer aus dem Leistungsverzeichnis der HKP-RL und stimmen ihre 
vorgenommenen Festlegungen mit der Verordnerin oder dem Verordner ab. 

Aufgrund der Einführung der erweiterten Versorgungsverantwortung nach § 5a HKP-RL ist davon aus-
zugehen, dass die Verordnerin oder der Verordner im Hinblick auf das Ausstellen der Verordnung bei 
Anwendung der erweiterten Versorgungsverantwortung ggf. zeitlich entlastet wird. Den Pflegefachkräf-
ten nach § 37 Absatz 8 SGB V entsteht künftig bei Anwendung der erweiterten Versorgungsverantwor-
tung ein Mehraufwand, da sie für bestimmte Leistungen Festlegungen zur Häufigkeit und Dauer der ärzt-
lich verordneten Maßnahmen selbstständig verantworten, abstimmen und in die Pflegedokumentation 
übertragen. 

A-5 Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

01.07.2021  Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (Gesund-
heitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz – GVWG) 

21.10.2021 G-BA Beschluss zur Einleitung des Beratungsverfahrens 

06.04.2022 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor abschlie-
ßender Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO)  

01.06.2022 UA VL Anhörung und orientierende Würdigung der Stellungnahmen  

06.07.2022 UA VL Abschließende Würdigung der Stellungnahmen und Beratung der Be-
schlussunterlagen 

21.07.2022 G-BA Abschließende Beratung und Beschlussfassung 

22.09.2022  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Absatz 1 SGB V erforderli-
chen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

12.10.2022  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

13.10.2022  Inkrafttreten der Änderungen gemäß Abschnitt I sowie Abschnitt II 
Nummer 1 bis 6 

31.10.2023  Inkrafttreten der Änderungen der Richtlinie gemäß Abschnitt II Num-
mer 7 
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A-6 Beschluss vom 21. Juli 2022  

Veröffentlicht im Bundeanzeiger am 12. Oktober 2022 (BAnz AT 12.10.2022 B2) 
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A-7 Prüfung durch das BMG 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA 

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie wird den hierzu 
berechtigten Organisationen gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SBG V i. V. m. 
§ 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 SGB V und gemäß § 91 Absatz 5 SGB V der Bundesärztekammer sowie der 
Bundespsychotherapeutenkammer und gemäß § 91 Absatz 5a SGB V dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten 
Richtlinienänderung gegeben. Die Stellungnahmen werden in die Entscheidung einbezogen.  

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 6. April 2022 die Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 7. April 2022 
übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von vier Wochen nach 
Übermittlung der Unterlagen gegeben.  

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer 

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stellungnah-
men nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der 
Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben ist. 

B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

Der UA VL hat in seiner Sitzung am 6. April 2022 folgenden Organisationen für dieses Beschlussvorhaben 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme erteilt. Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutio-
nen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie 
entsprechende Eckdaten zum Eingang sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

 
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 05.05.2022  

Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 05.05.2022  

Bundesarbeitsgemeinschaft Spezialisierte Ambulante Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

05.05.2022  
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Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Bundespflegekammer e.V. 05.05.2022  

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 04.05.2022  

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband e. V. (DBfK) 02.05.2022  

Deutscher Caritasverband e. V. (Caritas) 05.05.2022  

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e.V. 05.05.2022  

Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK) 04.05.2022  

Diakonie Deutschland  05.05.2022  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB) 05.05.2022  

Organisationen der Hospizarbeit und Palliativversorgung 
gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 i.V.m. § 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 SGB V 

Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin e.V. (DGP) 06.05.2022 verfristet 

Deutscher Hospiz- und PalliativVerband e.V. (DHPV) 05.04.2022  

Bundesarbeitsgemeinschaft Spezialisierte Ambulante Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

05.05.2022  

 

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 

Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe, der Fließtext (je-
weils mit Stand vom 6. April 2022) sowie die Stellungnahme der Fachberatung Medizin vom 2. Februar 
2022 als ergänzende Information übermittelt. 
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B-5.1 Beschlussentwurf 
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-5.3 Stellungnahme Fachberatung Medizin 
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B-6 Auswertung und Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen 

B-6.1 Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen, der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen 

Im Folgenden finden Sie die Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen. Die Volltexte der 
schriftlichen Stellungnahmen sind im Anhang abgebildet.  
 

B-6.1.1 Allgemein/Sonstiges 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

1.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Erweiterung des Leistungsver-
zeichnisses:  
Wir beantragen, das Leistungs-
verzeichnis um die Leistung „Ge-
meinsame Fallbesprechungen 
zwischen Verordnerin /Verord-
ner und qualifizierter Pflegefach-
kraft“ zu erweitern. 

Die zusätzlichen Abstimmungsbe-
darfe aus § 3 und § 7 stellen für 
beide Seiten einen erheblichen 
zusätzlichen Aufwand dar, der 
nicht nebenbei erledigt werden 
kann und der deshalb als eigen-
ständige Leistung in das Leis-
tungsverzeichnis aufzunehmen 
und in den Vergütungen zu be-
rücksichtigen ist. 

GKV-SV, KBV, DKG: Fallbespre-
chungen sind keine verordnungs-
fähigen Leistungen. Verordnungs-
fähig im Rahmen der HKP sind nur 
Maßnahmen der Behandlungs-
pflege, der Grundpflege und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung.  
Vergütungsfragen sind Gegen-
stand der Verträge nach § 132a 
Abs. 4 SGB V. Die Zusammenar-
beit der unterschiedlichen Profes-
sionen ist bereits in verschiede-
nen Stellen der RL angelegt (vgl. 
z.B. § 7) und somit wird diesem 
Anliegen bereits Rechnung getra-
gen. 

keine Änderung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

PatV: Kommunikation muss auch 
vergütet werden und in der RL be-
rücksichtigt werden. 
Die PatV unterstützt das Anliegen 
des DBfK, eine neue Leistung zur 
Fallbesprechung grundsätzlich in 
das Leistungsverzeichnis der HKP-
RL aufzunehmen. 

2.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Vorbemerkung: 
Der bpa begrüßt, dass der G-BA entsprechend des Gesundheitsversor-
gungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) in der HKP-RL die Rahmen-
vorgaben zu den verordnungsfähigen Maßnahmen festlegt, bei denen 
Pflegefachkräfte, die die in den Bundesrahmenempfehlungen nach § 
132a Absatz 1 Satz 4 Nummer 7 geregelten Anforderungen erfüllen, 
innerhalb des festgestellten Verordnungsrahmens über die erforderli-
che Häufigkeit und Dauer der Maßnahmen bestimmen können. Die 
fachliche Kompetenz der Pflegefachkräfte wird hierdurch effizienter 
genutzt und die Versorgung des Patienten optimiert. 

Kenntnisnahme  

3.  Verband Deutscher 
Alten-  
und Behinderten-
hilfe e.V. (VDAB) 

[…] Mit der Änderung der HKP-RL sollen nun qualifizierte Pflegefach-
kräfte innerhalb eines vertragsärztlich festgestellten Verordnungsrah-
mens für Leistungen der häuslichen Krankenpflege selbst über die er-
forderliche Häufigkeit und Dauer der nach dem Leistungsverzeichnis 
der HKP-RL verordnungsfähigen Maßnahmen bestimmen können.  
Die hiermit vorgenommene Übertragung von Verantwortlichkeit ist 
nicht geeignet die Fachlichkeit der in der Pflege beschäftigten Fach-
kräfte anzuerkennen. Die Pflegefachkräfte können weiterhin nicht 
selbstständig über die Notwendigkeit von behandlungspflegerischen 

Der G-BA setzt hier die gesetzli-
chen Vorgaben nach § 37 Absatz 
8 SGB V um. Diese umfassen die 
Festlegung der Häufigkeit und 
Dauer der Maßnahme durch ent-
sprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte mit einschlägiger Be-
rufserfahrung.  

keine Änderung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

Maßnahmen entscheiden, sondern nur über deren Häufigkeit und 
Dauer. Damit findet keine wirkliche Kompetenzübertragung statt. Viel-
mehr wird die Pflegefachkraft zur Assistenz des behandelnden Arztes. 
Der Mehrwert für den behandelnden Arzt liegt dabei natürlich in der 
Zeitersparnis, jedoch erschließt sich uns nicht, wo er für die Pflegefach-
kräfte liegt. Insbesondere wenn die hier angestrebte Assistenzleistung 
zu einem erhöhten bürokratischen Mehraufwand für die Pflegefach-
kraft führt, da sie den Verordner immer unverzüglich über die von ihr 
vorgenommenen Festlegungen zur Häufigkeit und Dauer der ärztlich 
verordneten Maßnahmen informieren muss. Wie wenig Wertschät-
zung der pflegefachlichen Expertise entgegengebracht wird zeigt sich 
auch darin, dass die Dauer und Häufigkeit der verordneten Leistungen 
für die Pflegefachkraft bindend sind, wenn ein Arzt diese festgestellt 
hat. Die fachlichen Einschätzungen der Pflegefachkräfte werden dem-
nach negiert. Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass Sachbe-
arbeiter der Krankenkassen bislang keinerlei pflegefachlicher / medizi-
nischer Ausbildung bedürfen um einschätzen zu können ob die Dauer 
und oder Häufigkeit von verordneten HKP-Leistungen angemessen 
sind und entsprechend Kürzungen vornehmen können. Die hier ge-
troffenen Regelungen können daher nicht als ein ernsthafter Versuch 
der Kompetenzübertragung und damit der Aufwertung des Pflege-
fachberufes gewertet werden. Vielmehr werden die Regelungen zu ei-
ner weiteren Bürokratisierung in der Pflege führen und die Bereit-
schaft verringern, solche Aufgaben überhaupt erst zu übernehmen. 
Da wir diese Regelungen für ungeeignet halten, verzichten wir auf eine 
Stellungnahme im Detail. […] 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

4.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Die BAG-SAPV begrüßt die Initiative die Verantwortlichkeit der Pflege-
fachkräfte zu stärken ausdrücklich.  
Allgemein sind die fachpflegerischen Vorbehaltsaufgaben zu beach-
ten., denen insbesondere die Leistungen Nr. 1-5 unterliegen und da-
mit keine ärztliche Delegationsaufgabe abbilden. Die Sicherungspflege 
muss aus Sicht der BAG-SAPV neu geregelt werden.  
Begründung: 
Gemäß § 4 Abs. 2 Pflegeberufegesetz sind die Erhebung und Feststel-
lung des individuellen Pflegebedarfs, die Organisation, Gestaltung und 
Steuerung des Pflegeprozesses sowie die Analyse, Evaluation, Siche-
rung und Entwicklung der Qualität der Pflege vorbehaltene Tätigkeiten 
für Pflegefachkräfte.   
Nach Einschätzung der BAG-SAPV handelt es sich bei der Leistung Nr. 
1-5 somit um keine ärztliche Delegationsleistung im Bereich der HKP-
RL.  
Für diese und folgende Leistungsziffern in der HKP-RL sollte hervorge-
hoben werden, dass der/die verordnende Arzt/Ärztin mit einer Pflege-
fachkraft mit entsprechender Zusatzqualifikation interdisziplinär zu-
sammenarbeitet, die eigenständig eine Pflegediagnose stellt. Zu prü-
fen ist zudem die entsprechende Verordnungsmöglichkeit benötigter 
Utensilien und Maßnahmen durch Pflegefachkräfte. Der jeweilige Ver-
antwortungsbereich muss klar definiert und die enge Zusammenar-
beit zwischen Arzt / Ärztin und Pflegefachkraft festgelegt werden (z.B. 
Fallbesprechung, Behandlungsplanung). 

Kenntnisnahme. 
Aufgrund der Systematik der Ver-
ordnung von Maßnahmen der 
Häuslichen Krankenpflege gemäß 
dem SGB V ist die Verordnung der 
Leistung durch die Vertragsärztin 
oder den Vertragsarzt vorgese-
hen. 

 

5.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Die DGP schlägt vor, dass im Allgemeinen die „Regelungen über die 
Bestimmung der Häufigkeit und Dauer von einzelnen verordnungsfä-
higen Maßnahmen durch Pflegefachkräfte nach §37 Absatz 8 SGB V 

siehe Nr. 4 
Der G-BA setzt hier die gesetzli-
chen Vorgaben nach § 37 Absatz 

Keine Änderung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

und weiter Änderungen der Wortlaut dahingehend verändert wird, 
dass Vorbehaltsaufgaben pflegerische Aufgaben sind und durch diese 
zu verordnen sind. 
 
Die DGP schließt sich dem Statement von PatV/GKV-SV/DKG/[KBV 
ausgenommen Nr. 3] zu den Nr. 1 bis 5:  
Gemäß § 4 Abs. 2 Pflegeberufegesetz sind die Erhebung und Feststel-
lung des individuellen Pflegebedarfs, die Organisation, Gestaltung und 
Steuerung des Pflegeprozesses sowie die Analyse, Evaluation, Siche-
rung und Entwicklung der Qualität der Pflege vorbehaltene Tätigkeiten 
für Pflegefachkräfte im Sinne des Pflegeberufegesetzes. Daher und 
aufgrund ihrer Tätigkeit und Nähe zu den Patientinnen und Patienten 
können entsprechend qualifizierte Pflegefachkräfte mit einschlägiger 
Berufserfahrung und ggf. akademischer Primär- und Weiterqualifizie-
rung für alle Leistungen der Grundpflege [KBV: mit Ausnahme der Nr. 
3] über Häufigkeit und Dauer selbst an und sehen auch die Verord-
nung bei der Fachpflegkraft verortet als Selbstbehaltsaufgabe der 
Pflege. 
Der Verantwortungsbereich muss klar definiert werden. Es sollte viel-
mehr hervorgehoben werden, dass ein Arzt / eine Ärztin die Mitbe-
handlung einer Pflegefachkraft mit entsprechender Zusatzqualifika-
tion erbittet, die dann eigenständig eine Pflegediagnose stellt und ent-
sprechend Utensilien und Maßnahmen verordnen kann. Es ist dabei 
die enge Zusammenarbeit zwischen Arzt / Ärztin und examinierter 
Pflegefachkraft festzulegen. 

8 SGB V um. Diese umfassen die 
Festlegung der Häufigkeit und 
Dauer der durch entsprechend 
qualifizierte Pflegefachkräfte mit 
einschlägiger Berufserfahrung.  
 

6.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu „Bürokratiekostenermittlung“: 
Tragende Gründe 

Die BKE dient der Transparenz 
und beschreibt die Folgen der 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

BPfK: Muss dringend ermittelt und refinanziert werden und abrech-
nungsfähig sein 
 

Entscheidung hinsichtlich büro-
kratischer Aufwände. Sie entfaltet 
keinerlei präjudizierende Wir-
kung für nachgelagerte Vergü-
tungsvereinbarungen. 

 

B-6.1.2 Zu § 1 Absatz 7 Satz 6 bzw.§ 1 Absatz 7 Satz 2 (Fassung ab 31. Oktober 2023) 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf  

7.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Der Einschub „(…) des Leistungs-
erbringers gehört, der die Ge-
samtverantwortung für die Leis-
tungserbringung in den Räum-
lichkeiten im Sinne von §43a 
SGBXI trägt“ ist wieder zu strei-
chen. Die bisherige Regelung ist 
beizubehalten. 

Die Aufgaben und Pflichten zur Leis-
tungserbringung eines Trägers sind in 
den jeweiligen Versorgungsverträgen 
geregelt und ergeben sich nicht aus 
der Gesamtverantwortung des Trä-
gers für die Räumlichkeiten. 

Die Änderungen dienen der 
sprachlichen Klarstellung, weil 
eine Leistungserbringung nicht 
durch die Räumlichkeiten im 
Sinne von § 43a SGB XI als solche 
erfolgen kann. Inhaltlich ändert 
sich die Vorschrift durch die Neu-
formulierung demzufolge nicht. 
Die Notwendigkeit der Neufor-
mulierung ist der Grundproble-
matik des § 43a SGB XI geschul-
det, der aufgrund des Bundesteil-
habegesetzes (BTHG) neuzufas-
sen war und deshalb im Bereich 
der Erwachsenenversorgung den 

Keine Änderung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf  

Begriff der „Räumlichkeiten“ ver-
wendet. 

8.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 1 Absatz 7: 
Übergangsregelung in der HKP-RL 
zur außerklinischen Intensiv-
pflege  
„des Leistungserbringers gehört, der 
die Gesamtverantwortung für die 
Leistungserbringung in Räumlichkei-
ten im Sinne von § 43a SGB XI über-
nimmt trägt“ 

 

(statt „Räumlichkeit im Sinne von § 
43a SGB XI gehört“) 

 

In § 1 Abs. 7 Satz 6 der HKP-RL ist 
festgelegt, dass für Versicherte, 
bei denen der Bedarf an medizini-
scher Behandlungspflege keine 
ständige Überwachung und Ver-
sorgung durch eine qualifizierte 
Pflegefachkraft erfordert, eine Er-
bringung von Behandlungspflege 
im Rahmen der häuslichen Kran-
kenpflege nur zulässig ist, wenn 
die Leistungserbringung nicht zu 
den Aufgaben der Einrichtung o-
der Räumlichkeit im Sinne von § 
43a SGB XI gehört. 
Mit der vorgeschlagenen Ände-
rung kommt der G-BA der Auffor-
derung des BMG um Überprüfung 
der Regelung nach und stellt klar, 
dass eine Leistungserbringung 
nicht durch die Räumlichkeiten im 
Sinne von § 43a SGB XI selbst er-
folgt, sondern durch die Leistungs-
erbringer, die die Versorgung 
übernehmen. 

siehe Nr. 7 
Der Anspruch auf außerklinische 
Intensivpflege wird hierdurch 
nicht eingeschränkt. Dieser wird 
in der AKI-RL geregelt.  
Räumlichkeiten im Sinne des § 
43a Satz 3 in Verbindung mit § 71 
Absatz 4 Nummer 3 SGB XI sind 
nach § 37c Absatz 2 SGB V regel-
haft ein zulässiger Ort der Erbrin-
gung der außerklinischen Inten-
sivpflege. Für die Leistungser-
bringung im Rahmen der häusli-
chen Krankenpflege nach § 37 
SGB V ist die Zulässigkeit der Leis-
tungserbringung in einer Räum-
lichkeit im o.g. Sinne im Geneh-
migungsverfahren zu prüfen.  
Die Umformulierung folgt nicht 
aus den Regelungen der AKI-RL. 
Es handelt sich nicht um eine in-
haltliche Änderung, sondern um 
eine sprachliche Klarstellung. 

Keine Änderung 
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Die Einfügung „Gesamtverant-
wortung für die Leistungserbrin-
gung in diesen Räumlichkeiten“ ist 
aus Sicht des bpa jedoch proble-
matisch, da ein solch gesamtver-
antwortlicher Leistungserbringer 
in der Praxis nicht existiert. Die 
Leistungserbringer sind aus-
schließlich für die von ihnen je-
weils erbrachten Leistungen ver-
antwortlich. Diese werden ärztlich 
verordnet und verantwortet. So-
wohl die Wahl des Arztes als auch 
der intensivpflegerischen Versor-
gung sowie der ggf. weiteren be-
nötigten Leistungen / Leistungser-
bringer obliegt dem Patienten 
bzw. den Betreuern / Bevollmäch-
tigten. 
Die Intensivpflege kann gemäß AKI-RL 
(§ 1 Abs. 4 Nr. 2) in Einrichtungen im 
Sinne des § 43a Satz 1 in Verbindung 
mit § 71 Absatz 4 Nummer 1 SGB XI 
oder Räumlichkeiten im Sinne des § 
43a Satz 3 in Verbindung mit § 71 Ab-
satz 4 Nummer 3 SGB XI erbracht wer-
den. Ein gesamtverantwortlicher Leis-
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tungserbringer in diesen Räumlichkei-
ten ist nach der AKI-RL nicht vorgese-
hen. Diese Einfügung ist deshalb zu 
streichen. 

B-6.1.3 Zu § 5a  

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
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9.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu § 5a Abs. 1: 

 

Tragende Gründe 
Die Anforderung „mindestens 3- 
jährige Ausbildung“ ist zu ändern 
in „Erlaubnisurkunde zur Führung 
der Berufsbezeichnung“.  
Die „einschlägige Berufserfah-
rung im ambulanten 
Bereich“ ist zu streichen. 

Pflegefachkräfte erhalten ihre Berufs-
erlaubnis nicht durch das Absolvieren 
einer dreijährigen Ausbildung, son-
dern durch den Erhalt einer Urkunde 
mit der Erlaubnis die jeweilige Berufs-
bezeichnung, die beim Ausstellen der 
Urkunde den gesetzlichen Bestim-
mungen entsprach, zu führen. 

 

Die sach- und fachgerechte Durchfüh-
rung ärztlicher Verordnungen sowie 
die damit verbundene Krankenbe-
obachtung ist nicht vom Ort der Leis-
tungserbringung abhängig. Es werden 
in allen Settings der Akut- und Lang-
zeitpflege die gleichen Anforderungen 
an das Können und Wissen der Pflege-
fachkräfte gestellt. Daher ist die ein-

Die Formulierung „3-jährige Aus-
bildung zu (…)“ ist eine gängige 
Formulierung, wie sie auch z. B. in 
den Rahmenempfehlungen nach 
§ 132a Absatz 1 SGB V verwen-
det wird und dient der Klarstel-
lung. 
 
Die Berufserfahrung zur Beurtei-
lung von Fragestellungen zur 
Dauer und Häufigkeit der Maß-
nahme sollte im Bereich der spä-
teren Tätigkeit erworben wor-
den sein, also im ambulanten 
Setting. 
 

Keine Änderung 
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schlägige Berufserfahrung, die außer-
halb der ambulanten Pflege erworben 
wurde, als gleichwertig anzusehen 
und ebenfalls anzuerkennen. 

10.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Zu § 5a Abs. 1: 

 

Tragende Gründe 
Streichung von „ambulanten“ 
 
3. Absatz Satz 1 
 
Bei Berufseinsteigern ist nicht 
vom Vorliegen einschlägiger 
Kompetenzen zur Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer von Maß-
nahmen der häuslichen Kranken-
pflege auszugehen, da die Kom-
petenzerweiterung erst mit einer 
einschlägigen Berufserfahrung in 
der ambulanten pflegerischen 
Versorgung erfolgt. 

Für die Bestimmung der Häufigkeit 
und Dauer von einzelnen verord-
nungsfähigen Maßnahmen wird der 
Ort des Erwerbs von Berufserfahrung 
als irrelevant angesehen und hierzu 
eine textliche Streichung gefordert.  

 

Für die Entwicklung von Fach- und Ent-
scheidungskompetenz ist der Ort der 
Berufstätigkeit unerheblich. Unter-
schiedliche Tätigkeitsfelder steigern 
die Kompetenz statt ihr entgegenzu-
wirken. Der AWO Bundesverband 
sieht daher eine Differenzierung nach 
Tätigkeitsfeldern beim Erwerb von Be-
rufserfahrung als Voraussetzung für 
die Bestimmung von Häufigkeit und 
Dauer verordnungsfähiger Maßnah-
men als nicht sachgerecht an.   

Siehe Nr. 9 Keine Änderung 

11.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-

Zu § 5a Abs. 1: 

 

Tragende Gründe 

Ausgangslage  
In den tragenden Gründen führt 
der G-BA aus, dass er sich umfas-

Siehe Nr. 9 
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sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

send mit den Grundlagen der Pfle-
geausbildung auseinandergesetzt 
hat, um zu beurteilen, bei welchen 
Maßnahmen die Dauer und Häu-
figkeit durch Pflegefachkräfte fest-
gelegt werden können. Dabei be-
zieht sich der G-BA auf die Stellung-
nahme der Abteilung Fachbera-
tung Medizin. In der vergleichen-
den Darstellung der gesetzlichen 
Qualifizierungsvorgaben/Ausbil-
dungsinhalte für Pflegefachkräfte, 
wird neben dem ab dem 1. Januar 
2020 in Kraft getretenen Pflegebe-
rufegesetz (PflBG) das bereits am 
31. Dezember 2019 außer Kraft ge-
tretenen Krankenpflegegesetz 
(KrPflG) und das ebenfalls am 31. 
Dezember 2019 außer Kraft getre-
tene Altenpflegegesetz (AltPflG) 
für die Beurteilung der Kompeten-
zen herangezogen. 
 
Methodische Kritik am Vorgehen 
der Abteilung Fachberatung Me-
dizin des G-BA  

Der G-BA hat für seine Beratun-
gen nicht nur die Ausbildung zu-
künftiger Absolventinnen und 
Absolventen berücksichtigt, son-
dern auch frühere, jetzige und 
zukünftige Ausbildungen. Dem-
entsprechend sind auch die 
„Sonderformen“ (Ausbildung 
nach § 26 und § 28 PflBG) rele-
vant. Die hochschulische Ausbil-
dung umfasst die in § 5 Absatz 3 
PflBG beschriebenen Kompeten-
zen der beruflichen Pflegeausbil-
dung und wurden ebenfalls be-
rücksichtigt. Die hier genannten 
erweiterten Ausbildungsziele 
sind keine Bedingung für die 
Kompetenzerweiterung nach § 
37 Absatz 8 SGB V. In dem Doku-
ment „Rahmenpläne der Fach-
kommission nach § 53 PflBG“ fin-
den sich die in Anlage 2 der Pfle-
geausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung aufgelisteten Punkte zu 
„ärztliche Anordnungen im Pfle-
gekontext eigenständig durch-
führen“ wieder. Eine entspre-
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Beim Vergleich der Kompetenzbe-
reiche werden neben der hoch-
schulischen Ausbildung und der 
Ausbildung zur Pflegefach-
frau/zum Pflegefachmann die Son-
derformen „Ausbildung zur Ge-
sundheits- und Kinderkranken-
pflege (§ 26 PflBG)“ und zur „Alten-
pflege (§ 28 PflBG)“ berücksichtigt. 
Diese sind aus unserer Sicht ent-
behrlich, da sie nach § 62 PflBG bis 
zum 31. Dezember 2025 unter 
Evaluationsvorbehalt stehen. Die 
erweiterten Ausbildungsziele in 
der hochschulischen Ausbildung 
nach § 37 PflBG und die nach § 14 
PflBG erweiterten Kompetenzen 
zur Ausübung heilkundlicher Auf-
gaben werden vernachlässigt.  
Bei der Auswahl der Hauptkompe-
tenzen wurden die Einzelkompe-
tenzen nicht in ausreichender Tiefe 
berücksichtigt. Die Hauptkompe-
tenz „Ärztliche Anordnungen im 
Pflegekontext eigenständig durch-
führen“ ist in der Rahmenrichtlinie 
der Fachkommission (nach § 53 

chende Quellenangabe und Hin-
führung ist in der Stellungnahme 
abgebildet. 
Das Unterkapitel 3.3 der Stel-
lungnahme der FBMed stellt 
keine Fortführung einer Argu-
mentationskette dar, sondern ist 
eine IST-Darstellung bzgl. der 
Ausbildungsmöglichkeiten zur 
Pflegefachkraft in Deutschland. 
Grundlage von (Hoch-)Schul-Cur-
ricula sind das PflBG, die PflAPrV 
und die Rahmenpläne der Fach-
kommission nach § 53 PflBG. 
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PflBG) bedeutend weiter aufgefä-
chert. Erst auf dieser Ebene lassen 
sich die Kompetenzen bestimmen, 
die zur Übernahme der Festlegung 
von Dauer und Häufigkeit von ver-
ordnungsfähigen Maßnahmen 
durch Pflegefachkräfte notwendig 
sind. Unterstützende Einzelkom-
petenzen aus anderen Hauptkom-
petenzbereichen werden in der 
Stellungnahme gar nicht berück-
sichtigt. In der Folge wird dann ar-
gumentiert, dass es in Deutschland 
1.150 Pflegeschulen und 30 Hoch-
schulen mit eigenen Curricula gibt 
und diese nicht berücksichtigt wur-
den, da kein auftragsbezogener Er-
kenntnisgewinn zu erwarten war. 
Alternativvorschläge  
Wir regen an, sich bei der Kompe-
tenzbeurteilung (zunächst) aus-
schließlich auf das Pflegeberufege-
setz zu beziehen. Im weiteren Ver-
lauf können Kriterien für den Be-
standschutz der Absolvent*innen 
nach dem Altenpflegegesetz und 
dem Krankenpflegegesetz formu-
liert werden.  
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Betrachtet man die während der 
Ausbildung zur Pflegefachfrau 
bzw. zum Pflegefachmann und in 
der hochschulischen Ausbildung 
erworbenen Kompetenzen, bilden 
diese den Rahmen für Pflegefach-
kräfte – um nach der abgeschlos-
senen Ausbildung – die Dauer und 
Häufigkeit ärztlich verordneter 
Maßnahmen selbstständig und ei-
genverantwortlich festzulegen.  

12.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu § 5a Abs. 1: 

 

Tragende Gründe 
 

Streichung des Wortes „ambu-
lant“ Bei Berufseinsteigern ist 
nicht vom Vorliegen einschlägiger 
Kompetenzen zur Festlegung von 
Häufigkeit und Dauer von Maß-
nahmen der häuslichen Kranken-
pflege auszugehen, da die Kom-
petenzerweiterung erst mit einer 
einschlägigen Berufserfahrung in 
der ambulanten pflegerischen 
Versorgung erfolgt. 

Für die eigenständige Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer von ver-
ordnungsfähigen Maßnahmen ist 
einschlägige Berufserfahrung sach-
dienlich. Allerdings ist dabei uner-
heblich, ob diese Erfahrung im am-
bulanten oder im stationären Be-
reich gewonnen wird. Es ist sogar 
so, dass die Berufserfahrung in un-
terschiedlichen Felder der Pflege 
die Entwicklung von entsprechen-
den Kompetenzen steigert. Im Üb-
rigen werden sowohl im ambulan-
ten also auch im stationären Be-
reich die gleichen Anforderungen 
an das Können und Wissen der 

Siehe Nr. 9  
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Pflegefachkräfte gestellt. Aus Sicht 
des Paritätischen ist daher mit Blick 
auf die geforderte einschlägige Be-
rufserfahrung eine Differenzierung 
nach Tätigkeitsfeldern nicht nach-
vollziehbar und auch nicht sachge-
recht. Der Paritätische spricht sich 
daher dafür aus, das Wort „ambu-
lant“ zu streichen. 

13.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozia-
ler Dienste e.V. (bpa) 

Zu § 5a Abs. 1: 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

In den Tragenden Gründen geht der 
G-BA davon aus Regelungen darüber 
treffen zu können, wer die Leistung er-
bringen darf und führt dazu aus: „Da 
bei der Entscheidung des G-BA diese 
Rahmenempfehlungen noch nicht 
vorlagen, ist der G-BA bei der Festle-
gung der Leistungen nach § 37 Absatz 
8 SGB V als Mindestvoraussetzung da-
von ausgegangen, dass die fachlichen 
Anforderungen für eine eigenständige 
Festlegung der Häufigkeit und Dauer 
nur gewährleistet sind, wenn die 
durchführenden Pflegefachkräfte eine 
mindestens 3-jährige Ausbildung vor-
weisen und einschlägige Berufserfah-
rung besitzen. Bei Berufseinsteigern ist 
nicht vom Vorliegen einschlägiger 
Kompetenzen zur Festlegung von 

Siehe Nr. 9 
 
Durch die Ausführungen in den 
Tragenden Gründen zu den Qua-
lifikationen der Pflegefachkräfte 
mit erweiterter Verordnungs-
kompetenz, hat der G-BA Trans-
parenz hergestellt, von welchen 
Grundlagen er bei seiner Ent-
scheidungsfindung ausgegangen 
ist, bei welchen Maßnahmen 
Pflegefachkräfte Dauer und Häu-
figkeit festlegen dürfen. In den 
Tragenden Gründen wurde expli-
zit ausgeführt, dass die Rege-
lungskompetenz bei den Rah-
menempfehlungspartnern liegt. 
 

 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

129 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

Häufigkeit und Dauer von Maßnah-
men der häuslichen Krankenpflege 
auszugehen, da die Kompetenzerwei-
terung erst mit einer einschlägigen Be-
rufserfahrung in der ambulanten pfle-
gerischen Versorgung erfolgt.“ 

 

Festlegungen zu den Qualifikationsvo-
raussetzungen für Verordnungen mit 
erweiterter Versorgungsverantwor-
tung stehen dem G-BA nicht zu. Diese 
werden ausschließlich über die Bun-
desrahmenempfehlungen nach § 
132a SGB V bestimmt. Der G-BA hat 
bei seiner Beschlussfassung in Vorgriff 
hierauf gehandelt und damit Mutma-
ßungen zugrunde gelegt. Der G-BA 
fasst seine Regelungen zu den verord-
nungsfähigen Leistungen auf Basis ei-
ner Mutmaßung, die aufgrund fehlen-
der Fakten die Vorgaben der Richtlinie 
zur Disposition stellt. Der bpa moniert 
dieses Vorgehen. 

14.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozia-
ler Dienste e.V. (bpa) 

Zu § 5a Abs. 2: 

 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

Die im Leistungsverzeichnis enthalte-
nen Vorgaben zur Dauer und Häufig-
keit stellen Empfehlungen dar, von de-
nen die Verordner im Einzelfall abwei-

Zustimmende Kenntnisnahme.  
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chen können. In den Tragenden Grün-
den des Beschlusses wird explizit dar-
gestellt, dass dies auch für die Festle-
gung der erforderlichen Häufigkeit 
und Dauer durch die entsprechend 
qualifizierten Pflegefachkräfte gilt. Die 
Pflegefachkraft hat sich bei der Beur-
teilung zur Festlegung der Häufigkeit 
und Dauer an den Hinweisen zu orien-
tieren, ist an diese aber nicht gebun-
den. Der bpa begrüßt diese Klarstel-
lung, die den bisherigen Vorgaben an 
die Verordner (Ärzte) entspricht. 

15.  Deutscher Berufsver-
band für Pflegeberufe 
(DBfK) 

Zu § 5 [a] Abs. 3: 

 

Der Bezug zu § 7 Abs. 4a ist durch § 7 
Abs. 2 zu ersetzen. 

Die Regelung zu den Berichtpflichten 
des Pflegedienstes gegenüber dem 
Verordner in § 7 Abs. 2 ist aus unserer 
Sicht ausreichend. 

Durch die erweiterte Versor-
gungskompetenz entstehen er-
weitere Abstimmungsbedarfe, 
die in § 5a spezifisch geregelt sind 
und über die Regelung des § 7 
Absatz 2 hinausgehen. 

Keine Änderung 

16.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. (DRK) 

Zu § 5 a Abs. 3:  

 

Die gemäß Absatz 1 qualifizierte Pfle-
gefachkraft nimmt die nähere Aus-
gestaltung hinsichtlich Häufigkeit 
und Dauer der verordnungsfähigen 
Maßnahmen in eigener Verantwor-
tung vor, hat sich hierzu aber nach 

Das DRK befürwortet eine Streichung 
des Wortes „regelmäßig“.  

 

Natürlich soll eine Abstimmung zwi-
schen den Beteiligten erfolgen. Jedoch 
soll sie auch wirtschaftlich, d.h. auf das 
notwendige Maß beschränkt sein. In 

Eine kontinuierliche Kommunika-
tion zwischen Ärzten und Pflege-
fachkräften ist für die Versor-
gungsqualität relevant. Dies soll 
durch die Begrifflichkeit „regel-
mäßig“ zum Ausdruck gebracht 

Keine Änderung 
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Maßgabe des § 7 Absatz 4a regelmä-
ßig mit der Verordnerin oder dem 
Verordner abzustimmen. Vorausset-
zung für die Festlegung der 

den überwiegenden Fällen genügt 
eine einmalige Abstimmung. 

 

Alternativ wäre das Wort „regelmä-
ßig“ durch das Wort „im notwendigen 
Maße“ zu ersetzen. 

werden. Die konkrete Operatio-
nalisierung bleibt den Beteiligten 
überlassen. 

17.  AWO Bundesverband 
e.V. 

Zu § 5a Abs. 3:  

Streichung von „regelmäßig“ 
Die gemäß Absatz 1 qualifizierte Pfle-
gefachkraft nimmt die nähere Aus-
gestaltung hinsichtlich Häufigkeit 
und Dauer der verordnungsfähigen 
Maßnahmen in eigener Verantwor-
tung vor, hat sich hierzu aber nach 
Maßgabe des § 7 Absatz 4a regelmä-
ßig mit der Verordnerin oder dem 
Verordner abzustimmen. Vorausset-
zung für die Festlegung der Häufig-
keit und Dauer … 

Der AWO Bundesverband regt an, 
Ausführungen zur Kommunikation 
zwischen qualifizierter Pflegefachkraft 
und Verordner*in an einer Stelle zu 
bündeln. Aktuell finden sich Ausfüh-
rungen hierzu u.a. in §5 Absatz 3, in §7 
Absatz 1, in §7 Absatz 2 und in §7 Ab-
satz 4a (neu). Eine Bündelung in einem 
Paragrafen und in wenigen Absätzen 
führt zu mehr Klarheit und Sicherheit 
in der Zusammenarbeit der Berufs-
gruppen.  

Inhaltlich ist der Aspekt der Abstim-
mung und Information über die vorge-
nommenen Festlegungen durch die 
qualifizierte Pflegefachkraft mit der 
Verordner*in bereits in §7 Absatz 4a 
(neu) aufgegriffen und klar geregelt. 
Vor diesem Hintergrund ist lediglich 
der Verweis auf §7 Absatz 4a, aber 
keine weiterführende Norm an dieser 

Siehe Nr. 15, Nr. 16 Keine Änderung 
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Stelle auszuführen. Das Wort „regel-
mäßig“ ist zu streichen. 

18.  Diakonie Deutschland 
– Evangelisches Werk 
für Diakonie und Ent-
wicklung e. V. 

Zu § 5 a Abs. 3:  

Der Bezug zu § 7 Absatz 4a ist 
durch § 7 Absatz 2 zu ersetzen. 
Außerdem ist das Wort „regel-
mäßig“ zu streichen. 
(3) Die gemäß Absatz 1 qualifizierte 
Pflegefachkraft nimmt die nähere 
Ausgestaltung hinsichtlich Häufigkeit 
und Dauer der verordnungsfähigen 
Maßnahmen in eigener Verantwor-
tung vor, hat sich hierzu aber nach 
Maßgabe des § 7 Absatz 24a regel-
mäßig mit der Verordnerin oder dem 
Verordner abzustimmen. Vorausset-
zung für die Festlegung der Häufig-
keit und Dauer … 

Der Diakonie Deutschland empfiehlt, 
Ausführungen zur Kommunikation 
zwischen qualifizierter Pflegefachkraft 
und Verordnerin bzw. Verordner an 
einer Stelle zu bündeln. Aktuell finden 
sich Ausführungen hierzu u. a. in § 5 
Absatz 3, in § 7 Absatz 1, in § 7 Absatz 
2 und in § 7 Absatz 4a (neu). Eine Bün-
delung in einem Paragrafen und in we-
nigen Absätzen führt zu mehr Klarheit 
und Sicherheit in der Zusammenarbeit 
der Berufsgruppen.  

Inhaltlich ist der Aspekt der Abstim-
mung und Information über die vorge-
nommenen Festlegungen durch die 
qualifizierte Pflegefachkraft mit der 
Verordnerin oder dem Verordner be-
reits in § 7 Absatz 2 aufgegriffen und 
klar geregelt. Vor diesem Hintergrund 
ist lediglich der Verweis auf § 7 Absatz 
2, aber keine weiterführende Norm an 
dieser Stelle auszuführen. Das Wort 
„regelmäßig“ ist zu streichen. 

Siehe Nr. 15, Nr. 16 Keine Änderung 

19.  Diakonie Deutschland 
– Evangelisches Werk 

Zu § 5 a Abs. 3: 

 

Der Einschub der KBV ist aus unserer 
Sicht nicht nachvollziehbar, da ja im 

KBV: Hierbei geht es lediglich um 
Abweichungen von der Verord-
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für Diakonie und Ent-
wicklung e. V. 

Tragende Gründe: 

Streichung des Einschubs der KBV 

Satz 6 steht, dass es einer Verständi-
gung aller Beteiligten bedarf und die 
medizinische Verantwortung bei der 
Ärztin oder bei dem Arzt liegt, daraus 
ergibt sich, dass auch die Verantwor-
tung für etwaige Mehrkosten bei den 
Medizinern liegt. 

nung. die mit der Verordne-
rin/dem Verordner nicht abge-
stimmt sind. 
 
Keine Änderung in den TG 

20.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrtsver-
band – Gesamtver-
band e. V. 

Zu § 5a Abs. 3 

 

Der Bezug zu § 7 Abs. 4a ist durch § 7 
Abs. 2 zu ersetzen. 

Ferner ist das Wort 

„regelmäßig“ zu streichen. 

 

Die gemäß Absatz 1 qualifi-
zierte Pflegefachkraft nimmt 
die nähere Ausgestaltung hin-
sichtlich Häufigkeit und Dauer 
der verordnungsfähigen Maß-
nahmen in eigener Verantwor-
tung vor, hat sich hierzu aber 
nach Maßgabe hat sich hierzu 
aber nach Maßgabe des § 7 
Absatz 24a regelmäßig mit der 
Verordnerin oder dem Verord-
ner abzustimmen. 

Ausführungen zur Kommunika-
tion zwischen qualifizierter Pfle-
gefachkraft und Verordnerin 
bzw. Verordner finden sich be-
reits an verschiedenen Stellen 
der Richtlinie wieder, u.a. in § 5 
Abs. 3, in § 7 Abs. 1, in §7 Abs. 2 
und in § 7 Abs. 4a (neu). Im Sinne 
der Förderung einer gelungenen 
Zusammenarbeit zwischen den 
Berufsgruppen ist aus Paritäti-
scher Sicht die Bündelung in ei-
nem Paragraphen zielführend 
und auch ausreichend. 

 

Inhaltlich ist der Aspekt der Ab-
stimmung und Information über 
die vorgenommenen Festlegun-
gen durch die qualifizierte Pfle-
gefachkraft mit der Verordnerin 
oder dem Verordner bereits in § 

Siehe Nr. 15, Nr. 16 keine Änderung  
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Voraussetzung für die Festlegung der 
Häufigkeit und Dauer einer Maß-
nahme durch eine gemäß Abs. 1 
qualifizierte Pflegefachkraft ist, dass 
sich diese von dem Zustand der oder 
des Versicherten persönlich über-
zeugt hat oder dass ihr dieser aus ei-
ner laufenden Versorgung bekannt 
ist. Dies ist in der Pflegedokumenta-
tion zu dokumentieren. 

7 Abs. 2 aufgegriffen und klar ge-
regelt. Vor diesem Hintergrund 
ist an dieser Stelle ein Verweis 
auf § 7 Abs. 2 ausreichend und 
keine weiterführende Norm an 
dieser Stelle auszuführen. 

 

Ferner ist das Wort „regelmäßig“ 
zu streichen. Ein regelmäßiger 
Austausch ohne konkreten An-
lass ist aus Paritätischer Sicht 
nicht zielführend und in der Pra-
xis nicht umsetzbar. Die Forde-
rung erhöht den Bürokratieauf-
wand und bindet knappe Res-
sourcen auf ärztlicher wie auf 
pflegerischer Seite. 

21.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozia-
ler Dienste e.V. (bpa) 

Zu § 5a Abs. 3 Satz 1:  

 

 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

Die Abstimmung zwischen der Pflege-
fachkraft und dem behandelnden / 
verordnenden Arzt ist sachgerecht. 

Tragende Gründe: 

Die Einfügung der KBV [Mehrkosten, 
die in Verbindung mit einer Abwei-
chung von der ärztlichen Verordnung 
entstehen, gehen nicht zu Lasten der 
Vertragsärztin oder des Vertragsarz-

Siehe Nr. 19  
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tes. Im Übrigen müssen die Pflege-
fachkräfte die Bestimmungen der G-
BA-Richtlinien beachten.] wird jedoch 
abgelehnt. Die Pflegefachkraft trägt 
die Verantwortung für die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer und diese 
entsprechen dem pflegerischen Be-
darf. Daneben werden die Festlegun-
gen regelmäßig mit dem behandeln-
den Arzt abgestimmt, insofern sind et-
waige Mehrkosten auch durch das 
Budget des Vertragsarztes zu finanzie-
ren, so wie dies der Fall ist, wenn der 
Arzt die Festlegungen trifft. 

22.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozia-
ler Dienste e.V. (bpa) 

Zu § 5a Abs. 3 Sätze 2 und Satz 3:  

 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

Zur Festlegung der Häufigkeit und 
Dauer einer Maßnahme durch die 
Pflegefachkraft, hat diese den Zustand 
der Patientin / des Patienten persön-
lich zu begutachten. Sofern der Pflege-
fachkraft die Patientin / der Patient 
aus einer laufenden Versorgung be-
kannt ist, ist die Festlegung der Häufig-
keit und Dauer einer Maßnahme 
ebenfalls möglich. Die Vorgaben ent-
sprechen der bisherigen Vorausset-
zung für die Verordnung in § 3 Absatz 
1 Satz 1 für die verordnenden Ärzte 
und sind sachgerecht. 

Zustimmende Kenntnisnahme.  
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23.  Deutscher Berufsver-
band für Pflegeberufe 
(DBfK) 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Wir beantragen die Streichung: 

 

„Zwischen der vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverord-
nung muss ein persönlicher Arzt Pati-
enten Kontakt stattgefunden haben“ 

Der Leistungserbringer (Pflegedienst) 
hat keinen Einfluss auf die Häufigkeit 
des Arzt-Patienten Kontaktes. Die Ver-
antwortung für die Ausgestaltung der 
Arzt - Patienten Beziehung und die 
Häufigkeit der persönlichen Kontakte 
liegt bei den beiden Akteuren selbst 
(Arzt und Patient).  

Deshalb können wir leider keinem der 
beiden Vorschläge zustimmen. Die Re-
gelungen zur Verordnung der häusli-
chen Krankenpflege aus § 3 Abs. 1 der 
RL HKP sind ausreichend. 

Kenntnisnahme. 
Regelung betrifft nicht die Aufga-
benstellung des Pflegedienstes. 
Die Anregung wird allerdings 
zum Anlass genommen, die For-
mulierung anzupassen. 

Änderung: 
(§ 5a Absatz 4) 
„Zwischen der voraus-
gegangenen Verord-
nung und der Folge-
verordnung muss soll 
spätestens nach 3 Mo-
naten ein persönlicher 
Arzt-Patienten Kontakt 
stattfinden [KBV: spä-
testens nach 3 Mona-
ten] stattgefunden ha-
ben.“ [GKV-SV, DKG, 
PatV: , spätestens an-
lässlich der Folgever-
ordnung.]“ 

24.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Zwischen der vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverord-
nung muss ein persönlicher Arzt-Pa-
tienten-Kontakt [KBV: spätestens 
nach 3 Monaten] stattgefunden ha-
ben [KBV: .] [GKV-SV, DKG, PatV: , 
spätestens anlässlich der Folgever-
ordnung.] 

Das DRK unterstützt die Forderung 
von GKV-SV, DKG, PatV;  

 

Der Arzt sollte sich vor einer Folgever-
ordnung (als Sachanlass) über den Zu-
stand des Patienten informieren. 

Siehe Nr. 23 
Ein persönlicher Arzt-Patienten-
Kontakt soll nach spätestens 3 
Monaten erfolgen, um die medi-
zinische Indikation und die Wirk-
samkeit einer Leistung der häus-
lichen Krankenpflege zu über-
prüfen. 

Siehe Nr. 23 
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25.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 5a Abs. 4: 

(4) Zwischen der vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverord-
nung muss ein persönlicher Arzt-Pa-
tienten-Kontakt [KBV: spätestens 
nach 3 Monaten] stattgefunden ha-
ben [KBV: ] [GKV-SV, DKG, PatV: , 
spätestens anlässlich der Folgever-
ordnung.] 

Welchen Mehrwert dieser Arzt-Pati-
enten-Kontakt haben soll, erschließt 
sich nicht. Die Einschränkung führt fak-
tisch dazu, dass der Arzt die Pflege-
fachkraft bereits nach der ersten Ver-
ordnung kontrolliert und eine unab-
hängige Verordnung damit nur be-
grenzt möglich ist. Die erweiterte Ver-
sorgungsverantwortung von Pflege-
fachkräften soll die Ärzte entlasten, die 
Kompetenzen der Pflege stärker nut-
zen und die Versorgung der Patienten 
verbessern. Den Pflegefachkräften 
wird auf der einen Seiten mehr Ver-
antwortung zugesprochen und auf der 
anderen Seite wird diese durch die 
hier vorgesehenen einschränkenden 
Regelungen relativiert. Durch den re-
gelmäßigen Austausch zwischen der 
Pflegefachkraft und dem behandeln-
den Arzt ist dieser fortlaufend über die 
festgelegten Maßnahmen informiert 
und kann diese mitbestimmen. 

 

Der Arzt-Patienten Kontakt sollte an-
lassbezogen erfolgen und nicht an 
Verordnungszeiträume geknüpft wer-
den. Ansonsten entsteht ein regelhaf-
ter bürokratischer Aufwand für die 

Siehe Nr. 23, Nr. 24 
 
Der G-BA setzt mit dieser Rege-
lung den gesetzlichen Auftrag 
nach §37 Absatz 8 SGB V zu Vor-
gaben zur Information der Ver-
tragsärztin oder des Vertragsarz-
tes durch entsprechend qualifi-
zierte Pflegefachkräfte mit ein-
schlägiger Berufserfahrung sowie 
zum Arzt-Patienten-Kontakt um. 
Darüberhinausgehend ist dies im 
Sinne der Qualitätssicherung von 
Relevanz. 

Siehe Nr. 23 
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Ärzte und Patienten, der nicht zur Ver-
besserung der medizinisch-pflegeri-
schen Versorgung beiträgt. 

26.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Die Bundesärztekammer unterstützt 
den Vorschlag der KBV zu § 5a Abs. 4, 
dass zwischen der vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverordnung 
ein persönlicher Arzt-Patienten-Kon-
takt spätestens nach drei Monaten 
stattgefunden haben muss, um die 
medizinische Indikation und die Wirk-
samkeit einer Leistung der häuslichen 
Krankenpflege zu überprüfen. 

Siehe Nr. 23, Nr. 24 Siehe Nr. 23 

27.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Die Ergänzung von GKV-SV, DKG, 
PatV zum persönlichen Arzt-Patien-
ten-Kontakt zwischen der vorausge-
gangenen Verordnung und der 
Folgeverordnung „spätestens anläss-
lich der Folgeverordnung“ hält der 
Deutsche Caritasverband für ent-
behrlich. Die Ergänzung sollte des-
halb gestrichen werden. 

Mit der Formulierung „zwischen der 
vorausgegangenen Verordnung und 
der Folgeverordnung“ ist ein zeitlicher 
Rahmen abgesteckt, der unseres Er-
achtens den Zeitpunkt der Folgever-
ordnung mit enthält. Eine weitere Prä-
zisierung, wie von GKV-SV, DKG, PatV 
vorgeschlagen, ist deshalb nicht erfor-
derlich. 

 

Siehe Nr. 25 
 

Siehe Nr. 23 
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28.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Wir schlagen zudem vor, die Formu-
lierung „persönlicher Arzt-Patienten-
Kontakt“ dahingehend zu präzisie-
ren, dass ein Kontakt auch per Video 
oder Telefon möglich ist. Die Formu-
lierung sollte daher lauten „persönli-
cher Arzt- Patienten-Kontakt, auch 
durch Nutzung audiovisueller Kom-
munikationstechnologien“. Alterna-
tiv könnte „persönlicher“ gestrichen 
werden. 

Die Formulierung „persönlicher Arzt-
Patienten-Kontakt“ legt nahe, dass der 
Patient/die Patientin den Arzt/die Ärz-
tin in der Praxis aufsuchen muss oder 
aber ein Hausbesuch erfolgt. Es muss 
klargestellt werden, dass das Kriterium 
des persönlichen Kontakts auch erfüllt 
ist, wenn dieser durch Videosprech-
stunde etc. erfolgt. Gerade bei Verord-
nungen, bei denen absehbar ist, dass 
„routinemäßig“ Folgeverordnungen 
über einen längeren Zeitraum erfor-
derlich sind, ohne dass dafür eine re-
gelmäßige persönliche Inaugenschein-
nahme des Patienten/der Patientin er-
forderlich ist, sollten audiovisuellen 
Kommunikationstechnologien oder 
auch Kontakte per Telefon verstärkt 
genutzt werden. 

Die Regelungen zur ärztlichen 
Fernbehandlung werden im Rah-
men eines separaten Verfahrens 
beraten. 

Keine Änderung 

29.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Zu § 5a Abs. 4: 

Streichung von Absatz 4: 
„Zwischen der Vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverord-
nung muss ein persönlicher Arzt Pati-
enten Kontakt stattgefunden haben“ 

Die Regelungen zur Bestimmung der 
Häufigkeit und Dauer von einzelnen 
verordnungsfähigen Maßnahmen 
durch Pflegefachkräfte sind unabhän-
gig vom Arzt-Patienten Kontakt zu 
treffen.  

 

Inwiefern sich die Ärztin / der Arzt 
über die Wirksamkeit der Therapie in 

Siehe Nr. 23, Nr. 24 und Nr. 25 Siehe Nr. 23 
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einem persönlichen Kontakt mit 
der*dem Patient*in überzeugt, liegt in 
ihrer/seiner Verantwortung. Hierzu 
besteht kein Einfluss seitens des Pfle-
gedienstes oder der qualifizierten Pfle-
gefachkraft. 

 

Die Regelungen zur Verordnung der 
häuslichen Krankenpflege aus § 3 Abs. 
1 der RL HKP sind ausreichend. Absatz 
4 des Paragrafen 5a ist gänzlich zu 
streichen. 

30.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu § 5a Abs. 4: 

Streichung von Absatz 4: 
„Zwischen der Vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgeverord-
nung muss ein persönlicher Arzt Pati-
enten Kontakt stattgefunden haben“ 

Die Regelungen zur Bestimmung der 
Häufigkeit und Dauer von einzelnen 
verordnungsfähigen Maßnahmen 
durch Pflegefachkräfte sind unabhän-
gig vom Arzt-Patienten Kontakt zu 
treffen.  

 

Der Pflegedienst hat keinen Einfluss 
auf die Häufigkeit des Arzt-Patienten 
Kontakts. Die Verantwortung für die 
Ausgestaltung der Arzt-Patienten Be-
ziehung und die Häufigkeit der persön-
lichen Kontakte liegt bei den beiden 
Akteuren selbst (Arzt und Patient). 

 

Siehe Nr. 25 Siehe Nr. 23 
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Die Regelungen zur Verordnung der 
häuslichen Krankenpflege aus § 3 Ab-
satz 1 der RL HKP sind ausreichend.  

 

§ 5a Absatz 4 neu ist deshalb ganz zu 
streichen. 

31.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu § 5a Abs. 4 

Streichung von Absatz 4: 

 „Z wisch en der  Vorausgegan-
genen Verordnung und der 
Folgeverordnung muss ein 
persönlicher Arzt Patienten 
Kontakt stattgefunden 

 h ab en “ 

Die Regelungen zur Bestimmung der 
Häufigkeit und Dauer von einzelnen 
verordnungsfähigen Maßnahmen 
durch Pflegefachkräfte sind unabhän-
gig vom Arzt-Patienten Kontakt zu 
treffen. 

 

Der Pflegedienst hat keinen Einfluss 
auf die Häufigkeit des Arzt- Patienten 
Kontaktes. Die Verantwortung für die 
Ausgestaltung der Arzt-Patienten Be-
ziehung und die Häufigkeit der persön-
lichen Kontakte liegt bei den beiden 
Akteuren selbst (Arzt/Ärztin und Pati-
ent/Patientin). 

Die Regelungen zur Verordnung der 
häuslichen Krankenpflege aus § 3 Ab-
satz 1 der RL HKP sind ausreichend. 

 

Siehe Nr. 25 Siehe Nr. 23 
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§ 5a Absatz 4 neu deshalb ganz zu 
streichen. 

32.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

Die BAG-SAPV schließt sich dem Vor-
schlag GKV SV "spät. bei der Folge-
verordnung“ an. 

Die BAG-SAPV unterstützt die Stel-
lungnahme zur zeitlichen Angabe 
zwecks Folgeverordnung des GKV-SV, 
DKG, PatV 

Siehe Nr. 23 Siehe Nr. 23 

33.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu § 5a Abs. 4: 

 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

 

Die DGP schließt sich dem Vorschlag 
GKV SV "spät. Bei der Folgeverord-
nung an 

Hier unterstützen die DGP die Stel-
lungnahme zur zeitlichen Angabe 
zwecks Folgeverordnung des GKV-SV, 
DKG, PatV 

Siehe Nr. 23 Siehe Nr. 23 

34.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 5a Abs. 5: 

(5) Sofern wichtige medizinische 
Gründe vorliegen, die gegen eine 
Bestimmung der erforderlichen 
Häufigkeit und Dauer durch die 
Pflegefachkräfte sprechen, hat 
die Verordnerin oder der Verord-
ner die Häufigkeit und Dauer 

Die Pflegefachkräfte können innerhalb 
des vertragsärztlich festgestellten Ver-
ordnungsrahmens über die erforderli-
che Häufigkeit und Dauer der Maß-
nahmen bestimmen. Legt der behan-
delnde / verordnende Arzt die Häufig-
keit und Dauer einer Leistung von 
vornherein fest, ist die Verordnung für 
die Pflegefachkraft vorerst bindend. 

Es können Fallkonstellationen 
bestehen, bei denen im Laufe der 
Behandlung sich Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes 
der Patientin/des Patienten erge-
ben, die eine Pflegefachkraft 
nicht umfassend alle medizini-
schen Aspekte beurteilen kann. 

Keine Änderung 
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selbst auf der Verordnung anzu-
geben. 
 

Gelangt die Pflegefachkraft im Weite-
ren jedoch zu einer anderen Einschät-
zung, ist zwischen dem verordnenden 
Arzt und der verordnenden Pflege-
fachkraft eine Klärung herbeizuführen 
und die Verordnung anzupassen. 

 

Der behandelnde / verordnende Arzt 
kann Dauer und Häufigkeit einer Maß-
nahme grundsätzlich auf der Verord-
nung festlegen. Gelangt die Pflege-
fachkraft zu einer anderen fachlichen 
Einschätzung, so ist hierüber Einver-
nehmen zwischen den Beteiligten her-
zustellen. 

 

Die Einfügung: „Sofern wichtige medi-
zinische Gründe vorliegen, die gegen 
eine Bestimmung der erforderlichen 
Häufigkeit und Dauer durch die Pflege-
fachkräfte sprechen, hat die Verord-
nerin oder der Verordner die Häufig-
keit und Dauer selbst auf der Verord-
nung anzugeben.“ bedarf es aus Sicht 
des bpa nicht, da die Pflegefachkraft 
die Verordnung nicht einseitig ändern 
kann. 

Diese Verschlechterungen bedin-
gen, dass die entsprechende Fre-
quenz und Dauer einer Maß-
nahme vom ärztlichen Behand-
lungsplan abhängen. 
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35.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Tragende Gründe 

[DKG, PatV, KBV: Insbesondere ist 
eine Verordnung mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung im Rah-
men des Entlassmanagements mit 
Blick auf die begrenzte Gültigkeit der 
Verordnung von sieben Kalenderta-
gen grundsätzlich nicht geeignet.] 

Vgl. Ausführungen zu § 7. GKV-SV: Siehe Nr. 51  

36.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 5a Abs. 5: 

 

Verordnung mit erweiterter Versor-
gungsverantwortung von Pflege-
fachkräften   

… ein persönlicher oder telemedizini-
scher Arzt-Patienten-Kontakt …. 

Die Digitalisierung im Gesundheitswe-
sen schreitet voran. In vielen Berei-
chen sind mittelbare Arzt-Patienten-
Kontakte zulässig. Hier sollte die Richt-
linie dem aktuellen Stand in der Pati-
entenversorgung angepasst werden.  

Die Regelungen zur ärztlichen 
Fernbehandlung werden im Rah-
men eines separaten Verfahrens 
beraten. 

Keine Änderung 

B-6.1.4 Zu § 6 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

37.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu § 6 Abs 2 Satz 2 
ist zu ergänzen: 
 

Der Pflegedienst als Leistungserbringer 
muss sich zusammen mit der qualifizier-
ten Fachkraft über die weitere Versor-
gung mit der Verordnerin oder dem Ver-

Zustimmung im Kontext der er-
weiterten Versorgungsverant-
wortung. 

Änderung: 
In Absatz 2 Satz 2 wer-
den nach dem Wort 
„Verordner“ die Wör-
ter „und in Bezug auf 
Dauer und Häufigkeit 
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(…), hat die Krankenkasse die 
Verordnerin oder den Verord-
ner und den Pflegedienst über 
die Gründe zu informieren. 

ordner abstimmen, wenn die verordne-
ten Leistungen nicht oder nicht in vollem 
Umfang genehmigt wurden. 

in Fällen des § 5a in de-
nen die qualifizierte 
Pflegefachkraft die 
Dauer und Häufigkeit 
selbst bestimmt, den 
Pflegedienst“ ergänzt.  

38.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 

Ergänzung von „sowie den 
Pflegedienst“  
Werden verordnete Maßnah-
men nicht oder nicht in vollem 
Umfang genehmigt, hat die 
Krankenkasse die Verordnerin 
oder den Verordner sowie den 
Pflegedienst über die Gründe 
zu informieren. 

Werden verordnete Maßnahmen nicht 
oder nicht in vollem Umfang von der 
Krankenkasse genehmigt, so ist nicht nur 
die *der Verordner*in zu informieren, 
sondern direkt von der Krankenkasse 
auch der Pflegedienst.  

 

Die Information ist zeitgleich an alle Ak-
teure im Versorgungsgeschehen zu 
übermitteln, u.a. um auch eine Abstim-
mung zur weiteren Versorgung des Ver-
sicherten zwischen qualifizierter Pflege-
fachkraft und Verordner*in zu gewähr-
leisten. 

Siehe Nr. 37 Siehe Nr. 37 

39.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 

Ergänzung von „sowie den 
Pflegedienst“  
Werden verordnete Maßnahmen 
nicht oder nicht in vollem Umfang 
genehmigt, hat die Krankenkasse 

Der Pflegedienst als Leistungserbrin-
ger muss sich zusammen mit der 
qualifizierten Pflegefachkraft über 
die weitere Versorgung mit der Ver-
ordnerin oder dem Verordner ab-
stimmen, wenn die verordneten 

Siehe Nr. 37 Siehe Nr. 37 
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die Verordnerin oder den Verord-
ner sowie den Pflegedienst über 
die Gründe zu informieren. 

Leistungen nicht oder nicht in vollem 
Umfang genehmigt werden.   
 
Die Information ist zeitgleich an alle Ak-
teure im Versorgungsgeschehen zu 
übermitteln, u. a. um auch eine Abstim-
mung zur weiteren Versorgung des Ver-
sicherten zwischen qualifizierter Pflege-
fachkraft und Verordnerin oder Verord-
ner zu gewährleisten. 

40.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu § 6 Abs 2 Satz 2 

Ergänzung von „sowie den Pfle-
gedienst“ 
„Werden verordnete Maßnah-
men nicht oder oder nicht in 
vollem Umfang genehmigt, hat 
die Krankenkasse die Verord-
nerin oder den Verordner so-
wie den Pflegedienst über die 
Gründe zu informieren. 

Der Pflegedienst als Leistungserbrin-
ger muss sich zusammen mit der 
qualifizierten Pflegefachkraft über 
die weitere Versorgung mit der Ver-
ordnerin oder dem Verordner ab-
stimmen, wenn die verordneten 
Leistungen nicht oder nicht in vollem 
Umfang genehmigt werden. Die In-
formation ist zeitgleich an alle Ak-
teure im Versorgungsgeschehen zu 
übermitteln, u. a. um auch eine Ab-
stimmung zur weiteren Versorgung 
des Versicherten zwischen qualifi-
zierter Pflegefachkraft und Verord-
nerin oder Verordner zu gewährleis-
ten. 

Siehe Nr. 37 Siehe Nr. 37 
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41.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 6 Abs. 2: 

 

Medizinischer Dienst der Kranken-
versicherung streichen 

Aufgrund des MDK-Reformgesetzes, 
das am 01.01.2020 in Kraft getreten 
ist, wurde aus dem Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung der 
Medizinische Dienst. Dies sollte in 
der RL angepasst werden.   

Zustimmung Änderung: 
In § 6 Absatz 2 Satz 1 
werden die Wörter 
„der Krankenversiche-
rung“ gestrichen. 

42.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Zu § 6 Abs. 4 

 

Die Änderung ist sachgerecht. Kenntnisnahme  

43.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 6 Abs. 4: 

 

Die beschriebenen Leistungen 
"Grundpflege und hauswirtschaftli-
che Versorgung im Rahmen der Si-
cherungspflege sind seit dem Pflege-
berufegesetz Vorbehaltsaufgaben 
der dort beschriebenen Fachpflege. 
Die Verordnung von Sicherungs-
pflege muss daher neu geordnet 
werden (s. auch unter Allgemein) 

Siehe Nr. 4 Keine Änderung 

44.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu § 6 Abs. 4: 

 

Die beschriebenen Leistungen 
"Grundpflege und hauswirtschaftli-
che Versorgung im Rahmen der Si-
cherungspflege sind seit dem Pflege-
berufegesetz Vorbehaltsaufgaben 
der dort beschriebenen Fachpflege. 
Die Verordnung von Sicherungs-
pflege muss daher neu geordnet 
werden. S. Oben “Allgemein” 

Siehe Nr. 4 Keine Änderung 
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45.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

Die Grundpflege ist bei vorliegender 
Pflegebedürftigkeit nicht verord-
nungsfähig. Gleichwohl ergeben sich 
daraus mehrere Probleme: Es wird 
ein nicht gedeckelter Anspruch auf 
die häusliche Krankenpflege zu Las-
ten einer gedeckelten Leistung der 
Pflegeversicherung suspendiert und 
somit der Anspruch auf die Grund-
pflege nach dem SGB V verkürzt. 
Gleichzeitig soll gemäß des HKP-Leis-
tungsverzeichnisses die Grundpflege 
des SGB V zur Nebenleistung der Be-
handlungspflegeleistung werden. 
Voraussetzung ist folglich eine vorlie-
gende Verordnung zur Behandlungs-
pflege nach § 37 Abs. 2 SGB V und 
eine diesbezügliche Vereinbarungen 
nach § 132a Abs. 4 SGB V. 

Der G-BA setzt hier die gesetzli-
chen Vorgaben nach § 37 Absatz 
8 SGB V um. 

Keine Änderung 

46.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 6 Abs. 5: 

 

Die Vorlage in elektronischer 
Form ist zur Wahrung der Fris-
ten ausreichend.   

Eine Klarstellung würde in der Ver-
sorgungspraxis punktuell aufkom-
mende Diskussionen überflüssig ma-
chen.   

Dies ist Gegenstand der Rahmen-
empfehlungen nach § 132a SGB 
V. 

Keine Änderung 
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47.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 7 Abs. 4: 
Sollte die Pflegedokumentation 
in elektronischer Form geführt 
werden entfällt die Dokumenta-
tion vor Ort. Dem Arzt ist auf Zu-
ruf ein Auszug der Pflegedoku-
mentation vom Pflegedienst 
vorzulegen. Neue Behandlungs-
aspekte werden seitens des Arz-
tes/der Ärztin mit dem Pflege-
dienst besprochen.   

Aufgrund der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen würde eine vor Ort ge-
führte Dokumentation dazu führen, 
dass der Pflegedienst sowohl vor Ort in 
Papierform als auch in der elektroni-
schen Akte dokumentieren müsste. 
Um den Dokumentationsaufwand zu 
verringern, sollte den Pflegediensten 
die Möglichkeit gegeben werden die 
Daten ausschließlich elektronisch zu er-
fassen. Dies setzt eine entsprechend 
geeignete Software-Lösung voraus.   

Vorgaben zur Digitalisierung in 
der Pflege sind nicht Gegenstand 
der Regelungskompetenz des G-
BA. Ferner wird auf die Modell-
vorhaben zur Erprobung von Te-
lepflege nach § 125a SGB XI ver-
wiesen (soziale Pflegeversiche-
rung). 

Keine Änderung 

48.  APH 
Bundesverband 
e.V. 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Vorschlag GKV-SV, DKG, PatV: 
Streichung von „regelmäßig so-
wie“. 

„Regelmäßig“ ist in diesem Zusammen-
hang zu unbestimmt; darüber hinaus 
reicht unseres Erachtens nach eine In-
formation auf Aufforderung durch den 
Verordner sowie bei unvorhersehba-
ren und maßgeblichen Veränderungen 
grundsätzlich aus. 

Siehe Nr. 16 
 

Keine Änderung 

49.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Wir lehnen den Ergänzungsvor-
schlag der GKVSV, DKG und PatV 
ab. 

Ein routinemäßiger, regelmäßiger Aus-
tausch ohne konkreten Anlass ist nicht 
zielführend und in der Praxis nicht um-
setzbar. Die Forderung erhöht den Bü-
rokratieaufwand und bindet knappe 
Ressourcen (Zeit und Personal). Weder 
die verordnenden Ärztinnen und Ärzte 

Siehe Nr. 16 
 

Keine Änderung 
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noch die qualifizierten Pflegefachkräfte 
der ambulanten Pflegedienste haben 
hierfür die Ressourcen. 

50.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Soweit eine gemäß § 5a Absatz 1 
qualifizierte Pflegefachkraft eine 
erweiterte Versorgungsverant-
wortung nach § 5a wahrnimmt, 
informiert diese die Verordnerin 
oder den Verordner unverzüg-
lich über die von ihr vorgenom-
menen Festlegungen zur Häufig-
keit und Dauer der ärztlich ver-
ordneten Maßnahmen. Die Ver-
ordnerin oder der Verordner be-
rücksichtigt diese Festlegungen 
im Rahmen ihres oder seines 
ärztlichen Behandlungs- und 
Therapieplans. [GKV-SV, DKG, 
PatV zusätzlich: Insbesondere 
bei längeren Verordnungszeit-
räumen die gemäß § 5a Absatz 
1 qualifizierte Pflegefachkraft 
informiert die Verordnerin oder 
den Verordner regelmäßig so-
wie bei Änderungen oder nach 

Das DRK verweist auf die Positionierung 
zu § 5a Abs. 3.  

Informationspflichten sollten auf das 
Notwendige beschränkt werden. Es 
liegt unbestritten in der Verantwortung 
der qualifizierten Fachkraft, die Verord-
nerin bei Wahrnehmung der Versor-
gungsverantwortung zu informieren. 

Eine bedarfsgerechte anlassbezogene 
Abstimmung sowie nach Aufforderung 
ist ausreichend; auch bei längeren Ver-
ordnungszeiträumen. 

Eine Streichung des Begriffes „regelmä-
ßig“ ist daher sachgerecht. 

Siehe Nr. 16 
 

Änderung in Folge der 
Anpassung von § 5a 
Absatz 4: 
§ 7 Absatz 4a Satz 3 
wird wie folgt gefasst: 
„Die qualifizierte Pfle-
gefachkraft informiert 
die Verordnerin oder 
den Verordner regel-
mäßig sowie nach Auf-
forderung über die 
Wirkung der verordne-
ten Maßnahmen“ 
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Aufforderung über die Wirkung 
der verordneten Maßnahmen.] 

51.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
Soweit eine gemäß § 5a Absatz 1 
qualifizierte Pflegefachkraft eine 
erweiterte Versorgungsverant-
wortung nach § 5a wahrnimmt, 
informiert diese die Verordnerin 
oder den Verordner unverzüg-
lich über die von ihr vorgenom-
menen Festlegungen zur Häufig-
keit und Dauer der ärztlich ver-
ordneten Maßnahmen. Die Ver-
ordnerin oder der Verordner be-
rücksichtigt diese Festlegungen 
im Rahmen ihres oder seines 
ärztlichen Behandlungs- und 
Therapieplans. 
 

Sofern eine Pflegefachkraft Maßnah-
men eigenständig festlegt, informiert 
sie den behandelnden Arzt über die von 
ihr vorgenommenen Festlegungen zur 
Dauer und Häufigkeit der Maßnahmen, 
damit der Arzt diese Festlegungen im 
Rahmen seines ärztlichen Behand-
lungs- und Therapieplans berücksichti-
gen kann. 

 

Die Einfügung „unverzüglich“ ist aus 
Sicht des bpa weder erforderlich noch 
verhältnismäßig und ist deshalb zu 
streichen. Den Pflegefachkräften wird 
durch das GVWG eine Verordnungs-
kompetenz zugesprochen. Die Fach-
kräfte entscheiden selbstständig und ei-
genverantwortlich über die entspre-
chenden Maßnahmen und informieren 
den behandelnden / verordnenden 
Arzt. Zu welchem Zeitpunkt dies erfolgt 
fällt ebenfalls in die Entscheidungskom-
petenz der Pflegefachkräfte. Dauer und 
Häufigkeit einer hauswirtschaftlichen 
Versorgung werden beispielsweise 
nicht regelhaft einer unverzüglichen 

Eine schnelle Informationswei-
tergabe wird als sinnvoll erach-
tet. Das Wort „unverzüglich“ 
drückt aus, dass ein Handeln 
ohne schuldhaftes Zögern gefor-
dert ist. 

Keine Änderung 
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Mitteilung an den behandelnden / ver-
ordnenden Arzt bedürfen. 

52.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
[GKV-SV, DKG, PatV zusätzlich: 
Insbesondere bei längeren Ver-
ordnungszeiträumen informiert 
die gemäß § 5a Absatz 1 qualifi-
zierte Pflegefachkraft die Ver-
ordnerin oder den Verordner re-
gelmäßig sowie nach Aufforde-
rung über die Wirkung der ver-
ordneten Maßnahmen.] 
 

Der bpa teilt die Maßgabe eines regel-
mäßigen Austausches zwischen verord-
nender Pflegefachkraft und verordnen-
dem Arzt. Sofern dieser stattfindet, ist 
eine Aufforderung des behandelnden / 
verordnenden Arztes zur Information 
über die Wirkung der Maßnahmen zu-
sätzlich nicht notwendig, sondern re-
dundant. Insofern ist der Einschub „so-
wie nach Aufforderung“ zu löschen. 

 

 

 

 

Eine bedarfsweise und anlassbe-
zogene Kommunikation auf Auf-
forderung der Ärztin/des Arztes 
ist in Bezug auf medizinische o-
der pflegerische Änderungen o-
der Maßnahmen notwendig. 
  

Keine Änderung 

53.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
Die Verordnerin oder der Ver-
ordner ermöglicht der qualifi-
zierten Pflegefachkraft Einsicht 
in die Patientenakte sowie die 
Dokumentation in dieser. 

Der behandelnde / verordnende Arzt 
muss im Zuge der Abstimmungen mit 
der Pflegefachkraft die Einsichtnahme 
in die Patientenakte ermöglichen. Zu-
dem muss es den Pflegefachkräften 
möglich sein, die von ihnen getroffenen 
Festlegungen zur Dauer und Häufigkeit 
einzelner Maßnahmen in der Patien-
tenakte zu dokumentieren. Nur so kann 
sichergestellt werden, dass alle Beteilig-

Die Zugriffsrechte auf Patienten-
daten sind gesetzlich geregelt 
und nicht Gegenstand des Rege-
lungsauftrags des G-BA. 

Keine Änderung 
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ten auf dem aktuellen Stand der festge-
legten Maßnahmen und deren Wir-
kungsweise sind. 

54.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 

Tragende Gründe: 

[GKV-SV, DKG, PatV: Insbeson-
dere längere Verordnungszeit-
räume erfordern eine regelmä-
ßige Informationsweitergabe 
über die Wirkung der verordne-
ten Maßnahmen. Gleiches gilt, 
wenn die Verordnerin oder der 
Verordner bei der Pflegefach-
kraft die Wirkung der verordne-
ten Maßnahmen erfragt.] Zwi-
schen der vorausgegangenen 
Verordnung und der Folgever-
ordnung muss ein persönlicher 
Arzt-Patienten-Kontakt [KBV: 
spätestens nach drei Monaten] 
stattgefunden haben, [KBV: um 
die medizinische Indikation und 
die Wirksamkeit einer Leistung 
der häuslichen Krankenpflege zu 
überprüfen.] [GKV-SV, DKG, 

Für den Arzt-Patienten-Kontakt ist die 
verordnende Pflegefachkraft nicht zu-
ständig. Die Vorgaben der KBV und des 
GKV-SV sowie der DKG und PatV zur Re-
gelung, wann ein solcher erfolgen muss 
(spätestens nach drei Monaten oder 
spätestens anlässlich der Folgeverord-
nung) bindet den Arzt aber nicht die 
Pflegefachkraft oder den Patienten und 
kann deshalb hier nicht verbindlicher 
Regelungsgegenstand sein. 

 

Eine Bindungswirkung für die Pflege-
fachkraft über den G-BA ist zudem - 
ohne eine unmittelbare Beteiligung der 
Leistungserbringerverbände - rechtlich 
höchst zweifelhaft. Es besteht keinerlei 
Möglichkeit der Mitwirkung, obwohl 
hier Einrichtungen der Pflege gebunden 
werden sollen. Der bpa lehnt ein sol-
ches Vorgehen strikt ab. 

Siehe Nr. 23 
Die Regelung richtet sich an die 
Verordnerin oder den Verordner. 
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PatV: spätestens anlässlich der 
Folgeverordnung.] 

55.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Die Ergänzung von GKV-SV, 
DKG, PatV lehnen wir ab. Eine 
zusätzliche Regelung „insbeson-
dere bei längeren Verordnungs-
zeiträumen“ ist aus unserer Sicht 
nicht erforderlich. 

Die in § 4a (neu) getroffene Regelung ist 
aus unserer Sicht auch ohne die Ergän-
zung von GKV-SV, DKG, PatV vollkom-
men ausreichend, um eine wechselsei-
tige Verständigung und Information 
zwischen den entsprechend qualifizier-
ten Pflegekräften und den verordnen-
den Ärztin_innen zu gewährleisten. Ei-
ner zusätzlichen Regelung für „längere 
Verordnungszeiträume“ bedarf es 
nicht, zumal hier offenbleibt, wann kon-
kret ein „längerer Verordnungszeit-
raum“ bzw. „längere Verordnungszeit-
räume“ bestehen. 

KBV: 
Kenntnisnahme. 
 
GKV-SV, DKG, PatV: 
Die Vorgabe dient der Prüfung 
der Wirksamkeit der verordne-
ten Maßnahmen. 

Keine Änderung  

56.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Soweit eine gemäß § 5a Absatz 1 
qualifizierte Pflegefachkraft eine 
erweiterte Versorgungsverant-
wortung nach § 5a wahrnimmt, 
informiert diese die Verordnerin 
oder den Verordner unverzüg-
lich über die von ihr vorgenom-
menen Festlegungen zur Häufig-

Der AWO Bundesverband spricht sich 
gegen die Ergänzung von GKV-SV, DKG, 
PatV aus.  

 

Für längere Verordnungszeiträume 
sind die Regelungen nach § 7 Absatz 2 
angemessen und ausreichend für die 
Kommunikation zwischen qualifizierter 
Pflegefachkraft und Verordner*in. Wei-
tere Verpflichtungen erhöhen die Büro-

Siehe Nr. 15. Keine Änderung  
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keit und Dauer der ärztlich ver-
ordneten Maßnahmen. Die Ver-
ordnerin oder der Verordner be-
rücksichtigt diese Festlegungen 
im Rahmen ihres oder seines 
ärztlichen Behandlungs- und 
Therapieplans. [GKV-SV, DKG, 
PatV zusätzlich: Insbesondere 
bei längeren Verordnungszeit-
räumen informiert die gemäß § 
5a Absatz 1 qualifizierte Pflege-
fachkraft die Verordnerin oder 
den Verordner regelmäßig so-
wie nach Aufforderung über die 
Wirkung der verordneten Maß-
nahmen.] 

kratie und binden Ressourcen, die we-
der in den Arztpraxen noch in den Pfle-
gediensten vorhanden sind. 

57.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Absatz 4a ist ersatzlos zu strei-
chen, da die Inhalte bereits in § 7 
Absatz 2 abgedeckt sind. Hilfs-
weise kann § 7 Absatz 2 um den 
hier vorgeschlagene Satz 1 er-
gänzt werden.  
Den Ergänzungsvorschlag von 
GKV-SV, DKG und PatV lehnen 
wir ab.   

Aus unserer Sicht ist § 7 Absatz 2 
vollkommen ausreichend, es bedarf 
keiner weiteren Konkretisierung 
der Arzt-Patienten-Kontakte, die 
Pflegefachkräfte sind bereits jetzt 
aufgefordert jede wesentliche Än-
derung beim Patienten der Verord-
nerin oder dem Verordner mitzutei-
len.  

Siehe Nr. 15. Keine Änderung 
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Soweit eine gemäß § 5a Absatz 1 
qualifizierte Pflegefachkraft eine 
erweiterte Versorgungsverant-
wortung nach § 5a wahrnimmt, 
informiert diese die Verordnerin 
oder den Verordner unverzüg-
lich über die von ihr vorgenom-
menen Festlegungen zur Häufig-
keit und Dauer der ärztlich ver-
ordneten Maßnahmen. Die Ver-
ordnerin oder der Verordner be-
rücksichtigt diese Festlegungen 
im Rahmen ihres oder seines 
ärztlichen Behandlungs- und 
Therapieplans. [GKV-SV, DKG, 
PatV zusätzlich: Insbesondere 
bei längeren Verordnungszeit-
räumen informiert die gemäß § 
5a Absatz 1 qualifizierte Pflege-
fachkraft die Verordnerin oder 
den Verordner regelmäßig so-
wie nach Aufforderung über die 
Wirkung der verordneten Maß-
nahmen.] 

Hilfsweise kann § 7 Absatz 2 um den 
hier vorgeschlagenen Satz 1 ergänzt 
werden.  
 
Ein routinemäßiger, regelmäßiger Aus-
tausch ohne konkreten Anlass wie in 
Satz 2 vorgeschlagen ist nicht zielfüh-
rend und in der Praxis nicht umsetzbar. 
Die Forderung erhöht den Bürokratie-
aufwand und bindet knappe Ressour-
cen (Zeit und Personal). Weder die ver-
ordnenden Ärztinnen und Ärzte noch 
die qualifizierten Pflegefachkräfte der 
ambulanten Pflegedienste haben dafür 
die Ressourcen. 
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58.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu § 7 Abs. 4a. 

 

Streichung des Abs. 4a. 

 

Der Ergänzungsvorschlag der GKV-
SV, DKG und PatV wird abgelehnt. 

 

Soweit eine gemäß § 5a Absatz 1 
qualifizierte Pflegefachkraft eine 
erweiterte Versorgungsverant-
wortung nach § 5a wahrnimmt, 
informiert diese die Verordnerin 
oder den Verordner unverzüg-
lich über die von ihr vorgenom-
menen Festlegungen zur Häufig-
keit und Dauer der ärztlich ver-
ordneten Maßnahmen. 
 
Die Verordnerin oder der Ver-
ordner berücksichtigt diese Fest-
legungen im Rahmen ihres oder 
seines ärztlichen Behandlungs- 
und Therapieplans. [GKV-SV, 
DKG, PatV zusätzlich: Insbeson-
dere bei längeren Verordnungs-

Aus Paritätischer Sicht sind zur Kommu-
nikation zwischen Verordnerin/ Ver-
ordner und Pflegedienst/qualifizierter 
Pflegefachkraft die Regelungen in § 7 
Abs. 2 ausreichend, auch für längere 
Verordnungszeiträume. Die Pflegefach-
kräfte sind bereits jetzt aufgefordert 
jede Veränderung in der häuslichen 
Pflegesituation der Verordnerin bzw. 
dem Verordner zu berichten. 

Ferner ist ein regelmäßiger Aus-
tausch ohne konkreten Anlass nicht 
zielführend und in der Praxis nicht 
umsetzbar. Die Forderung erhöht 
den Bürokratieaufwand und bindet 
knappe Ressourcen auf ärztlicher 
wie auf pflegerischer Seite. 

Siehe Nr. 15. Keine Änderung 
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zeiträumen informiert die ge-
mäß § 5a Absatz 1 qualifizierte 
Pflegefachkraft die Verordnerin 
oder den Verordner regelmäßig 
sowie nach Aufforderung über 
die Wirkung der verordneten 
Maßnahmen.] 

59.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
… regelmäßig, anlassbezogen 
sowie nach Aufforderung… 

Anlassbezogen meint, dass bei 
auffälligen Versorgungsverläufen 
eine Rückmeldung erfolgt. Dies 
sollte selbstverständlich sein. Die 
Ergänzung erfolgt zur Klarstel-
lung.   

Die anlassbezogene Rückmel-
dung ist in § 7 Absatz 2 bereits 
enthalten. Die hier beschriebe-
nen Informationsweitergaben 
durch den Pflegedienst gehen 
darüber hinaus und sind spezi-
fisch für die erweiterte Versor-
gungsverantwortung. 

Keine Änderung 

60.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 7 Abs. 4a: 
 
Die BAG-SAPV schlägt vor: 
 

 Den von GKV-SV, DKG, PatV zu-
sätzlich eingefügten Satz: 

 
„Insbesondere bei längeren Ver-
ordnungszeiträumen informiert 
die gemäß § 5a Absatz 1 qualifi-

[§ 7 Abs. 4a] Dies erübrigt sich 
durch Arzt/Ärztinnen-Patienten-
Kontakt, der bei Folgeverordnun-
gen vorzunehmen ist. 

GKV-SV, DKG, PatV: 
Siehe Nr. 15 und Nr. 1 
 
KBV: Kenntnisnahme 

Keine Änderung 
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zierte Pflegefachkraft die Ver-
ordnerin oder den Verordner re-
gelmäßig sowie nach Aufforde-
rung über die Wirkung der ver-
ordneten Maßnahmen.]“ 
 
zu streichen 
 

 „Bei längeren Verordnungszeit-
räumen, ist im Verordnungszeit-
raum mind. eine interprofessio-
nelle Fallbesprechung (zwischen 
verodnendem Arzt/Ärztin und 
Pflegefachkraft) durchzuführen“  

 
zu ergänzen. 

61.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu § 7 Abs. 4a Satz 1 und 2: 
 
[wörtliches Zitat des Beschluss-
entwurfes] 
 

[§ 7 Abs. 4a] Dies erübrigt sich durch 
Arzt-Patienten-Kontakt, der bei 
Folgeverordnungen vorzunehmen 
ist   
 

Siehe Nr. Nr. 15  Keine Änderung 

62.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu § 7 Abs. 4a Satz 3: 
 
Änderungsvorschlag: 
Die DGP schlägt folgende Ände-
rung/Streichung vor: der von 

Information ist zu kurz gegriffen, 
vielmehr geht es um Therapiebe-
sprechungen. Hier sollte die Inter-
disziplinarität hervorgehoben wer-
den im Form von interdisziplinäre 

GKV-SV, DKG, PatV: Siehe Nr. 15 
und Nr. 1 
 
KBV: Kenntnisnahme 

Keine Änderung 
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GKV-SV, DKG, PatV zusätzlich 
eingefügte Satz: „Insbesondere 
bei längeren Verordnungszeit-
räumen informiert die gemäß § 
5a Absatz 1 qualifizierte Pflege-
fachkraft die Verordnerin oder 
den Verordner regelmäßig sowie 
nach Aufforderung über die Wir-
kung der verordneten Maßnah-
men.]“  ist zu streichen,  
die DGP schlägt folgende Ergän-
zung vor:  
Bei längeren Verordnungszeit-
räumen, ist mind. eine interpro-
fessionelle Fallbesprechung 
(mindestens zwischen Arzt und 
Pflege) durchzuführen 

und interprofessionelle Fallgesprä-
che, gemeinsame Therapieplanung. 
 

Die Ergänzung zur interprofessio-
nellen Fallbesprechung ist anleh-
nend an internationalen Studien, 
die aufzeigen, dass die Behand-
lung und somit der Effekt für Pati-
ent:innen sich erhöht, wenn es in 
interprofessionellen Fallbespre-
chungen diskutiert wurde. 

63.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 7 Abs. 5: Die Ergänzung GKV SV ist aus unse-
rer Einschätzung sinnvoll 

GKV-SV: Zustimmende Kennt-
nisnahme 
 
KBV, DKG, PatV: 
Vor dem Hintergrund der gesetz-
lichen Regelung des § 39 Absatz 
1a SGB V kann ein ausdrücklicher 
Ausschluss für das Entlassma-
nagement aus Sicht der KBV, 
DKG und PatV nicht erfolgen. 

Keine Änderung 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

161 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

Allerdings wird in den Tragenden 
Gründen erläutert, dass Verord-
nungen mit erweiterter Versor-
gungsverantwortung im Entlass-
management grundsätzlich nicht 
geeignet sind. 

64.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu § 7 Abs. 5: 
[GKV-SV zusätzlich: Verordnun-
gen mit erweiterter Versor-
gungsverantwortung nach § 5a 
können im Rahmen des Entlass-
managements nicht erfolgen.] 

Das DRK sieht keine Sachgründe, 
warum Verordnungen mit erwei-
terter Versorgungsverantwortung 
nach § 5a im Rahmen des Entlass-
managements nicht erfolgen kön-
nen. 

KBV, DKG, PatV: Kenntnis-
nahme 
 
GKV-SV: Eine erweitere Versor-
gungskompetenz im Sinne des § 
37 Absatz 8 SGB V kann bei Fall-
konstellationen des Entlassma-
nagements, mit Blick auf die ge-
mäß § 39 Absatz 1a Satz 9 SGB V 
kurzen Verordnungszeiträume 
von maximal 7 Tagen, nicht um-
gesetzt werden. Aufgrund der 
akutstationären Behandlung ist 
es außerdem sachdienlich, dass 
die Frequenz von Maßnahmen 
der Häuslichen Krankenpflege 
durch das Krankenhaus festge-
legt wird. Das Krankenhaus kann 
aufgrund der akutstationären 
Behandlung am besten einschät-

Keine Änderung  
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zen, wie hoch der Versorgungs-
bedarf unmittelbar nach der Ent-
lassung sein wird. Mit Blick auf 
die erforderliche Rechtsklarheit 
für das Genehmigungsverfahren 
durch die Krankenkassen, ist eine 
entsprechende Regelung not-
wendig 

65.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu § 7 Abs. 5: 
 
Sollte die Verordnung im Rah-
men des Entlassungsmanage-
ments erfolgen, informiert die 
Pflegefachkraft den Folge-Ver-
ordner über auf Basis der Ver-
ordnung durchgeführten Maß-
nahmen, deren Dauer und Fre-
quenz.  

Gerade nach der Entlassung aus ei-
ner stationären Einrichtung kann 
sich der Bedarf im Rahmen der Be-
handlungspflege verändern. Um 
hier einen nahtlosen Übergang zu 
ermöglichen, sollte auch in diesem 
Fall eine Anpassung möglich sein. 
Um die Informationsweitergabe si-
cherzustellen, sollte die Pflegefach-
kraft den Arzt, der die Folge-Verord-
nung ausstellt, über den Verlauf in-
formieren.   

GKV-SV: 
GKV-SV: Siehe Nr. 64 
 
KBV, DKG, PatV: 
Im Zuge des Entlassmanage-
ments kann die Festlegung der 
Häufigkeit und Dauer grundsätz-
lich durch das Krankenhaus erfol-
gen. Das Krankenhaus hat in ge-
eigneter Weise im Rahmen des 
Entlassmanagements die weiter-
behandelnde Vertragsärztin, den 
weiterbehandelnden Vertrags-
arzt, die weiterbehandelnde Ver-
tragspsychotherapeutin oder 
den weiterbehandelnden Ver-
tragspsychotherapeuten über 
die getätigte Verordnung so 
rechtzeitig zu informieren, dass 

Keine Änderung 
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das Ziel einer nahtlosen An-
schlussversorgung ermöglicht 
wird. 

66.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu § 7 Abs 5 neue angefügter 
Satz nach Position GKV-SV: 
 
Wir lehnen den 
Ergänzungsvorschlag des 
GKVSV, wonach das Entlassma-
nagement von der erweiterten 
Versorgungsverantwortung aus-
zuschließen ist, ab. 

Bereits jetzt ist es im Krankenhaus gän-
gige Praxis, dass die Erfahrung und 
Kompetenz der Pflegefachkräfte auf 
den bettenführenden Stationen in die 
Beurteilung des Bedarfes und des Um-
fanges der Häuslichen Krankenpflege 
sowie in den Prozess der Entlassung mit 
einbezogen werden. Die Pflegefach-
kräfte sind mit der Situation der Patien-
tin/des Patienten vertraut und können 
diese adäquat beurteilen. Deshalb kann 
auch die erweiterte Versorgungsver-
antwortung Anwendung finden. 

Kenntnisnahme. Die Anwendung 
der erweiterten Versorgungs-
kompetenz bezieht sich auf Leis-
tungserbringer nach § 132a SGB 
V und nicht auf das im Kranken-
haus angestellte Pflegepersonal.  
Zur Umsetzung im Krankenhaus: 
Siehe Nr. 65.  

Keine Änderung 

67.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu § 7 Abs 5 neue angefügter 
Satz nach Position GKV-SV: 
 
Verordnungen mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung 
nach § 5a können im Einzelfall 
im Rahmen des Entlassmanage-
ments nicht erfolgen. 

Die häusliche Krankenpflege kann von 
Krankenhausärzten im Rahmen des 
Entlassmanagements (§ 7 Absatz 5 
HKP-RL) für sieben Kalendertage nach 
dem Krankenhausaufenthalt verordnet 
werden. Verordnungen mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung sind nach 
Auffassung des GKV-SV im Rahmen des 
Entlasssmanagements – insbesondere 
mit Blick auf die begrenzte Gültigkeit 
der Verordnung von sieben Kalenderta-
gen – nicht geeignet. 

GKV-SV: 
Siehe Nr. 64 
 
KBV, DKG, PatV: 
Kenntnisnahme 
Siehe auch Nr. 63 

Keine Änderung 
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Der bpa teilt diese Einschätzung des 
GKV-SV nicht. Sofern erforderlich, müs-
sen Krankenhausärzte – im Bedarfsfall – 
auch Verordnungen mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung ausstellen 
dürfen; ansonsten kann das Entlassma-
nagement die Anschlussversorgung 
nicht ausreichend sicherstellen und es 
entstehen Versorgungs- / bzw. Verord-
nungslücken. 

68.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu § 7 Abs. 5 
Ablehnung des Einschubs des 
GKV-SV zusätzlich  
Verordnungen mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung 
nach § 5a können im Rahmen 
des Entlassmanagements nicht 
erfolgen. 

Aus unserer Sicht ist auch das Entlass-
management für eine Verordnung mit 
erweiterter Versorgungsverantwor-
tung geeignet, da sich die Eignung der 
Pflegefachkräfte nicht auf die Verord-
nungsdauer bezieht, sondern auf die 
Häufigkeit und Dauer der notwendigen 
Maßnahmen, die von den Pflegefach-
kräften im Krankenhaus auf Grund Ih-
rer Ausbildung und des häufigeren Pa-
tien:innenkontaktes deutlich besser 
einschätzen können als Mediziner. 

Siehe Nr. 64, 65 und Nr. 66 Keine Änderung 

69.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu § 7 Abs 5: 

 

Der Ausschluss des Entlassmanage-
ment für eine Verordnung mit erweiter-
ter Versorgungsverantwortung und da-
mit die Differenzierung der verschiede-

Siehe Nr. 64, 65 und Nr. 66 Keine Änderung 
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Die Ergänzung des GKV-SV, wonach 
das Entlassmanagement von der er-
weiterten Versorgungs- verantwor-
tung auszuschließen ist wird abge-
lehnt. 

Verordnungen mit erweiterter 
Versorgungsverantwortung 
nach § 5a können im Rahmen 
des Entlassmanagements nicht 
erfolgen. 

nen Pflegesettings ist aus Sicht des Pari-
tätischen nicht nachvollziehbar. Es er-
schließt sich nicht, weshalb Pflegefach-
kräfte im Krankenhaus auf der Basis ih-
rer Ausbildung und des regelmäßigen 
Patientenkontakt nicht die Häufigkeit 
und Dauer der notwendigen Maßnah-
men beurteilen können sollten. Bereits 
jetzt ist es gängige Praxis, dass Pflege-
fachkräfte im Krankenhaus in die Beur-
teilung des Bedarfes der Patient*innen 
nach Krankenhausaufenthalt einbezo-
gen werden. Daher spricht aus Sicht des 
Paritätischen nichts gegen die Anwen-
dung der Regelung zu Verordnungen 
mit erweiterter Versorgungsverant-
wortung im Rahmen des Entlassman-
gements. Eine Differenzierung nach Tä-
tigkeitsfeldern ist auch hier nicht nach-
vollziehbar. 

70.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu § 7 Absatz 5: 
 
 

Ergänzung GKV: diese Ergänzung sieht 
die DGP ebenfalls sinnvoll 

Siehe Nr. 63  
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71.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

… die 3-Tage-Frist… Hier sollte der Text an die aktuelle Vorla-
gefrist von 4-Tagen angepasst werden.  

Dem Hinweis zur Anpassung der 
Regelung wird gefolgt.  

Änderung: 
In § 9 Absatz 1 werden 
die Wörter „3-Tage-
Frist“ durch die Wörter 
„4-Tage-Frist“ ersetzt. 

B-6.1.7 Zum Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege (Leistungsverzeichnis) 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
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72.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zur Einfügung einer zusätzlichen 
Spalte im Leistungsverzeichnis: 

Die Einfügung der zusätzlichen Spalte 
erleichtert den Überblick, welche Maß-
nahmen durch die Pflegefachkräfte 
fortan eigenständig festgelegt werden 
können. 

 

Laut der Tragenden Gründe hat der G-
BA geprüft, welche der Pflegemaßnah-
men des Leistungsverzeichnisses (LV) 
sich grundsätzlich für eine eigenstän-
dige Entscheidung über die Häufigkeit 
und Dauer durch Pflegefachkräfte eig-
nen. Dabei wurden folgende Aspekte in 
die Bewertung einbezogen: 

Die Bewertung einzelner Leistun-
gen hinsichtlich der Bestimmung 
von Häufigkeit und Dauer durch 
Pflegefachkräften ist auf Grund-
lage einheitlicher Kriterien erfolgt 
(siehe Ausführungen in TG). 
 
Zur Leistungsnummer 15: Flüs-
sigkeitsbilanzierung: 
 
Es bedarf einer engmaschigen 
ärztlichen Kontrolle der Flüssig-
keitsbilanzierung. So kann bei-
spielsweise als Folge einer Fehl-
einschätzung eine akute Dekom-
pensation auftreten, welche für 
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 Gefahrgeneigtheit einer Kompetenzer-
weiterung bei der konkreten Maß-
nahme 

 Nähe zur pflegerischen bzw. ärztlichen 
Kompetenz 

 Abgrenzbarkeit der pflegerischen von 
der ärztlichen Verantwortung 

 Einbettung in den ärztlichen Therapie-
plan (soweit Bestandteil der medizini-
schen Behandlungspflege) 

Aus der Synopse des G-BA zu den ein-
zelnen Leistungen ergibt sich, dass die 
Möglichkeit zur Festlegung der Häufig-
keit und Dauer einer Maßnahme durch 
eine Pflegefachkraft jeweils für den Ein-
zelfall, d. h. für die einzelne Leistung be-
wertet wurde. Die Anwendung der 
oben genannten Kriterien erscheint da-
bei nicht stringent. Vielmehr wird die 
Möglichkeit von Festlegungen durch 
eine Pflegefachkraft nur für einige aus-
gewählte Maßnahmen mit „ja“ bewer-
tet, während der Großteil der Leistun-
gen aus der fachlichen Einschätzung der 
Pflegefachkräfte herausfallen soll. 

 

die Patientin/ den Patienten le-
bensbedrohlich sein kann (siehe 
Gefahrgeneigtheit einer Kompe-
tenzerweiterung bei der konkre-
ten Maßnahme). 
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Beispiel Positionsnummer 15: Flüssig-
keitsbilanzierung zur Messung der Ein- 
und Ausfuhr von Flüssigkeiten mit kali-
brierten Gefäßen, ggf. inkl. Gewichts-
kontrolle, ggf. inkl. Messung von Bein- 
und Bauchumfang zur Kontrolle des 
Flüssigkeitshaushaltes bei dessen be-
ginnender Dekompensation. Der G-BA 
kommt zu dem Schluss, dass bei dieser 
Maßnahme keine Festlegungen durch 
die Pflegefachkräfte möglich sein soll-
ten. Begründet wird dies damit, dass 
bei der Festlegung der Rahmenbedin-
gungen - einschließlich Dauer und Fre-
quenz - der ärztliche Behandlungsplan 
maßgebend sei, weshalb für eine eigen-
ständige Entscheidung der Pflegefach-
kraft kein Entscheidungsspielraum be-
stünde. 

Die Pflegefachkräfte arbeiten nah am 
Patienten und können auf gesundheitli-
che Veränderungen schnell reagieren, 
zudem besitzen sie die notwendige 
Kompetenz für die Durchführung der 
Leistung. Im Falle, dass die Pflegefach-
kräfte die Dauer und Häufigkeit selbst 
festlegen könnten, bestünde auch 
keine erhöhte Gefahrengeneigtheit, da 
dies mit dem behandelnden Arzt kom-
muniziert wird und somit in Absprache 
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mit diesem erfolgt. Der behandelnde 
Arzt behält somit die medizinische Ver-
antwortung und Möglichkeit der Ein-
bettung in den ärztlichen Therapieplan. 
Der bpa sieht die vom G-BA angeführ-
ten Kriterien hier - so wie auch bei wei-
teren Maßnahmen, vgl. unten - als 
nicht zutreffend an. 

 

73.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Beschlussentwurf sieht vor, dass 
sich die Pflegefachkräfte bezüglich der 
Festlegungen zu Dauer und Häufigkeit 
von Maßnahmen regelmäßig mit dem 
behandelnden / verordnenden Arzt ab-
stimmen. Insofern findet ein regelhaf-
ter Austausch mit einer Überprüfung 
der Festlegungen durch einen Arzt 
statt. In diesen Kontext sind die Ent-
scheidungen (festzulegenden Maßnah-
men) durch die Pflegefachkräfte einzu-
betten. 

 

Vor diesem Hintergrund erscheint die 
restriktive Herangehensweise des G-BA 
zur Festlegung der einzelnen verord-
nungsfähigen Maßnahmen durch die 
Pflegefachkräfte nicht sachgerecht, s.o. 
Ein Großteil der Leistungen wurde von 

Kenntnisnahme. 
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der erweiterten Versorgungsverant-
wortung ausgeschlossen. Der Gesetz-
geber hat die neue Verordnungskom-
petenz der Pflegefachkräfte durch das 
GVWG festgelegt, die Einschränkungen 
des G-BA auf nur einige ausgewählte 
Maßnahmen widerspricht dem gesetz-
lichen Ansinnen, die Kompetenzen der 
Pflege zu stärken und die Ärzte zu ent-
lasten. 

 

Insgesamt zeigt sich, dass die Patienten-
vertretung und auch der GKV-Spitzen-
verband der Qualifikation und Kompe-
tenz der Pflege mehr Vertrauen und 
Verantwortung zusprechen als die ärzt-
lichen Vertretungen. Im Sinne der ge-
setzlichen Vorgaben und der Weiter-
entwicklung der Gesundheitsversor-
gung müssen solche Ressentiments 
überwunden werden. 

 

74.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

In der neuen Spalte „Festlegung 
von Häufigkeit und Dauer durch 
Pflegefachkraft möglich? 
ja/nein“ wird für die Nummer 1, 
2, [PatV, GKV-SV: 3], 4, 5, [PatV, 

[siehe einzelne Leistungsnummern] Kenntnisnahme.  
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GKV-SV, DKG: 6], 7, [PatV: 8], 12, 
[PatV, GKV-SV, DKG: 13], 14, 21, 
22, 27, [PatV, GKV-SV: 28], [PatV: 
29], 30, [PatV, GKV-SV: 31], 31b, 
31c und 31d das Wort „ja“ ein-
gefügt. 

75.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

 Der bpa teilt die restriktive Ausle-
gung der erweiterten Versorgungs-
verantwortung für die Pflegefach-
kräfte nicht. Aus unserer Sicht müs-
sen die Positionsnummern: 
-   9 (Blasenspülung) 
- 10 (Blutdruckmessung) 
- 11 (Blutzuckermessung) 
- 11a (Interstitielle Glukosemes-
sung) 
- 13 (Drainagen) 
- 15 (Flüssigkeitsbilanzierung) 
- 19 (Richten von Injektionen) 
- 28 (Stomabehandlung) 
für die Verordnung durch die Pfle-
gefachkräfte ebenfalls Berücksichti-
gung finden. Die Pflegefachkräfte 
sind hierfür hinreichend qualifiziert 
und können eine sachgerechte Ein-
schätzung zum Bedarf (Dauer und 

Zu den Nummern 9, 10, 11, 11a, 
13, 15, 19 und 28 des Leistungs-
verzeichnisses: siehe nachfol-
gende einschlägige Auswertung.  
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Häufigkeit der Maßnahme) vorneh-
men. Die Pflegefachkraft stimmt 
sich über die getroffenen Festlegun-
gen regelmäßig mit dem Arzt ab, so 
dass stets auch eine aktuelle Ein-
schätzung zur medizinischen Not-
wendigkeit und Wirkungsweise vor-
liegt. 
Gleiches gilt für die Positionsnum-
mern 29 (Wechsel und Pflege der 
Trachealkanüle) und 31 (Wundver-
sorgung einer akuten Wunde). 
Der bpa stimmt dem Vorschlag der 
PatV zu, wonach eine Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer für die 
Leistung „Wechsel und Pflege der 
Trachealkanüle“ durch die Pflege-
fachkraft möglich ist. Der Wechsel 
und die Pflege der Trachealkanüle 
erfolgen bereits durch Pflegefach-
kräfte - entsprechend der situativen 
Notwendigkeit vor Ort sowie in Ab-
sprache mit den Betroffenen und 
ggf. in Zusammenarbeit mit der Lo-
gopädie. 
Unterstützt wird weiterhin das Vo-
tum von PatV und GKV-SV für die 
Leistung „Wundversorgung einer 

 
 
 
zu Leistungsverzeichnis Nr. 31 
(Wundversorgung einer akuten 
Wunde):  
 
PatV, GKV-SV: Zustimmende 
Kenntnisnahme. 
 
KBV, DKG: 
Siehe Nr. 186 
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akuten Wunde“. Die Pflegefach-
kräfte verfügen über die notwen-
dige Fachkompetenz, um die 
Wundbeurteilung durchführen und 
den Bedarf und die Häufigkeit eines 
Verbandswechsel festlegen zu kön-
nen. Gemäß der QPR-Prüffrage 
9.29 ist es bereits heute Aufgabe 
der Mitarbeitenden der Pflege-
dienste zu überprüfen, ob die vom 
Arzt angeordnete Behandlung des 
Dekubitus/der chronischen Wunde 
dem aktuellen Stand des Wissens 
entspricht. Der Pflegedienst muss 
zudem nachweisen, dass er die Ärz-
tin bzw. den Arzt darüber infor-
miert, wenn die angeordnete Be-
handlung nicht dem aktuellen 
Stand des Wissens entspricht und 
der Arzt seine Verordnung nicht an-
gepasst hat. 
Der bpa bittet die genannten Positions-
nummern aufzunehmen und in der 
neuen Spalte „Festlegung von Häufig-
keit und Dauer durch Pflegefachkraft 
möglich? ja/nein“ mit „ja“ zu kenn-
zeichnen. 
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76.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Festlegung von Häufigkeit und 
Dauer durch Pflegefachkraft 
möglich? 
Ja bei den Nummern: 
 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 12, 13, 14, 21, 
22, 23, 24a, 26, 27, 27a, 28,  29, 
30, 31, 31a, 31b, 31c, 31d 

Der AWO Bundesverband spricht 
sich für folgende Nummern für eine 
Festlegung von Häufigkeit und 
Dauer durch eine Pflegefachkraft 
aus: 
 
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 12, 13, 14, 21, 22, 23, 
24a, 26, 27, 27a, 28, 29, 30, 31, 31a, 
31b, 31c, 31d 

Kenntnisnahme   

77.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zustimmung zu den Einschät-
zungen aller Bänke des G-BA zu 
den Nummern 1, 2, 4, 5, 7, 12, 
14, 21, 22, 27, 30, 31b, 31c, 31d 

Auch unserer Auffassung nach ist 
eine Festlegung der Häufigkeit und 
Dauer ist hier bei allen hier aufge-
führten Nummern durch die Pflege-
fachkraft angezeigt bzw. möglich. 

Kenntnisnahme  

78.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zustimmung zu den Einschät-
zungen aller Bänke des G-BA zu 
den Nummern 1,2, 4,5, 
7,12,14,21,22, 
27,30, 31b, 31c, 31d 

Auch nach Paritätischer Einschät-
zung ist eine Festlegung der Häufig-
keit und Dauer bei den Nummern, 
die alle Bänke des G- BA mit „ja“ ein-
geschätzt haben, durch die Pflege-
fachkraft angezeigt bzw. möglich. 
Die Einschätzung der darüber hin-
aus genannten Leistungen erfolgt in 
den unten stehenden Zeilen. 

Kenntnisnahme  

79.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 

Anlage 1 II. 2. Abs. (1) 
Für die im Leistungsverzeichnis 
gekennzeichneten Leistungen 

Leistungen Anlage der Anlage 4: Nr. 
1-5, 7, 12, 13, 15, 26, 26a, 31d sind 
Vorbehaltsaufgaben der Pflege und 

Siehe Nr. 4, Nr. 5 Keine Änderung 
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Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

der häuslichen Krankenpflege 
können Pflegefachkräfte, die die 
in den Rahmenempfehlungen 
nach § 132a Absatz 1 Satz 4 
Nummer 7 SGB V geregelten An-
forderungen erfüllen, innerhalb 
des vertragsärztlich festgestell-
ten Verordnungsrahmens selbst 
über die erforderliche Maß-
nahme, Häufigkeit und Dauer 
bestimmen.  
 
 

primär durch die Pflegefachkraft 
und nicht durch den Arzt / die Ärztin 
zu verordnen. Eine enge interdiszip-
linäre Zusammenarbeit zwischen 
verordnenden Arzt / Ärztin und 
Pflegefachkraft ist Voraussetzung. 

Gemäß § 2 Absatz 1 erster Spie-
gelstrich HKP-RL beinhaltet häus-
liche Krankenpflege Maßnah-
men der ärztlichen Behandlung, 
die dazu dienen, Krankheiten zu 
heilen, ihre Verschlimmerung zu 
verhüten oder Krankheitsbe-
schwerden zu lindern und die üb-
licherweise an Pflegefach-
kräfte/Pflegekräfte delegiert 
werden können (Behandlungs-
pflege). Damit können per Defini-
tion Maßnahmen der Behand-
lungspflege keine pflegerischen 
Vorbehaltsaufgaben sein. 
 
Jede Verordnung von Maßnah-
men der häuslichen Kranken-
pflege erfolgt gemäß § 73 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 8 SGB V durch 
Vertragsärztinnen/Vertragsärzte 
oder bei Maßnahmen der pHKP 
gemäß § 73 Absatz 2 Satz 5 SGB V 
auch durch Psychotherapeutin-
nen/Psychotherapeuten. 
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80.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

[Allgemein: ] 
Für die im Leistungsverzeichnis 
gekennzeichneten Leistungen 
der häuslichen Krankenpflege 
können Pflegefachkräfte, die die 
in den Rahmenempfehlungen 
nach § 132a Absatz 1 Satz 4 
Nummer 7 SGB V geregelten An-
forderungen erfüllen, innerhalb 
des vertragsärztlich festgestell-
ten Verordnungsrahmens selbst 
über die erforderliche Maß-
nahme, Häufigkeit und Dauer 
bestimmen. Anlage 4 Leistungen 
1-5, 7, 12 , 13, 15, 26, 26a, 31d 
sind Vorbehaltsaufgaben der 
Pflege und primär durch die Pfle-
gefachkraft und nicht durch den 
Arzt / die Ärztin zu verordnen. 
Eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen Arzt / Ärztin und Pflege-
fachkraft ist Voraussetzung. 
 
Änderungsvorschlag: 
Änderungsvorschlag DGP:  Zu 
den Nummern 1 bis 31d – Num-
mer 1-5, 12 15, 14, 15, 31, 31a 
sind Vorbehaltsaufgaben der 

s. Begründung („Allgemein“) siehe Nr. 4, Nr. 5  
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Pflege und durch diese zu einzu-
schätzen und verordnen ist. 

81.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Ergänzung des Leistungsver-
zeichnisses: 
 
Fallbesprechung 

Der AWO Bundesverband regt fol-
gende Erweiterung des Leistungs-
verzeichnisses an: 
 
Fallbesprechungen zwischen Ver-
ordner*in und qualifizierter Pflege-
fachkraft sind sowohl im Kontext 
der Umsetzung von § 37 Absatz 8 
SGB V, aber auch im Rahmen aller 
Leistungen in der häuslichen Kran-
kenpflege erforderlich. Besonders 
deutlich wird dies bei Leistung 
Nr.24a Symptomkontrolle bei Palli-
ativpatientinnen oder Palliativpati-
enten und bei der palliativen Aus-
richtung der HKP:  
 
Für die ambulanten Pflegedienste 
entsteht fallbezogen ein Koordinie-
rungs- und Abstimmungsbedarf 
bzgl. der palliativmedizinischen und 
palliativpflegerischen Leistungen, 
da insbesondere in der Versorgung 
schwerkranker und sterbender 
Menschen auch der Fokus auf die 

siehe Nr. 1  
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Kommunikation, Abstimmung und 
Erreichbarkeit der beteiligten Leis-
tungserbringer gelegt werden 
muss.  
 
Ambulante Pflegedienste überneh-
men hier bereits bisher einen gro-
ßen Teil der Abstimmung der Ver-
sorgung. Sie sind meist täglich vor 
Ort und können dadurch Änderun-
gen im Versorgungsbedarf wahr-
nehmen. Der Bedarf an Abstim-
mung kann insbesondere bei ster-
benden Menschen sehr schnell an-
steigen.  
 
Notwendig ist deshalb die enge Ab-
stimmung mit der Vertragsärz-
tin/dem Vertragsarzt durch ein Kon-
zept, dass den aus ärztlicher und aus 
pflegerischer Sicht erforderlichen 
Entscheidungsspielraum für die An-
passung der Palliativversorgung an 
die Besonderheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt, zukünftig. auch mit 
dem ggf. vorhandenen besonders 
qualifizierten Arzt nach § 87b Ab-
satz 1b SGB V. Notwendig ist ggf. 
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auch die Einbeziehung und Abstim-
mung mit weiteren Berufsgruppen 
(z.B. Physiotherapeuten, Seelsor-
ger, Psychologen, Apotheker,) und 
Hilfen (z.B. weitere Heil- und Hilfs-
mittelerbringer, Sanitätshäuser) 
und ambulanten Hospizdiensten im 
Rahmen einer multiprofessionellen 
Zusammenarbeit. Bestandteil der 
Verordnung von Maßnahmen der 
ambulanten palliativpflegerischen 
Versorgung ist der von der verord-
nenden Ärztin oder dem verord-
nenden Arzt mit der Pflegefachper-
son, gemeinsam erarbeitete und 
abgestimmte Behandlungsplan, der 
die Indikation, die Beeinträchtigun-
gen der Aktivitäten (Fähigkeitsstö-
rungen), die Zielsetzung der Be-
handlung und die Behandlungs-
schritte (Behandlungsfrequenzen 
und -dauer) umfasst. Der Behand-
lungsplan ist regelmäßig im Rah-
men von patientenbezogenen Fall-
besprechungen zwischen den be-
teiligten Leistungserbringern indivi-
duell anzupassen. Mit dem Ver-
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tragsarzt und anderen Leistungser-
bringern sind zudem ggf. patienten-
bezogene Fallbesprechungen zur 
Evaluation und Verbesserung der 
Leistungen durchzuführen.  
 
Deshalb sollte der fallbezogene Ko-
ordinierungs- und Abstimmungsbe-
darf der ambulanten Pflegedienste 
Bestandteil der neuen Leistung 
„Palliativpflege“ sein. 

82.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Ergänzung des Leistungsver-
zeichnisses: 
Fallbesprechung 
 

Hierzu gehören gemeinsame Fall-
besprechungen zwischen Verord-
nerinnen und Verordnern sowie 
qualifizierter Pflegefachkraft“ im 
Kontext der Umsetzung von § 37 
Absatz 8 SGB V aber auch im Rah-
men aller Leistungen in der häusli-
chen Krankenpflege. Besonders 
deutlich wird dies bei Leistung Nr. 
24a Symptomkontrolle bei Palliativ-
patientinnen oder Palliativpatien-
ten und bei der palliativen Ausrich-
tung der HKP:  

 Für die ambulanten Pflegedienste 
entsteht fallbezogen ein Koordinie-
rungs- und Abstimmungsbedarf 

siehe Nr. 1  
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bzgl. der palliativmedizinischen und 
palliativpflegerischen Leistungen, 
da insbesondere in der Versorgung 
schwerkranker und sterbender 
Menschen auch der Fokus auf die 
Kommunikation, Abstimmung und 
Erreichbarkeit der beteiligten Leis-
tungserbringer gelegt werden 
muss.  

 Ambulante Pflegedienste überneh-
men hier bereits bisher einen gro-
ßen Teil der Abstimmung der Ver-
sorgung. Sie sind meist täglich vor 
Ort und können dadurch Änderun-
gen im Versorgungsbedarf wahr-
nehmen. Der Bedarf an Abstim-
mung kann insbesondere bei ster-
benden Menschen sehr schnell an-
steigen.  

Notwendig ist deshalb die enge Ab-
stimmung mit der Vertragsärz-
tin/dem Vertragsarzt durch ein Kon-
zept, das den aus ärztlicher und aus 
pflegerischer Sicht erforderlichen 
Entscheidungsspielraum für die An-
passung der Palliativversorgung an 
die Besonderheiten des Einzelfalls 
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berücksichtigt, zukünftig auch mit 
dem ggf. vorhandenen besonders 
qualifizierten Arzt nach § 87b Ab-
satz 1b SGB V. Notwendig ist ggf. 
auch die Einbeziehung und Abstim-
mung mit weiteren Berufsgruppen 
(z. B. Physiotherapeuten, Seelsor-
ger, Psychologen, Apotheker,) und 
Hilfen (z. B. weitere Heil- und Hilfs-
mittelerbringer, Sanitätshäuser) 
und ambulanten Hospizdiensten im 
Rahmen einer multiprofessionellen 
Zusammenarbeit. Bestandteil der 
Verordnung von Maßnahmen der 
ambulanten palliativpflegerischen 
Versorgung ist der von der verord-
nenden Ärztin oder dem verord-
nenden Arzt mit der Pflegefachper-
son, gemeinsam erarbeitete und 
abgestimmte Behandlungsplan, der 
die Indikation, die Beeinträchtigun-
gen der Aktivitäten (Fähigkeitsstö-
rungen), die Zielsetzung der Be-
handlung und die Behandlungs-
schritte (Behandlungsfrequenzen 
und -dauer) umfasst. Der Behand-
lungsplan ist regelmäßig im Rah-
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men von patientenbezogenen Fall-
besprechungen zwischen den be-
teiligten Leistungserbringern indivi-
duell anzupassen. Mit dem Ver-
tragsarzt und anderen Leistungser-
bringern sind zudem ggf. patienten-
bezogene Fallbesprechungen zur 
Evaluation und Verbesserung der 
Leistungen durchzuführen. Deshalb 
sollte der fallbezogene Koordinie-
rungs- und Abstimmungsbedarf der 
ambulanten Pflegedienste Bestand-
teil der neuen Leistung „Palliativ-
pflege“ sein. 

83.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Ergänzung des Leistungsver-
zeichnisses: 
 
Pflegefachliche Unterstützung 
des Versicherten während der 
ärztlichen Videosprechstunde 

 

Gerade während der Corona-Pan-
demie zeigte sich, dass auch im 
häuslichen Bereich die technische 
Unterstützung für die Versicherten 
zunehmend an Bedeutung ge-
winnt.  
Auch für die verordnungsfähigen 
Leistungen gemäß HKP-Richtlinie ist 
zur Sicherung des Ziels der ärztli-
chen Behandlung nach § 37 Absatz 
2 SGB V diese neue Möglichkeit in 
das Leistungsverzeichnis einzubin-
den. Hierbei ist die pflegefachliche 

Die Regelungen zur ärztlichen 
Fernbehandlung werden im Rah-
men eines separaten Verfahrens 
beraten. 

Keine Änderung 
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Unterstützung des Versicherten 
während der Videosprechstunde 
und Umsetzung der aus der Konfe-
renz resultierenden Maßnahmen 
vor Ort aufzunehmen. 

84.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Erweiterung des Leistungsver-
zeichnisses: Fallbesprechungen 
 

Der Paritätische sieht die Not-
wendigkeit, das Leistungsver-
zeichnis um die Leistung „Ge-
meinsame Fallbesprechungen 
zwischen Verordner*innen und 
qualifizierter Pflegefachkraft“ zu 
erweitern. 

Hierzu gehören gemeinsame Fall-
besprechungen zwischen Verord-
nerinnen und Verordnern sowie 
qualifizierter Pflegefachkraft im 
Kontext der Umsetzung von § 37 
Absatz 8 SGB V aber auch im Rah-
men aller Leistungen in der häusli-
chen Krankenpflege. Deutlich wird 
die Notwendigkeit beispielsweise 
bei der Leistung Nr. 24a Symptom-
kontrolle bei Palliativpatientinnen 
oder Palliativpatienten und bei der 
palliativen Ausrichtung der HKP: 
Für die ambulanten Pflegedienste 
entsteht fallbezogen ein Koordinie-
rungs- und Abstimmungsbedarf 
bzgl. der palliativmedizinischen und 
palliativpflegerischen Leistungen, 
da insbesondere in der Versorgung 
schwerkranker und sterbender 
Menschen auch der Fokus auf die 
Kommunikation, Abstimmung und 

siehe Nr. 1 Keine Änderung 
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Erreichbarkeit der beteiligten Leis-
tungserbringer gelegt werden 
muss. Ambulante Pflegedienste 
übernehmen hier bereits bisher ei-
nen großen Teil der Abstimmung 
der Versorgung. 
Notwendig ist deshalb die enge Ab-
stimmung mit der Vertragsärz-
tin/dem Vertragsarzt durch ein Kon-
zept, dass den aus ärztlicher und aus 
pflegerischer Sicht erforderlichen 
Entscheidungsspielraum für die An-
passung der Palliativversorgung an 
die Besonderheiten des Einzelfalls 
berücksichtigt. Notwendig ist ggf. 
auch die Einbeziehung und Abstim-
mung mit weiteren Berufsgruppen 
und Akteuren im Rahmen einer 
multiprofessionellen Zusammenar-
beit. Daher sollte dem fallbezogene 
Koordinierungs- und Abstimmungs-
bedarf der ambulanten Pflege-
dienste durch eine Aufnahme in das 
Leistungsverzeichnis Rechnung ge-
tragen werden. 
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85.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Ergänzung des Leistungsver-
zeichnisses: Pflegefachliche Un-
terstützung des Versicherten 
während der ärztlichen Video-
sprechstunde 
Der Paritätische sieht auch hier 
die Notwendigkeit, das Leis-
tungsverzeichnis entsprechend 
zu erweitern. 

Gerade während der Corona-Pan-
demie zeigte sich, dass auch im 
häuslichen Bereich die technische 
Unterstützung für die Versicherten 
zunehmend an Bedeutung ge-
winnt. 
Daher ist auch für die verordnungs-
fähigen Leistungen gemäß HKP-
Richtlinie zur Sicherung des Ziels der 
ärztlichen Behandlung nach § 37 
Absatz 2 SGB V diese neue Möglich-
keit in das Leistungsverzeichnis ein-
zubinden. Hierbei ist die pflegefach-
liche Unterstützung des / der Versi-
cherten während der Videosprech-
stunde und Umsetzung der aus der 
Konferenz resultierenden Maßnah-
men vor Ort aufzunehmen. 

Die Regelungen zur ärztlichen 
Fernbehandlung werden im Rah-
men eines separaten Verfahrens 
beraten. 

Keine Änderung 

86.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zur SAPV Neben den Leistungen der HKP 
kann auch die spezialisierte ambu-
lante Palliativversorgung (SAPV) 
nach § 37b SGB V verordnet und er-
bracht werden. In diesen Fällen ent-
fällt die Leistung 24a des HKP-Leis-
tungsverzeichnisses. Der SAPV Leis-
tungserbringer, bestehend insbe-
sondere aus Ärztinnen und Ärzten 

Die erweiterte Versorgungsver-
antwortung richtet sich nach ge-
setzlicher Vorgabe ausschließlich 
an die Leistungserbringer nach § 
37 SGB V. 

Keine Änderung 
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sowie Pflegefachkräften, erbringt 
die SAPV-Leistungen einschließlich 
der Koordination insbesondere zur 
Schmerztherapie und Symptom-
kontrolle. Daher sind in diesen Fäl-
len die Festlegungen der Maßnah-
men durch die Pflegekräfte nicht 
nur mit dem jeweiligen Vertrags-
arzt/der Vertragsärztin, sondern 
auch mit dem SAPV-Team abzu-
stimmen. Dies betrifft insbesondere 
alle Maßnahmen der Behandlungs-
pflege, die für die Symptomkon-
trolle relevant sind, aber auch alle 
pflegerischen Maßnahmen des HKP 
Leistungsverzeichnisses, die im Zu-
sammenhang mit der Verordnung 
von Arznei-, Heil- und Hilfsmittel 
durch die SAPV Ärztin oder den 
SAPV-Arzt erbracht werden. 

87.  AWO Bundesver-
band e.V. 

Ergänzung des Leistungsver-
zeichnisses: Videosprechstunde 

Gerade während der Corona-Pan-
demie zeigte sich, dass auch im 
häuslichen Bereich die technische 
Unterstützung für die Versicherten 
zunehmend an Bedeutung ge-
winnt.  
 

Die Regelungen zur ärztlichen 
Fernbehandlung werden im Rah-
men eines separaten Verfahrens 
beraten. 

Keine Änderung 
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Auch für die verordnungsfähigen 
Leistungen gemäß HKP-Richtlinie ist 
zur Sicherung des Ziels der ärztli-
chen Behandlung nach §37 Abs.2 
SGB V diese neue Möglichkeit in das 
Leistungsverzeichnis einzubinden. 
Hierbei ist die pflegefachliche Un-
terstützung des Versicherten wäh-
rend der Videosprechstunde und 
Umsetzung der aus der Konferenz 
resultierenden Maßnahmen vor 
Ort aufzunehmen. 

88.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 1 Anleitung bei der 
Grundpflege in der Häuslichkeit: 
 

Der bpa hält die Verordnungsmöglich-
keit durch die Pflegefachkräfte für sach-
gerecht inklusive der Nummer 3. Die 
Tätigkeiten werden von den Pflege-
fachkräften regelhaft durchgeführt und 
für die Festlegung von Dauer und Häu-
figkeit besteht ausreichend Kompe-
tenz. 

zu Leistungsverzeichnis Nr. 1:  
Kenntnisnahme. 
 
zu Leistungsverzeichnis Nr. 3: 
PatV: Zustimmende Kenntnis-
nahme: 
 
KBV, DKG 
Die Rahmenbedingungen einer 
Verabreichung von Sondennah-
rung (Art, Menge, Häufigkeit, 
Zeitpunkt der Nahrungszufuhr, 
Dauer) sind durch die Ärz-
tin/durch den Arzt festzulegen, 

Zu Leistungsverzeich-
nis Nr. 3: siehe Nr. 92 
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da Anpassungen oder Abwei-
chungen aufgrund einer individu-
ellen Entwicklung des Gesund-
heitszustands möglich sind. Eine 
Fehleinschätzung kann zu Kom-
plikationen führen (Gefahrge-
neigtheit). 

89.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Nr. 1 Anleitung bei der Grundpflege 
in der Häuslichkeit i.V. mit Nr. 3 Er-
nährung. Wir befürworten die Fest-
legung von Häufigkeit und Dauer 
der erforderlichen Maßnahmen im 
Bereich Ernährung durch entspre-
chend qualifizierte Pflegefachkräfte 
und schließen uns den Ausführun-
gen von PatV, GKVSV, DKG an. 

Entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte mit einschlägiger Berufserfah-
rung können auch für den Bereich Er-
nährung inkl. parenterale Ernährung 
über Häufigkeit und Dauer selbst be-
stimmen. Durch die Nähe zum Patien-
ten/zur Patientin sind Pflegefachkräfte 
mit den konkreten Bedürfnissen und 
Bedarfen ihrer Patient_innen vertraut 
und können diese im Rahmen der Ver-
ordnung entsprechend berücksichti-
gen. 

 

Grundsätzlich möchten wir hier und 
auch für die folgenden Leistungen, 
zu denen wir Stellung nehmen, da-
rauf hinweisen: 

 Die Festlegung der Häufigkeit und 
Dauer durch entsprechend qualifi-
zierte Pflegefachkräfte erfolgt 

siehe Nr. 88 Zu Leistungsverzeich-
nis Nr. 3: siehe Nr. 92 
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grundsätzlich innerhalb eines ver-
tragsärztlich festgestellten Verord-
nungsrahmens. Die Pflegefachkraft 
entscheidet also nicht, ob eine Leis-
tung verordnet wird, sondern kann 
bei ausgewählten Leistungen ledig-
lich die Häufigkeit und Dauer der 
Maßnahmen festlegen. 

 Da in den Änderungen der HKP-RL 
auch die Kommunikation und der 
Informationsaustausch mit der ver-
ordnenden Ärztin/dem verordnen-
den Arzt geregelt ist (s. z.B. § 5a, 
Abs. 3 [neu] sowie § 7, Abs. 4a 
[neu]), können aus ärztlicher Sicht 
notwendige Anpassungen, falls er-
forderlich, jederzeit vorgenommen 
werden. 

 Zudem enthält § 5a, Absatz 5 (neu) 
eine Ausnahmeregelung für den 
Fall, dass wichtige medizinische 
Gründe vorliegen, die gegen eine 
Bestimmung der erforderlichen 
Häufigkeit und Dauer durch ent-
sprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte sprechen. Wenn nach Ein-
schätzung der Ärztin/des Arztes 
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eine engmaschige ärztliche Beglei-
tung bzw. häufige und wiederholte 
(Neu)einschätzungen der Entwick-
lung des Gesundheitszustandes er-
forderlich sind, kann die Ärztin/der 
Arzt Häufigkeit und Dauer selbst auf 
der Verordnung angeben. 

90.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 3 Ernährung: 
 
Wir schließen uns der Auffas-
sung der PatV und des GKV-SV 
an, wonach eine Festlegung der 
Häufigkeit und Dauer durch die 
Pflegefachkraft möglich ist 

Die Leistungsbeschreibung umfasst 
ausschließlich die Abgabe der Nahrung 
und die damit im Zusammenhang ste-
henden Verrichtungen. Bereits heute 
übernehmen die Mitarbeitenden der 
Pflegedienste die Umsetzung nach den 
individuellen Bedürfnissen und Wün-
schen des Pflegebedürftigen. Dazu ge-
hört auch, dass die korrekte Lage der 
Sonde vor jeder Applikation von Nah-
rung oder Flüssigkeit überprüft wird. 

siehe Nr. 88 siehe Nr. 92 

91.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 3 Ernährung: 
 
PatV/GKV-SV: ja 
DKG/KBV: nein 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV/GKV-SV. 

siehe Nr. 88 siehe Nr. 92 

92.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 3 Ernährung 
 

Bei der Leistungsbeschreibung Nr. 3 (Er-
nährung) des Leistungsverzeichnisses 
teilt die Bundesärztekammer grund-
sätzlich die Ansicht von KBV und DKG, 
dass die Rahmenbedingungen einer 

PatV: Kenntnisnahme 
 
KBV, DKG, GKV-SV: Zustim-
mende Kenntnisnahme, in Bezug 

KBV, DKG, GKV-SV: 
Änderung: 
Die Spalte „Festlegung 
von Häufigkeit und 
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Verabreichung von Sondennahrung 
eine Ärztin oder ein Arzt festzulegen 
hat. 

Die Festlegung der Häufigkeit zur Über-
prüfung der Lage der Sonde sollte nach 
Auffassung der Bundesärztekammer 
nur von einer Ärztin oder einem Arzt als 
Rahmenvorgabe erfolgen. 

auf die Gesamteinschätzung, 
dass für die Leistung Verabrei-
chung von Sondennahrung die 
Pflege nicht über Dauer und Häu-
figkeit entscheiden kann. Zudem 
siehe Tragende Gründe. 

Dauer durch Pflege-
fachkraft möglich? 
ja/nein“ wird für die 
Nummer 3 wie folgt 
gefasst: „Nahrungs- 
und Flüssigkeitszufuhr, 
Hilfe bei: ja, sofern 
orale Zufuhr erfolgt“ 
 
Sondennahrung, Ver-
abreichen von […]: 
nein  
 
PatV: keine Änderung 

93.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 3 Ernährung 
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen im 
Bereich Ernährung durch ent-
sprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte und schließen uns 
den Ausführungen von PatV und 
GKV-SV an. 

s. Begründung zu Nr. 1 Anleitung bei 
der Grundpflege in der Häuslichkeit 

siehe Nr. 88 
 

siehe Nr. 92 

94.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 3 Nahrungs- und Flüssig-
keitszufuhr, Hilfe bei Sonden-
nahrung 

Die Festlegung sollte nicht durch die 
Pflegefachkraft erfolgen. Wir stimmen 
daher dem Vorschlag der KBV/DKG zu. 

Siehe Nr. 92 
 

siehe Nr. 92 
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Anpassung oder Abweichungen vom 
Behandlungsplan erfolgen durch 
die/den behandelnde(n) Ärzt*in. Dies 
ist insbesondere im Rahmen der Pallia-
tivversorgung unbedingt erforderlich. 

95.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 3 Ernährung 
 
Wir schließen uns der Auffas-
sung der PatV und des GKV-SV 
an. Wir befürworten eine Festle-
gung der Häufigkeit und Dauer 
durch die Pflegefachkraft. 

Entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte mit einschlägiger Berufserfah-
rung können auch für den Bereich Er-
nährung inkl. parenterale Ernährung 
über Häufigkeit und Dauer selbst be-
stimmen. Durch die Nähe zum Patien-
ten/zur Patientin sind Pflegefachkräfte 
mit den konkreten Bedürfnissen und 
Bedarfen ihrer Patientinnen und Pati-
enten vertraut und können diese im 
Rahmen der Verordnung entsprechend 
berücksichtigen. 

siehe Nr. 88 
 

siehe Nr. 92 

96.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 3 Ernährung: 
 

Wir schließen uns der Auffas-
sung der PatV und des GKV-SV 
an. Eine Festlegung 
der Häufigkeit durch 
Pflegefachkraft ist möglich. 

Die Leistungsbeschreibung umfasst 
ausschließlich die Abgabe der Nahrung 
und die damit im Zusammenhang ste-
henden Verrichtungen.  Bereits heute 
übernehmen die Mitarbeitenden der 
Pflegedienste die Umsetzung nach den 
individuellen Bedürfnissen und Wün-
schen der Patient*innen. Dazu gehört 
auch, dass die korrekte Lage der Sonde 
vor jeder Applikation von Nahrung oder 
Flüssigkeit überprüft wird. 

siehe Nr. 88 
 

siehe Nr. 92 
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97.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 3 Ernährung: 
 
+BPfK: ja 

Der Arzt verordnet sicherlich die ent-
sprechende Nahrung, nachdem diese 
durch eine angestellte Pflegefachkraft 
des Zulieferers entsprechend berech-
net und empfohlen wurde. 

siehe Nr. 88 
 

siehe Nr. 92 

98.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 6 Absaugen, Bronchialtoi-
lette: 
 
Wir stimmen dem Vorschlag der 
PatV, GKV-SV und DKG zu, wo-
nach eine Festlegung der Häufig-
keit und Dauer durch die Pflege-
fachkraft möglich ist. 

Die Leistungen erfolgen aufgrund der 
Indikation im Sinne der HKP Richtlinie in 
der Regel ungeplant situationsgerecht 
und spontan bei Bedarf. Ein konkreter 
Zeitpunkt oder die Häufigkeit pro Tag 
kann von ärztlicher Seite bei dieser Pati-
entengruppe in der häuslichen Versor-
gung regelhaft nicht genau im Voraus 
bestimmt werden. Der von der KBV be-
schriebe Vorgang ist im Gegensatz zu 
den in der HKP-Richtlinie beschriebe-
nen Leistungen, eine therapeutische 
Bronchiallavage. Dieser Eingriff ist keine 
Leistung der HKP und auch nicht in den 
HKP-Richtlinien geregelt. Der Eingriff er-
folgt mittels Endoskop und erfordert 
immer eine Ärztin/einen Arzt. 

Zu „Absaugen der oberen Luft-
wege“: Zustimmende Kenntnis-
nahme 
 
Zu „Bronchialtoilette (Bronchial-
lavage)“: Zustimmung zur Ein-
schätzung des DBfK, des Deut-
schen Hospiz- und PalliativVer-
bandes, BAG-SAPV, DGP und der 
BÄK, dass die Bronchiallavage/ 
Bronchialtoilette eine primäre 
ärztliche Leistung ist. 
Keine Zustimmung zur Darstel-
lung des DBfK, dass die Bronchial-
lavage in der HKP RL keine Rege-
lung findet – siehe Nr. 6 zweiter 
Spiegelstrich. 

Änderung: 
Die Spalte „Festlegung 
von Häufigkeit und 
Dauer durch Pflege-
fachkraft möglich? 
ja/nein“, Leistungsver-
zeichnis Nr. 6 wird wie 
folgt gefasst: 
Absaugen der oberen 
Luftwege […]: ja 

Bronchialtoilette 
(Bronchiallavage) The-
rapeutische […]: nein 

99.  APH 
Bundesverband 
e.V. 

Zu Nr. 6 Absaugen: ja. Wenngleich der Verordner hier ggf. 
grundsätzliche Mindesthäufigkeiten 
der Leistungserbringung verordnen 
kann, machen oftmals von der Planung 

siehe Nr. 98 siehe Nr. 98 
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abweichende individuelle und spon-
tane Absaugungen eine entsprechende 
Entscheidungsbefugnis der Pflegefach-
kraft erforderlich. 

100.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 6 Absaugen: 
 
PatV/GKV-SV/DKG: ja  
KBV: nein 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV/GKV-SV/DKG. 

siehe Nr. 98 
 

siehe Nr. 98 

101.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 6 Absaugen: 
 

Der bpa schließt sich der Position von 
PatV/GKV-SV/DKG an. Da individuell 
und situativ gehandelt werden muss, 
sollte die entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkraft mit einschlägiger Be-
rufserfahrung über die Maßnahmen 
vor Ort entscheiden dürfen. 

siehe Nr. 98 
 

siehe Nr. 98 

102.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 6 Absaugen: 
 

Bei Leistungsbeschreibung Nr. 6 (Ab-
saugen) unterstützt die Bundesärzte-
kammer grundsätzlich die Ansicht der 
KBV, dass insbesondere bei der Bron-
chialtoilette die Frequenz der Durch-
führung durch eine Ärztin oder einen 
Arzt vorgegeben werden muss. 

 

Anders verhält es sich jedoch beim Ab-
saugen der oberen Luftwege. Da es 
ganz überwiegend eine spontane Leis-
tungserbringung darstellt, sollte über 

Zu „Bronchialtoilette (Bronchial-
lavage)“: Siehe Nr. 98. 
 
Zu „Absaugen der oberen Luft-
wege“: Die Ausführung dieser 
Leistung obliegt entsprechend 
qualifizierten Pflegefachkräften 
mit einschlägiger Berufserfah-
rung. Aufgrund dieser Qualifika-
tion ist die Pflegefachkraft in der 

siehe Nr. 98 
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Frequenz und Dauer eine entspre-
chend qualifizierte Pflegefachkraft ent-
scheiden dürfen. Bei dieser Art der Leis-
tungserbringung folgt die Bundesärzte-
kammer der Auffassung von DKG, GKV-
SV und PatV. 

Lage, situationsgerecht zu han-
deln und die Dauer und Häufig-
keit einzuschätzen. 
 

103.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 6 Absaugen: 
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen im 
Bereich Absaugen durch ent-
sprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte und schließen uns 
den Ausführungen von PatV, 
GKVSV, DKG an. 

Da bei dieser Leistung eine sehr indivi-
duelle und z.T. auch spontane Leis-
tungserbringung erforderlich ist, sollten 
entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kraft mit einschlägiger Berufserfahrung 
über Häufigkeit und Dauer der Maß-
nahmen entscheiden dürfen. Den Ar-
gumenten des KBV, dass es sich bei ei-
ner Bronchialtoilette um einen Risiko-
faktor für einen beatmungsassoziierte 
Pneumonie handle und Häufigkeit und 
Dauer der Maßnahme seitens des Arz-
tes/der Ärztin je nach Indikation und 
Entwicklung des Gesundheitszustandes 
individuell abzuwägen seien, können 
wir in diesem Zusammenhang nicht fol-
gen. Zum einen sollte ein evtl. erhöhtes 
Infektionsrisiko bei unsachgemäßer 
Durchführung (hier: beatmungsassozi-
ierte Pneumonien) nicht per se gegen 
eine Verordnung durch entsprechend 
qualifizierte Pflegfachkräfte sprechen. 
Zum anderen verweisen wir auf unsere 

siehe Nr. 98 siehe Nr. 98 
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grundsätzlichen Anmerkungen zu Nr. 1 
Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernährung. 

104.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 6 Absaugen der oberen 
Atemwege 

Der DHPV würde hier differenzieren. 
Hinsichtlich des Absaugens der oberen 
Luftwege stimmen wir der PatV/GKV-
SV/DKG zu (Festlegung kann durch die 
Pflegefachkraft erfolgen), weil die Pfle-
gefachkraft akut auf die jeweilige Situa-
tion reagieren muss. Hinsichtlich der 
Bronchialtoilette (Bronchiallavage) 
stimmen wir der KBV zu (Festlegung 
sollte nicht durch die Pflegefachkraft er-
folgen), weil es ein therapeutischer Ein-
griff ist und die Verantwortung beim 
Arzt/der Ärztin verbleiben sollte. 

siehe Nr. 98, Nr. 102 
Kenntnisnahme. Im Beschluss-
entwurf erfolgt differenziertere 
Darstellung. 

siehe Nr. 98, 

105.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 6 Absaugen: 
 

 Absaugen der oberen Luftwege 

 Bronchialtoilette (Bronchialla-
vage) 

 
Wir schließen uns dem Vor-
schlag der PatV, GKV-SV und 
DKG an und befürworten eine 
Festlegung der Dauer und der 

Die Leistungen erfolgen aufgrund der 
Indikation im Sinne der HKP-RL in der 
Regel situationsgerecht bei Bedarf. Ein 
konkreter Zeitpunkt oder die Häufigkeit 
pro Tag kann von ärztlicher Seite bei 
dieser Patientengruppe in der häusli-
chen Versorgung regelhaft nicht genau 
im Voraus bestimmt werden. Die Leis-
tungserbringung erfolgt nach Bedarf 
und kann ggf. unnötige Krankenhaus-
einweisungen vermeiden  
z. B. bei Verlegung der Atemwege 
durch Trachealsekret. 

siehe Nr. 98, Nr. 102 siehe Nr. 98, 
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Häufigkeit durch die Pflegefach-
kraft. 
 

106.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 6 Absaugen, Bronchialtoi-
lette: 
Wir schließen uns dem Vor-
schlag der PatV, GKV-SV und 
DKG an, eine Festlegung der 
Dauer und der Häufigkeit durch 
Pflegefachkraft ist möglich. 

Die Leistungen erfolgen aufgrund der 
Indikation im Sinne der HKP-RL in der 
Regel situationsgerecht bei Bedarf. Ein 
konkreter Zeitpunkt oder die Häufigkeit 
pro Tag kann von ärztlicher Seite bei 
dieser Patientengruppe in der häusli-
chen Versorgung regelhaft nicht genau 
im Voraus bestimmt werden. Die Leis-
tungserbringung erfolgt nach Bedarf 
und kann ggf. unnötige Krankenhaus-
einweisungen vermeiden. 

siehe Nr. 98, Nr. 102 siehe Nr. 98, 

107.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 6 Absaugen: 

 

[wörtliches Zitat des Beschlussent-
wurfes ohne Änderung] 

Das Absaugen der oberen Atemwege 
ist Fachpflegerische Vorbehaltsaufgabe 
und durch diese zu verordnen.  

Tiefes Absaugen jedoch, „Bronchialtoi-
lette“, ist primäre Aufgabe des Arztes / 
der Ärztin, Pflegefachkraft kann jedoch 
Häufigkeit und Dauer in Absprache mit 
dem Arzt / der Ärztin mitbestimmen. 

 

siehe Nr. 98, Nr. 102 siehe Nr. 98 

108.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 6 Absaugen: 

 

Absaugen der oberen Atemwege ist 
Vorbehaltsaufgabe der Pflege und ist 
durch die Fachpflege zu verordnen.  

siehe Nr. 98, Nr. 102 siehe Nr. 98 
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 Tiefes Absaugen jedoch, umgangs-
sprachlich „Bronchialtoilette“ genannt, 
ist primäre Aufgabe des Arztes / der 
Ärztin, Pflege kann jedoch Häufigkeit 
und Dauer mitbestimmen in Absprache 
mit dem Arzt / der Ärztin. 

Auf jeden Fall muss die Pflegefachkraft 
Dauer und Häufigkeit der Maßnahme 
festlegen können und die DGP schließt 
sich dem Vorschlag von PatV, GKV-SV 
und DKG an. 

109.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 6 Absaugen: 

[…] PatV/GKV-SV/DKG: Da bei die-
ser Leistung eine individuell sehr un-
terschiedliche und spontane Leis-
tungserbringung […] vor Ort dies 
entscheiden dürfen.“: 

+BPfK: Es gehört zu den Aufgaben 
von Pflegefachkräften, Pneumo-
nieprophylaxe durchzuführen so-
wie in diesem Bereich zu beraten, 
wenn Risikofaktoren dazu vorlie-
gen. 

Siehe linke Spalte. siehe Nr. 98, Nr. 102  

110.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 8, Bedienung und Über-
wachung des Beatmungsgerä-
tes: 
 

Die/der behandelnde Ärztin/Arzt legt 
zwar die Rahmenbedingungen fest. Bei 
den beatmeten Patientinnen/Patien-
ten vor Ort steht jedoch, anders als auf 

PatV: Zustimmende Kenntnis-
nahme 
 
GKV-SV, KBV, DKG: Die Dauer 

Keine Änderung 
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Wir stimmen dem Vorschlag der 
PatV zu, wonach eine Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer durch 
die Pflegefachkraft möglich ist. 

den Intensivstationen der Krankenhäu-
ser, keine Ärztin/kein Arzt zur Verfü-
gung. Es ist daher schon jetzt übliche 
Praxis, dass die Pflegefachkräfte ggf. zu-
sammen mit den Patientinnen/Patien-
ten die konkreten Parameter im Rah-
men der ärztlichen Verordnung situativ 
anpassen. Die Überprüfung der Einstel-
lung und Funktion der Geräte und der 
Austausch bestimmter Teile erfolgt 
nach Herstellerangaben gemäß MPG 
und liegt im Kompetenzbereich der 
Pflegefachkräfte. 

und Häufigkeit der Versorgung 
hängt mit dem Krankheitsbild zu-
sammen sowie möglichen Kon-
text-Faktoren, die eine Entwöh-
nung ermöglichen können. Dies 
ist eine ärztliche Einschätzung. 

111.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung: 
 
PatV: ja 
GKV-SV/KBV/DKG: nein 

Das DRK unterstützt die Position der 
PatV.  

Die Pflegefachkraft benötigt dazu aller-
dings eine intensivpflegerische Qualifi-
kation. 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 

112.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung: 
 

Der bpa teilt die Auffassung der PatV. 
Bei der Bedienung und Überwachung 
eines Beatmungsgeräts ist die entspre-
chend qualifizierte Pflegefachkraft mit 
einschlägiger Berufserfahrung in Bedie-
nung und Überwachung eingewiesen. 
Aufgrund der Nähe zum Patienten und 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 
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der Kenntnis der individuellen Versor-
gungssituation sollte dies in die Kompe-
tenz der Pflege übergehen. 

113.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung  

Die Rahmenbedingungen zu der unter 
Nr. 8 aufgeführten Leistungsbeschrei-
bung (Beatmungsgerät, Bedienung und 
Überwachung) können nur durch eine 
Ärztin oder einen Arztfestgelegt wer-
den. Pflegefachkräfte dürfen bei Ände-
rungen der Beatmungsgeräteeinstel-
lung, des Zubehörs sowie des Beat-
mungszugangs nur auf ärztliche Anord-
nung hin tätig werden. Insofern folgt 
die Bundesärztekammer der Einschät-
zung von KBV; DKG und GKV-SV. 

PatV: Kenntnisnahme 
 
GKV-SV, KBV, DKG: Zustim-
mende Kenntnisnahme 

Keine Änderung 

114.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung  
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen zur 
Bedienung und Überwachung 
eines Beatmungsgerätes durch 
entsprechend qualifizierte Pfle-
gefachkräfte und schließen uns 
den Ausführungen der PatV an. 

Aufgrund der genauen Kenntnis der in-
dividuellen Versorgungssituation sind 
entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte in der Lage, ggf. auch in Abstim-
mung mit dem Patienten/der Patientin 
oder deren Vertreter_innen die Häufig-
keit und Dauer der Leistungen in die-
sem Bereich festzulegen. Wir gehen im 
Weiteren davon aus, dass bei beat-
mungspflichtigen Patient_innen im Be-
reich der außerklinischen Intensiv-
pflege Pflegefachkräfte eingesetzt wer-

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 
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den, die über entsprechende Fach-
kenntnisse verfügen, um die Häufigkeit 
und Dauer der erforderlichen Leistun-
gen bei der Bedienung und Überwa-
chung eines Beatmungsgerätes ein-
schätzen zu können. Wenn eine 
darüberhinausgehende engmaschige 
Einbeziehung des behandelnden Arz-
tes/der behandelnden Ärztin erforder-
lich ist, so kann dies entsprechend fest-
gelegt werden. 

115.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung  
 

Die Festlegung sollte nicht durch die 
Pflegefachkraft erfolgen. Der DHPV 
stimmt hier der Auffassung der 
GKV/KBV/DKG zu und verweist auf die 
dortige Begründung. 

PatV: Kenntnisnahme 
 
GKV-SV, KBV, DKG: Zustim-
mende Kenntnisnahme  

Keine Änderung 

116.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät Bedie-
nung und Überwachung  
 
Wir schließen uns dem Vor-
schlag der PatV an. Wir befür-
worten eine Festlegung der Häu-
figkeit und Dauer durch die Pfle-
gefachkraft. 

Auch hier gilt wie bei allen im Kon-
text von § 37 Absatz 8 SGB V disku-
tierten Leistungen: Die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer durch ent-
sprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte erfolgt grundsätzlich inner-
halb eines vertragsärztlich festge-
stellten Verordnungsrahmens. Die 
Pflegefachkraft entscheidet also 
nicht, ob eine Leistung verordnet 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 
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wird, sondern kann bei ausgewähl-
ten Leistungen lediglich die die Häu-
figkeit und Dauer Maßnahmen fest-
legen. 
Die Pflegefachkraft führt auch diese 
Tätigkeit heute schon selbstständig 
durch und passt Parameter situativ 
an. Es gibt entsprechende Einwei-
sungen die nach Medizinprodukte-
Betreiberverordnung verpflichtend 
sind. Die Überprüfung der Einstel-
lung und Funktion der Geräte und 
der Austausch bestimmter Teile er-
folgt nach Herstellerangaben ge-
mäß Medizinprodukte-Betrei-
berverordnung und liegt im Kompe-
tenzbereich der Pflegefachkräfte.  
Darüber hinaus gehen wir davon aus, 
dass bei beatmungspflichtigen Patien-
tinnen und Patienten Pflegefachkräfte 
eingesetzt werden, die über entspre-
chende Fachkenntnisse verfügen, um 
die Häufigkeit und Dauer der erforderli-
chen Leistungen bei der Bedienung und 
Überwachung eines Beatmungsgerätes 
einschätzen zu können. 
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117.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 8 Bedienung und Über-
wachung des Beatmungsgerä-
tes 
Der Paritätische schließt sich 
dem Vorschlag der PatV an, 
nach dem eine Festlegung der 
Dauer und der Häufigkeit durch 
eine Pflegefachkraft möglich ist. 

Der behandelnde Arzt/ die behan-
delnde Ärztin stellt die Verordnung 
aus. Die Pflegefachkraft führt auch 
diese Tätigkeit heute schon selbst-
ständig durch und passt Parameter 
situativ an. Es gibt entsprechende 
Einweisungen die nach Medizinpro-
dukte -Betreiberverordnung ver-
pflichtend sind. Die Überprüfung 
der Einstellung und Funktion der 
Geräte und der Austausch be-
stimmter Teile erfolgt nach Herstel-
lerangaben gemäß MPG und liegt 
im Kompetenzbereich der Pflege-
fachkräfte. 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 

118.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung 
 

[wörtliches Zitat des Beschluss-
entwurfes ohne Änderung] 

Die hierzu qualifizierte Pflegefach-
kraft ist bei der Kontrolle der Beat-
mung – Anpassung und Überprü-
fung der maschinellen Beatmung 
durchführende Kraft und muss auf-
grund ihrer Handlungskompetenz 
zeitnah Entscheidungen treffen. 
Dies ist eine fachpflegerische Auf-
gabe/Vorbehaltsaufgabe (mit Zu-
satzqualifikation). 
 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 
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Das Festlegen der Beatmungspara-
meter sowie die Grundeinstellun-
gen der Beatmung sind ärztliche 
Vorbehaltsaufgabe.    
 
Ansonsten schließt sich die BAG-
SAPV den Ausführungen der PatV 
an, Dauer und Häufigkeit der Maß-
nahme muss durch die Pflegefach-
kraft festzulegen sein. 

119.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 8 Beatmungsgerät, Bedie-
nung und Überwachung: 
 
 

Die Pflegefachkraft ist die durchfüh-
rende Kraft bei der Kontrolle der Be-
atmung – Anpassung und Überprü-
fung der maschinellen Beatmung ist 
eine Vorbehaltsaufgabe der Pflege 
(mit Zusatzqualifikation).  
Das Festlegen der Beatmungspara-
meter sowie die Grundeinstellun-
gen der Beatmung sind reine Auf-
gabe des Arztes / der Ärztin. 
Ansonsten schließt sich die DGP 
dem Votum der PatV an, Dauer und 
Häufigkeit der Maßnahme muss 
durch die Pflegefachkraft festzule-
gen sein 

Siehe Nr. 110 Keine Änderung 
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120.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 9 Blasenspülung  [Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Positionsnummer mit „ja“ kennzeich-
nen] 

Kenntnisnahme Keine Änderung 

121.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 9 Blasenspülung 
 
[wörtliches Zitat des Beschluss-
entwurfes ohne Änderung] 

Es obliegt den Vorbehaltsaufgaben der 
Pflegefachkraft, Blasenspülungen (z.B. 
mit NaCl) eigenständig einzuschätzen 
und durchzuführen, allerdings ist es 
reine Ärztliche Aufgabe darüber hinaus 
spezifische medikamentöse Maßnah-
men anzuordnen. 

Hier ist der ärztliche Behand-
lungsplan maßgebend. 

Keine Änderung 

122.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 10 Blutdruckmessung Das DRK hält diese Leistung für einbe-
ziehbar in den Katalog der verord-
nungsfähigen Maßnahmen durch Pfle-
gefachkräfte nach § 37 Absatz 8 SGB V. 

Kenntnisnahme. 
 

Keine Änderung 

123.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 10 Blutdruckmessung [Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Positionsnummer mit „ja“ kennzeich-
nen] 

Kenntnisnahme. 
 

Keine Änderung 

124.  APH 
Bundesverband 
e.V. 

Zu Nr. 11 (Blutzuckermessung): 
 
Ergänzung um eine Spontanein-
schätzung durch die Pflegefach-
kraft 

Es kommt in der Praxis auch bei Patien-
ten mit relativ stabilen Blutzuckerwer-
ten und dementsprechend grobma-
schig oder gar nicht verordneten regel-
mäßigen Blutzuckerkontrollen immer 
wieder vor, dass auf Grund des aktuel-
len Zustandes des Patienten eine au-

Kenntnisnahme.  
Diese Maßnahme ist Bestandteil 
des ärztlichen Therapieplans. Die 
außerplanmäßige Kontrolle des 
Blutzuckerwertes ist nicht Ge-

Keine Änderung 
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ßerplanmäßige Kontrolle des Blutzu-
ckerwertes, insbesondere auch  vor ei-
ner geplanten Insulin-Gabe, angezeigt 
ist; zumindest diese Einschätzung sollte 
der Pflegefachkraft ermöglicht werden. 

genstand der regulären Festle-
gung von Dauer und Häufigkeit 
der Maßnahme. 

125.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 11 Blutzuckermessung Das DRK hält diese Leistung für einbe-
ziehbar in den Katalog der verord-
nungsfähigen Maßnahmen durch Pfle-
gefachkräfte nach § 37 Absatz 8 SGB V. 

Kenntnisnahme. Keine Änderung 

126.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 11 Blutzuckermessung [Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Positionsnummer mit „ja“ kennzeich-
nen] 

Kenntnisnahme. Keine Änderung 

127.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 11 Blutzuckermessung Aufgrund der genauen Kenntnis der in-
dividuellen Besonderheiten sowie der 
Lebenssituation der von ihnen versorg-
ten Patient_innen sind entsprechend 
qualifizierte Pflegefachkräfte in der 
Lage, Häufigkeit und Dauer der Blutzu-
ckermessung festzulegen. Pflegefach-
kräfte kennen die Blutzuckerwerte der 
von ihnen versorgten Patient_innen 
über einen längeren Zeitraum und sind 
so z.B. auch über BZ-Schwankungen in-
formiert, aus denen nicht zwingend 
eine Veränderung Medikation resul-

Siehe Nr. 124 Keine Änderung 
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tiert, die aber dennoch eine längerfris-
tige und engmaschigere begleitende 
Kontrolle erforderlich machen können. 

128.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 11: Blutzuckermessung 
 
+BPfK: ja 

Als Folgeverordnung schon, da die Pfle-
gefachkraft es einschätzen kann, ob der 
Patient die Leistungserbringung selbst-
ständig durchführen kann, im Rahmen 
einer intensivierten Insulintherapie. 

Kenntnisnahme. Keine Änderung 

129.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 11a Interstitielle Glukose-
messung 

[Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Positionsnummer mit „ja“ kennzeich-
nen] 

Kenntnisnahme. Keine Änderung 

130.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 12 Positionswechsel zur 
Dekubitusbehandlung: 

Vorbehaltsaufgabe der Fachpflege. Ein-
schätzung und die Verordnung von 
Maßnahmen obliegt daher der Pflege-
fachkraft ebenso die Festlegung von 
Dauer und Häufigkeit der Maßnahme   

Zustimmende Kenntnisnahme.  

131.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 12 Positionswechsel zur 
Dekubitusbehandlung: 

Dekubituseinschätzung und Prävention 
ist Vorbehaltsaufgabe der Fachpflege 
und muss durch die diese eingeschätzt 
und Maßnahmen verordnet werden.  

Dauer und Häufigkeit der Maßnahme 
muss durch die Pflegefachkraft festzu-
legen sein. 

Zustimmende Kenntnisnahme.  
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132.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 13 Versorgung und Über-
prüfung von Drainagen: 
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
GKV-SV, PatV und DKG zu, wo-
nach eine Festlegung der Häufig-
keit und Dauer durch die Pflege-
fachkraft möglich ist. 

Aufgrund der Anwesenheit vor Ort 
müssen die Mitarbeitenden der Pflege-
dienste auch jetzt schon die Lage, den 
Sekretfluss und den Wechselbedarf der 
Sekretbehälter beurteilen. Zudem han-
delt es sich nicht regelhaft um Wund-
drainagen, sondern zunehmend auch 
um Entlastungsdrainagen bei Tumorer-
krankungen. 

PatV, GKV-SV, DKG, KBV:  
Zustimmende Kenntnisnahme. 

KBV: 
Änderung: 
Die Spalte „Festlegung 
von Häufigkeit und 
Dauer durch Pflege-
fachkraft möglich? 
ja/nein“, Leistungsver-
zeichnis Nr. 13 wird die 
Angabe „nein“ durch 
„ja“ ersetzt. 

133.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen: 
 
GKV/PatV/DKG: ja  
KBV: nein 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV/GKV-SV/DKG. 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 

134.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen: 
 

Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

 

Der bpa unterstützt die Position von 
GKV-SV / PatV und DKG. Die allgemei-
nen Prinzipien der Wundheilung sowie 
die Wundversorgung sind Gegenstand 
der Ausbildung einer Pflegefachkraft 
und fallen somit in ihre Kompetenz. 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 
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135.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen:  

Bei der Nr. 13 (Drainagen, Überprüfen, 
Versorgen) hat die Festlegung der Fre-
quenz und Dauer durch die Ärztin oder 
den Arzt zu erfolgen. Die Bundesärzte-
kammer unterstützt die Auffassung der 
KBV. 

PatV, GKV-SV, DKG: Kenntnis-
nahme 
 
KBV: Zustimmende Kenntnis-
nahme. 

Siehe Nr. 132 

136.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen:  
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen bei 
der Überprüfung und Versor-
gung von Drainagen durch ent-
sprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte und schließen uns 
den Ausführungen von PatV, 
GKV-SV, DKG an. 

Entsprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte sind u.a. durch die tägli-
che Nähe zum Patienten/zur Pati-
entin in der Lage, die Häufigkeit und 
Dauer der erforderlichen Leistun-
gen bei der Versorgung und Über-
prüfung von Drainagen nach indivi-
duellen Parametern einzuschätzen. 
Es ist zudem zu berücksichtigen, 
dass Drainagen im onkologischen 
Bereich durchaus eine lange Liege-
dauer haben können, ohne dass 
sich größere Anpassung hinsichtlich 
der Überprüfung und Versorgung 
im Versorgungsverlauf ergeben 
(z.B. Aszites-Drainagen bei Tumo-
rerkrankungen des Bauchfells). 
 
Wir verweisen zudem auf unsere 
grundsätzlichen Anmerkungen zu 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 
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Nr. 1 Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernäh-
rung. 

137.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen: 

Die Festlegung könnte durch eine 
Pflegefachkraft erfolgen. Der DHPV 
stimmt hier der GKV/PatV/DKG zu, 
da nicht in die Behandlung einge-
griffen wird. 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 

138.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 13 Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen  
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
GKV-SV, PatV und DKG zu und 
befürworten eine Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer durch 
die Pflegefachkraft 
 

Aufgrund der Anwesenheit vor Ort 
müssen die Pflegefachkräfte der 
Pflegedienste auch jetzt schon die 
Lage, den Sekretfluss und den 
Wechselbedarf der Sekretbehälter 
beurteilen. Es ist zudem zu berück-
sichtigen, dass Drainagen im onko-
logischen Bereich durchaus eine 
lange Liegedauer haben können, 
ohne dass sich größere Anpassung 
hinsichtlich der Überprüfung und 
Versorgung im Versorgungsverlauf 
ergeben. Hierbei handelt es sich zu-
nehmend auch um sogenannten 
Entlastungsdrainagen und „Dauer-
drainagen“. 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 
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139.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 13 Versorgung und Über-
prüfung von Drainagen 
Der Paritätische schließt sich 
dem Vorschlag von GKV, PatV 
und DKG an. 

Aufgrund der Anwesenheit vor Ort 
müssen Pflegefachkräfte der Pfle-
gedienste auch jetzt schon die Lage, 
den Sekretfluss und den Wechsel-
bedarf der Sekretbehälter beurtei-
len. Zudem handelt es sich nicht re-
gelhaft um Wunddrainagen, son-
dern zunehmend auch um Entlas-
tungsdrainagen insbesondere bei 
onkologischen Erkrankungen. 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 

140.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 13 Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen: 
 

Die BAG-SAPV schließt sich die Aus-
führungen von GKV-SV und der 
DKG an 
 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 

141.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 13 Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen: 
 
 

Die DGP schließt sich dem Votum 
von GKV-SV und der DGK an 

Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 

142.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 13. Drainagen, Überprü-
fen, Versorgen […] GKV-
SV/PatV/DKG:  
 
Die allgemeinen Prinzipien der 
Wundheilung sowie die Wund-
versorgung […] vor Ort über die 

BPfK vertritt gleiche Position. Siehe Nr. 132 Siehe Nr. 132 
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Häufigkeit und ggf. über die 
Dauer entscheiden“: 
 
+BPfK: ja 

143.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 14 Einlauf/Klistier, 
Klysma, digitale Enddarmauslee-
rung  
 
Wir beantragen die Streichung 
von „einmalige Leistung“ bei der 
digitalen Enddarmausleerung 

Die digitale Enddarmausleerung ist ins-
besondere bei neurogenen Darmfunk-
tionsstörungen, z.B. bei Querschnittläh-
mung, ALS, fester Bestandteil des sog. 
Darmmanagements. Eine einmalige 
Verordnungsmöglichkeit ist daher nicht 
ausreichend. 

Kenntnisnahme 
 

Keine Änderung 

144.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 14 Einlauf/Klistier, Klysma, digitale Enddarmausleerung:  
Obstipationsprävention und Behandlung einer Obstipation sowie Stuhlkon-
trolle und Ausfuhrüberwachung ist eine Vorbehaltsaufgabe der Fachpflege 
und muss durch diese verordnen werden 

Zustimmende Kenntnisnahme  

145.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 15. Flüssigkeitsbilanzie-
rung: 
Positionsnummer mit „ja“ kenn-
zeichnen] 

[Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

 

Kenntnisnahme, siehe Nr. 147 Keine Änderung 

146.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 15. Flüssigkeitsbilanzierung: 
Flüssigkeitsbilanzierung sind Teil der Vorbehaltsaufgaben der Fachpflege 

Kenntnisnahme, siehe Nr. 147 Keine Änderung 
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147.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 15. Flüssigkeitsbilanzierung: 
Flüssigkeitsbilanzierung sind Verordnungshoheit der Pflege, da die Einfuhr- 
und Ausfuhrkontrolle sowie die Beobachtung der Haut (die Anzeichen auf z.B. 
Exsikkose geben kann) durch die Fachpflege vorgenommen wird. Die Pflege 
erkennt häufig als erste Probleme im Flüssigkeitshaushalt des Patienten. 

Bei der Festlegung der Rahmen-
bedingungen einschließlich der 
Dauer und der Frequenz ist hier 
der ärztliche Behandlungsplan 
maßgebend, weshalb für eine ei-
genständige Entscheidung der 
Pflegefachkraft kein Entschei-
dungsspielraum besteht. 

Keine Änderung 

148.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 18. Injektionen“: 
 
+Insulin s.c. 
+BPfK: Ja 

Als Folgeverordnung schon, da die Pfle-
gefachkraft es einschätzen kann, ob der 
Patient die Leistungserbringung selbst-
ständig durchführen kann. 

Therapieplan muss weiterhin Aufgabe 
des Arztes sein. 

Kenntnisnahme Keine Änderung 

149.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 19. Richten von Injektio-
nen: 
Positionsnummer mit „ja“ kenn-
zeichnen] 

[Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

 

Kenntnisnahme Keine Änderung 

150.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 23 Katheterisierung der 
Harnblase zur Ableitung des Urins 

 
Wir beantragen die Einschät-
zung von Häufigkeit und Dauer 
durch die Pflegefachkraft für die 
Leistung „Katheterisierung der 
Harnblase und intermittierende 

Die/der behandelnde Ärztin/Arzt legt 
zwar die Rahmenbedingungen fest. 
Aufgrund der Anwesenheit vor Ort ist 
es jetzt schon übliche Praxis, dass die 
Pflegefachkräfte die Wechselintervalle 
den individuellen Bedarfen der Patien-
tinnen/Patienten anpassen und die je-
weiligen Herstellerangaben beachten. 

Zustimmende Kenntnisnahme. 
Dem Vorschlag des Stellungneh-
mers wird gefolgt. 

Änderung:  
In der Anlage zur HKP-
RL wird in der Spalte 
„Festlegung von Häu-
figkeit und Dauer 
durch Pflegefachkraft 
möglich?“ die Angabe 
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transurethrale Einmalkatheteri-
sierung“ 

Auch die Häufigkeit der intermittieren-
den transurethralen Einmalkatheteri-
sierung erfolgt bereits heute in gemein-
samer Absprache zwischen Pflegefach-
kräften und Betroffenen entsprechend 
der individuellen Situation und den Er-
fordernissen vor Ort. 

„nein“ durch „ja“ er-
setzt. 

151.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 23 Katheterisierung der 
Harnblase zur Ableitung des Urins 

 

Aus Sicht des Deutschen Caritasver-
bandes sollte auch bei der Kathete-
risierung der Harnblase zur Ablei-
tung des Urins eine Bestimmung 
der erforderlichen Häufigkeit und 
Dauer durch entsprechend qualifi-
zierte Pflegefachkräfte möglich 
sein. 

 

Entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte sind u.a. durch die tägliche Nähe 
zum Patienten/zur Patientin in der 
Lage, die Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Leistungen zur Katheteri-
sierung der Harnblase einzuschätzen. 
Dies gilt insbesondere mit Blick auf ei-
nen notwendigen Katheterwechsel in 
ggf. individuell zu bestimmenden Inter-
vallen und individuell abzustimmende 
Häufigkeiten bei der transurethralen 
Dauerkatheterisierung. Wenn eine 
darüberhinausgehende engmaschige 
Einbeziehung des behandelnden Arz-
tes/der behandelnden Ärztin erforder-
lich ist, so kann dies entsprechend fest-
gelegt werden. 

 

Wir verweisen auch hier auf unsere 
grundsätzlichen Anmerkungen zu Nr. 1 
Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernährung. 

Siehe Nr. 150 Siehe Nr. 150 
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152.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 23 Katheterisierung der 
Harnblase zur Ableitung des 
Urins 
 
Unserer Auffassung nach kann auch 
bei der Leistung „Katheterisierung 
der Harnblase und Intermittierende 
transurethrale Einmalkatheterisie-
rung“ die Dauer und die Häufigkeit 
durch die Pflegefachkraft festgelegt 
werden. 

Auch hier gilt die Festlegung der 
Häufigkeit und Dauer durch ent-
sprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte erfolgt grundsätzlich inner-
halb eines vertragsärztlich festge-
stellten Verordnungsrahmens. Die 
Pflegefachkraft entscheidet also 
nicht, ob eine Leistung verordnet 
wird, sondern kann bei ausgewähl-
ten Leistungen lediglich die die Häu-
figkeit und Dauer Maßnahmen fest-
legen. Die Pflegefachkräfte legen 
die Wechselintervalle den individu-
ellen Bedarfen der Patientinnen 
und Patienten entsprechend fest. 
 
Auch die Häufigkeit der Intermittieren-
den transurethralen Einmalkatheteri-
sierung erfolgt bereits heute in gemein-
samer Absprache zwischen den Pflege-
fachkräften und den Patienten entspre-
chend den individuellen Situationen 
und Erfordernissen vor Ort. 

Siehe Nr. 150 Siehe Nr. 150 

153.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 23 Katheterisierung 
der Harnblase zur Ableitung 
des Urins 

Der behandelnde Arzt / behan-
delnde Ärztin verordnet die Leis-
tung. Es ist jetzt schon übliche Pra-
xis, dass die Pflegefachkräfte die 

Siehe Nr. 150 Siehe Nr. 150 
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Nach Einschätzung des Paritäti-
schen kann auch bei der Leis-
tung „Katheterisierung der 
Harnblase und Intermittierende 
transurethrale Einmalkatheteri-
sierung“ die Dauer und die Häu-
figkeit durch die Pflegefachkraft 
festgelegt werden.“  

Wechselintervalle den individuellen 
Bedarf der Patient*innen festlegen. 
Auch die Häufigkeit der intermittie-
renden transurethralen Einmalka-
theterisierung erfolgt bereits heute 
in gemeinsamer Absprache zwi-
schen Pflegefachkraft und Pati-
ent*in entsprechend den individu-
ellen Situationen und Erfordernis-
sen vor Ort. 

154.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 24a Symptomkontrolle 

 

Wir beantragen die Einschätzung 
von Häufigkeit und Dauer durch die 
Pflegefachkraft für die Leistung 
„Symptomkontrolle“. 

Die Leistung Symptomkontrolle zielt 
darauf ab, dass die Patientin/der Pati-
ent situationsgerecht ihre/seine Unter-
stützung in Krisensituationen durch den 
Pflegedienst erhält. Oftmals verändert 
sich der Zustand der Patientin/des Pati-
enten unvorhersehbar. Daher legt auch 
hier die/der behandelnde Ärztin/Arzt 
die Rahmenbedingungen fest. Es ist 
schon jetzt übliche Praxis, dass die Pfle-
gefachkräfte aufgrund der Anwesen-
heit vor Ort die Häufigkeit und den Um-
fang der notwendigen Leistungen in 
diesem Rahmen einschätzen und diese 
erbringen. 

Bereits die Leistungsbeschrei-
bung zu Nr. 24a sieht einen en-
gen Austausch zwischen Arzt und 
Pflegedienst vor. Die Nr. 24a ist 
eine Komplexleistung, die alle 
Leistungen der Behandlungs-
pflege bedarfsweise beinhalten 
kann. Somit hat die Pflegefach-
kraft bereits sehr viele Freiheiten 
bei der Festlegung von Häufigkei-
ten der jeweils erforderlichen 
Maßnahmen. Da aufgrund der 
meist instabilen Gesundheitssitu-
ation der betroffenen Versicher-
ten die medizinischen Maßnah-
men zur Symptomkontrolle häu-
fig angepasst werden müssen 

Keine Änderung 
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(Schmerzmedikation, Behand-
lung der Übelkeit, Umgang mit 
kardialen/pulmonalen Krisen, 
Wundbehandlung etc.), ist die 
Angabe der Häufigkeit der Maß-
nahmen für diese Leistungen 
durch den Arzt als Orientierung 
sinnvoll. Die Dauer einer Verord-
nung wurden durch den G-BA 
auf bis zu 14 Tage festgelegt, um 
eine regelmäßige Arzt-Patien-
tenanbindung in der letzten Le-
bensphase zu gewährleisten. 

155.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 
 
 

Zu Nr. 24a Symptomkontrolle 

 

Hinsichtlich der Regelung zur Leis-
tungsbeschreibung Nr. 24a (Symp-
tomkontrolle bei Palliativpatientin-
nen oder Palliativpatienten) sehen 
wir diese als sachgerecht an und ha-
ben keine Änderungsvorschläge. 

Die Dauer und die Häufigkeit sollte vom 
Bedarf abhängig gemacht werden ana-
log zu der Regelung in der SAPV. Eine 
Festlegung kann somit nicht einmalig 
vom Arzt/von der Ärztin erfolgen, son-
dern muss aufgrund des Symptomge-
schehens fortlaufend angepasst wer-
den. Vor diesem Hintergrund sollte die 
Festlegung durch die Pflegefachkraft er-
folgen unter der Voraussetzung, dass 
diese eine Palliative Care-Zusatzqualifi-
kation hat. Liegt eine solche nicht vor, 
sollte es bei der Festlegung durch den 
Arzt/die Ärztin verbleiben. 

 Keine Änderung 
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156.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 26: 
 
Wir beantragen die Einschät-
zung von Häufigkeit und Dauer 
durch die Pflegefachkraft für die 
Leistungen „Richten von ärztlich 
verordneten Medikamenten“ 
und „Abgabe von ärztlich ver-
ordneten Medikamenten“ 

Es ist gängige Praxis, dass Pflegefach-
kräfte aufgrund ihrer fachlichen Kom-
petenz im Rahmen der Krankenbe-
obachtung den Hilfebedarf bei der Me-
dikamenteneinnahme beurteilen. Ist 
die Medikamenteneinnahme durch die 
Patientin/den Patienten ganz oder teil-
weise nicht mehr selbstständig mög-
lich, informieren sie die behandelnde 
Ärztin/ den behandelnden Arzt und 
sprechen die Häufigkeit und Dauer der 
Verordnung mit ihm ab, damit die Ein-
nahme der verordneten und oft lebens-
notwendigen Medikamente sicherge-
stellt ist. 

Die Häufigkeit und Dauer der 
Medikamentengabe bei festge-
stelltem Bedarf dieser Leistung 
ist von der Art der verordneten 
Medikation bestimmt und ob-
liegt daher der ärztlichen Thera-
pieplanung. Eine Einschätzung 
des Bedarfs der Maßnahme kann 
im Rahmen der pflegerischen 
Krankenbeobachtung erfolgen, 
zur Verordnung der Maßnahme 
siehe Nr. 79.  

Keine Änderung 

157.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 26 Ärztlich verordneten 
Medikamenten 

Das DRK hält diese Leistung für einbe-
ziehbar in den Katalog der verord-
nungsfähigen Maßnahmen durch Pfle-
gefachkräfte nach § 37 Absatz 8 SGB V. 

Siehe Nr. 156 Keine Änderung 

158.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 26 Medikamente (außer 
Injektionen, Infusionen, Instillati-
onen, Inhalationen) 
 
1. Richten von ärztlich verord-
neten Medikamenten 
 

Durch ihre Nähe zum Patienten/zur Pa-
tientin können Pflegekräfte sehr gut 
einschätzen, ob und inwiefern Pati-
ent_innen Unterstützung beim Richten 
und bei der Einnahme von Medika-
menten benötigen.  

 

Siehe Nr. 156 Keine Änderung 
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2. Verabreichen von ärztlich 
verordneten Medikamenten  
 
Aus Sicht des Deutschen Caritas-
verbandes sollte auch beim 
Richten und Verabreichen von 
ärztlich verordneten Medika-
menten eine Bestimmung der 
Häufigkeit und Dauer der Leis-
tungen durch entsprechend 
qualifizierte Pflegefachkräfte 
möglich sein. 

In der Praxis ist es oft die Pflegefach-
kraft, die die Ärztin/den Arzt darauf hin-
weist, dass Patientinnen oder Patienten 
die verordneten Medikamente nicht 
korrekt einnehmen und so z.B. eine täg-
liche Verabreichung erforderlich ist o-
der aber Medikamente täglich gerich-
tet werden müssen. 

 

Der Grad der Selbständigkeit der Pati-
ent_innen beim Umgang mit ärztlich 
verordneten Medikamenten kann sich 
zudem über die Zeit verändern. Fähig-
keiten beim Umgang mit Medikamen-
ten können verloren gehen oder – um-
gekehrt – sich z.B. durch die Entwick-
lung bestimmter Routinen verbessern. 
Solche Veränderungen oder Entwick-
lungen können zuerst durch die Pflege-
fachkraft festgestellt werden.  

 

Gerade das Richten und Verabreichen 
von ärztlich verordneten Medikamen-
ten ist aus unserer Sicht deshalb ein Be-
reich, der besonders gut für eine Festle-
gung der Häufigkeit und Dauer durch 
entsprechend qualifizierte Pflegefach-
kräfte geeignet ist. 
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Wir verweisen im Weiteren auf unsere 
grundsätzlichen Anmerkungen zu Nr. 1 
Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernährung. 

159.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 26 Medikamente (außer 
Injektionen, Infusionen, Instillati-
onen, Inhalationen) 
1. Richten von ärztlich verordne-
ten Medikamenten 
2. Verabreichen von ärztlich ver-
ordneten Medikamenten 
 
Unserer Auffassung nach kann 
auch die Dauer und Häufigkeit 
des Richtens von ärztlich verord-
neten Medikamenten und der 
Verabreichung/Abgabe von 
ärztlich verordneten Medika-
menten durch die Pflegefach-
kraft festgelegt werden. 

Im Rahmen der Krankenbeobach-
tung beurteilen die Pflegefachkräfte 
auch den Unterstützungsbedarf bei 
der Medikamenteneinnahme. Ist 
die Medikamenteneinnahme durch 
den Patienten ganz oder teilweise 
nicht mehr selbstständig möglich, 
informieren sie den behandelnden 
Arzt und sprechen die Häufigkeit 
und Dauer der Verordnung mit ihm 
ab, damit die Einnahme der verord-
neten und oft lebensnotwendigen 
Medikamente sichergestellt ist. 
Unserer Auffassung nach sollte es im 
Hinblick auf das Richten von ärztlich 
verordneten Medikamenten und die 
Häufigkeit und Dauer der Medikamen-
tengabe einen größeren Entschei-
dungsspielraum für die Pflegefach-
kräfte geben, da sich auch der Grad der 
Selbständigkeit bei ärztlich verordneten 
Medikamenten ändern kann. Je nach 
Situation des Patienten kann ein mehr-

Siehe Nr. 156 Keine Änderung 
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mals tägliches Richten der Medika-
mente und auch das Verabreichen der 
Medikamente angebracht sein oder 
auch das Richten einer Wochenbox 
ausreichend sein. So kann z. B. nach ei-
nem Krankenhausaufenthalt das tägli-
che Richten angesagt sein und wenn 
der Patient sich zuhause eingelebt hat, 
auch später das Richten der Wochen-
box ausreichend sein. Anderseits sind 
es in der Regel auch die Pflegefach-
kräfte, die der Verordnerin oder dem 
Verordner mitteilen, wenn Patientin-
nen und Patienten die Medikamente 
nicht korrekt einnehmen und statt wö-
chentlicher Medikamentenbox auf täg-
liche Medikamentengabe übergegan-
gen werden sollte, da der Grad der 
Selbständigkeit beim Umgang mit ärzt-
lich verordneten Medikamenten ab-
nimmt. 

160.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 26 Medikamente 
Nach Paritätischer Auffassung 
kann auch die Dauer und Häufig-
keit des Richtens von ärztlich 
verordneten Medikamenten 
und der Verabreichung/Abgabe 

Im Rahmen der Krankenbeobachtung 
beurteilen die Pflegefachkräfte auch 
den Unterstützungsbedarf bei der Me-
dikamenteneinnahme. Ist die Medika-
menteneinnahme durch den Patienten 
/ die Patientin ganz oder teilweise nicht 
mehr selbstständig möglich informie-

Siehe Nr. 156 Keine Änderung 
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von ärztlich verordneten Medi-
kamenten durch die Pflegefach-
kraft festgelegt werden. 

ren sie den behandelnden Arzt / behan-
delnde Ärztin und sprechen die Häufig-
keit und Dauer der Verordnung mit ihm 
/ ihr ab, damit die Einnahme der verord-
neten und oft lebensnotwendigen Me-
dikamente sichergestellt ist. 

Unserer Auffassung nach sollte es 
im Hinblick auf das Richten von ärzt-
lich verordneten Medikamenten 
und die Häufigkeit und Dauer der 
Medikamentengabe einen größe-
ren Entscheidungsspielraum für die 
Pflegefachkräfte geben. Je nach Si-
tuation des Patienten / der Patien-
tin kann ein mehrmals tägliches 
Richten der Medikamente und 
auch das Verabreichen der Medika-
mente angebracht sein oder auch 
das Richten einer Wochenbox aus-
reichend sein. So kann z. B. nach ei-
nem Krankenhausaufenthalt das 
tägliche Richten angesagt sein und 
wenn der Patient sich zuhause ein-
gelebt hat, auch später das Richten 
der Wochenbox ausreichend sein. 
Anderseits sind es in der Regel auch 
die Pflegefachkräfte, die der Ver-
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ordnerin oder dem Verordner mit-
teilen, wenn Patientinnen und Pati-
enten die Medikamente nicht kor-
rekt einnehmen und statt wöchent-
licher Medikamentenbox auf tägli-
che Medikamentengabe überge-
gangen werden sollte. 

161.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 26. Medikamente (außer 
Injektionen, Infusionen, Instillati-
onen, Inhalationen): 
1. Richten von ärztlich verordne-
ten Medikamenten, wie z. B. 
Tabletten, für von der Ärztin o-
der vom Arzt bestimmte Zeit-
räume 
2. Verabreichen von ärztlich ver-
ordneten Medikamenten, (z. B. 
Tabletten, Augen-, Ohren- und 
Nasentropfen, Salben, Tinktu-
ren, Lösungen, Aerosole, Suppo-
sitorien) für von der Ärztin oder 
vom Arzt bestimmte Zeiträume, 
[…]“: 
+BPfK: Ja 

Als Folgeverordnung schon, da die 
Pflegefachkraft es einschätzen 
kann, ob der Patient die Leistungs-
erbringung selbstständig durchfüh-
ren kann. 
Therapieplan muss weiterhin Auf-
gabe des Arztes sein. 

Siehe Nr. 156 Keine Änderung 

162.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 27a: 
Wir beantragen die Einschät-
zung von Häufigkeit und Dauer 

Aufgrund der spezifischen Fachkompe-
tenz psychiatrischer Pflegedienste, kön-

pHKP ist bei Indikationen verord-
nungsfähig, wenn eine oder 
mehrere Beeinträchtigungen der 

Keine Änderung 
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durch entsprechend fachspezi-
fisch weitergebildete Pflegefach-
kräfte für die Leistung „Psychiat-
rische häusliche Krankenpflege“. 

nen diese den Bedarf adäquat einschät-
zen und die Häufigkeit und Dauer pla-
nen und festlegen. 

Aktivitäten (Fähigkeitsstörungen) 
in einem Maß vorliegen, dass das 
Leben im  
Alltag nicht mehr selbständig be-
wältigt oder koordiniert werden.  
Dabei gilt bei den in der Bemer-
kungsspalte des Leistungsver-
zeichnisses zu Nr. 27a genannten 
Diagnosen (Regelindikation) ein 
Orientierungswert im Rahmen 
der GAF-Skala von 40 (höchstens 
≤ 50). Die pHKP soll die ärztliche 
Behandlung unterstützen. Auf-
grund der Schwere der Erkran-
kungen und der Tatsache, dass 
eine pHKP nur sinnvoll ist, wenn 
diese einhergeht mit einer ärztli-
chen Behandlung, erfolgt die 
Festlegung der Dauer einer pHKP 
durch den Arzt. Dabei ist der ärzt-
liche Behandlungsplan zugrunde 
zu legen. 

163.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: 
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
PatV, GKV-SV zu, wonach eine 
Festlegung der Häufigkeit und 

Es ist gängige Praxis, dass Pflegefach-
kräfte aufgrund ihrer fachlichen Kom-
petenz im Rahmen der Krankenbe-
obachtung und der Anwesenheit vor 
Ort die Wundsituation beurteilen und 
der/dem behandelnden Ärztin/Arzt 

PatV, GKV-SV: Zustimmende 
Kenntnisnahme. 
 
KBV, DKG: nur bei spezialisierter 
Weiterbildung zur Pflegeexpertin 

Keine Änderung 
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Dauer für die Leistung „Stom-
abehandlung“ durch die Pflege-
fachkraft möglich ist. 

aufgrund ihrer Erfahrung und Fach-
kenntnisse entsprechende Vorschläge 
zur Behandlung unterbreiten. 

bzw. zum Pflegeexperten für 
Stoma- und Wundpflege. 
Liegt diese nicht vor: Die Rah-
menbedingungen legt die Ärztin 
oder der Arzt fest. Die Versor-
gung einer akuten entzündlichen 
Veränderung eines Stomas be-
darf einer engmaschigen Einbe-
ziehung und Steuerung durch die 
behandelnde Ärztin bzw. den be-
handelnden Arzt. Komplikatio-
nen wie bspw. aufsteigende In-
fektionen in Nieren, Retroperi-
tonealraum und Bauchhöhle o-
der das Ausreißen von Stomata 
aus dem Hautniveau können er-
hebliche Konsequenzen für die 
Patientinnen und Patienten ha-
ben (Sepsis, wiederholte Opera-
tion zu Neuanlage des Stomas, 
Hinauszögern oder Verhinde-
rung einer Rückverlegung eines 
Stomas) und die Lebensqualität 
in der Folge dauerhaft und maß-
geblich einschränken. Die Steue-
rung einer Wundbehandlung ist 
daher von der Indikation und der 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

227 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

Entwicklung des Gesundheitszu-
standes abhängig. Dies muss je-
weils von der Ärztin oder dem 
Arzt individuell eingeschätzt wer-
den. Daher muss die Häufigkeit 
und Dauer durch den behandeln-
den Arzt oder die behandelnde 
Ärztin festgelegt werden. 

164.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: 
 
PatV/GKV-SV: ja 
KBV/DKG: nein 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV/GKV-SV. 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 

165.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: 
 

Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Der bpa schließt sich dem GKV-SV und 
der PatV an.  

Die Prinzipien der allgemeinen Wund-
heilung sowie die Wundversorgung 
sind Gegenstand der Ausbildung einer 
Pflegefachkraft. Die Versorgung von 
Wunden bei akuten entzündlichen Ver-
änderungen erfolgt nach den entspre-
chenden pflegefachlichen Standards. 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 

166.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: Bei der unter Nr. 28 aufgeführten Stom-
abehandlung kann die Einschätzung zur 
Häufigkeit und Dauer nur durch eine 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 
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Pflegeexpertin bzw. einen Pflegeexper-
ten mit spezialisierter Weiterbildung 
zur für Stoma- und Wundpflege erfol-
gen. Die für eine umfassende und wis-
senschaftlich basierte Stomabehand-
lung notwendigen Kompetenzen wer-
den gemäß Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für die Pflegeberufe 
(PflAPrV) im Hinblick auf die hier erfor-
derlichen Anforderungen nicht ausrei-
chend vermittelt. Liegt daher diese 
Qualifikation nicht vor, werden die Rah-
menbedingungen durch eine Ärztin o-
der einen Arzt festgelegt. 

167.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: 
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen zur 
Stomabehandlung durch ent-
sprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte und schließen uns 
den Ausführungen von PatV und 
GKV-SV vollumfänglich an. 

Aus Sicht des Deutschen Caritasverban-
des sind entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkräfte vor allem auch durch 
die Nähe zum Patienten/zur Patientin 
sehr gut in der Lage, die Häufigkeit und 
Dauer einer Stomabehandlung unter 
Berücksichtigung der individuellen Er-
fordernisse und der Lebenssituation 
der Patientin/des Patienten einzuschät-
zen.  

 

Wir sehen bei der Stomabehandlung 
zudem keinen grundlegenden Unter-
schied zur Leistung Nr. 30, Pflege des 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 
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zentralen Venenkatheters bzw. Nr. 27, 
Perkutane endoskopische Gastrosto-
mie (PEG). Wenn bei diesen Leistungen 
die Festlegung von Häufigkeit und 
Dauer durch entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkraft befürwortet wird, dann 
sollte dies – mit vergleichbaren Argu-
menten – auch für die Stomabehand-
lung möglich sein.  

 

Bei Wundheilungsstörungen/akuten 
Veränderungen, aus denen sich mög-
licherweise eine Änderung der Dauer o-
der der Frequenz der Stomabehand-
lung ergeben könnte, wäre ohnedies 
eine zeitnahe Information des Arz-
tes/der Ärztin erforderlich. Dement-
sprechend könnte dann die Verord-
nung angepasst werden.  

 

Wir verweisen im Weiteren auf unsere 
grundsätzlichen Anmerkungen zu Nr. 1 
Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernährung. 

168.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 
 

Zu Nr. 28. Stomabehandlung: 
 

Die Festlegung kann durch eine Pflege-
fachkraft erfolgen. Der DHPV stimmt 
der PatV/GKV zu und verweist insofern 
auf die dortige Begründung. 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 
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169.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 28 Stomabehandlung 
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
GKV-SV und PatV zu. Die Dauer 
und die Häufigkeit können durch 
die Pflegefachkraft festgelegt 
werden. 
 

Die allgemeinen Prinzipien der Wund-
heilung sowie die Wundversorgung 
sind Gegenstand der Ausbildung einer 
Pflegefachkraft. Die Versorgung der 
Wunde bei akuten entzündlichen Ver-
änderungen erfolgt in der Regel nach 
Standards, die Pflegefachkräften auf-
grund Ihrer Ausbildung bekannt sind. 
Die Dauer der Wundversorgung ist ab-
hängig von der durch die Pflegefach-
kraft vor Ort beobachtbaren Wundhei-
lung. Die Frequenz ist abhängig vom in-
dividuellen Wundverlauf, dem Exsudat 
und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort 
beobachtet werden. Es bedarf keiner 
spezialisierten Weiterbildung zur Pfle-
geexpertin wie von DKG und KBV gefor-
dert. 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 

170.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 28 Stomabehandlung 

Der Paritätische stimmt der Ein-
schätzung von PatV und GKV-SV 
zu. Die Dauer und die Häufigkeit 
können durch die Pflegefach-
kraft festgelegt werden. 

Die allgemeinen Prinzipien der Wund-
heilung sowie die Wundversorgung 
sind Gegenstand der Ausbildung einer 
Pflegefachkraft. Die Versorgung der 
Wunde bei akuten entzündlichen Ver-
änderungen erfolgt in der Regel nach 
Standards, die Pflegefachkräften auf-
grund ihrer Ausbildung bekannt sind. 
Die Dauer der Wundversorgung ist ab-

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 
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hängig von der durch die Pflegefach-
kraft vor Ort beobachteten Wundhei-
lung. Die Frequenz ist abhängig vom in-
dividuellen Wundverlauf, dem Exsudat 
und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort 
beobachtet und beurteilt werden. Es 
bedarf keiner spezialisierten Weiterbil-
dung zur Pflegeexpertin wie von DKG 
und KBV gefordert. 

171.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 28 Stomabehandlung 

 

Die BAG-SAPV schließt sich den 
Ausführungen PatV, und GKV-
SV an   

 

Die Pflegefachkraft vor Ort hat den Blick 
auf den Bedarf des Patienten und muss 
deshalb Dauer und Häufigkeit festlegen 
können   

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 

172.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 28 Stomabehandlung: 

 

 

 

Die DGP schließt sich dem Votum 
von PatV, und GKV-SV an. 

 

Die Pflegefachkraft vor Ort hat den Blick 
auf den Bedarf des Patienten und muss 
deshalb Dauer und Häufigkeit festlegen 
können 

Siehe Nr. 163 Keine Änderung 

173.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 28 Stomabehandlung: BPfK vertritt gleiche Position. Siehe Nr. 163 Keine Änderung 
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[…]:GKV-SV/PatV: Die allgemei-
nen Prinzipien der Wundheilung 
[…] kann daher Frequenz und 
Dauer einschätzen. 

 

+/BPfK 

174.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
PatV zu, wonach eine Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer für die 
Leistung „Wechsel und Pflege 
der Trachealkanüle“ durch die 
Pflegefachkraft möglich ist. 

Der Wechsel und die Pflege der 
Trachealkanüle erfolgt schon heute 
durch Pflegefachkräfte unter Beach-
tung der fachlichen und hygienischen 
Standards entsprechend der situativen 
Notwendigkeiten vor Ort, ggf. in Ab-
sprache mit den Betroffenen und ggf. 
auch in Zusammenarbeit mit der Logo-
pädie. 

PatV: Zustimmende Kenntnis-
nahme 
 
GKV-SV, KBV, DKG: Die Inhalte 
dieser Leistung sind weitgehend 
durch den ärztlichen Behand-
lungsplan vorgegeben, weshalb 
für eine eigenständige Entschei-
dung der Pflegefachkraft kein 
Entscheidungsspielraum be-
steht. 

Keine Änderung 

175.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 
GKV-SV/KBV/DKG: nein 
PatV: ja 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV. 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 
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176.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 

Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Der bpa teilt die Einschätzung der PatV. 
Die Pflegefachkräfte mit einschlägiger 
Berufserfahrung sind hinsichtlich der in-
dividuellen Wechselhäufigkeit ausrei-
chend qualifiziert. Zudem arbeiten sie 
patientennah und kennen in der Regel 
die spezifische Versorgungssituation. 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 

177.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 

Die Einschätzung der Frequenz und 
Dauer des Wechsels und der Pflege der 
Trachealkanüle Nr. 29 kann nur durch 
eine Ärztin oder einen Arzt erfolgen. So 
befürwortet die Bundesärztekammer 
die Ansicht von KBV, DKG und GKV-SV. 

PatV: Kenntnisnahme 
 
GKV-SV, KBV, DKG: Zustim-
mende Kenntnisnahme 

Keine Änderung 

178.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen zum 
Wechsel und zur Pflege von 
Trachealkanülen durch entspre-
chendqualifizierte Pflegefach-
kräfte und schließen uns den 
Ausführungen der PatV an. 

Aufgrund der genauen Kenntnis der 
individuellen Pflegesituation sind 
entsprechend qualifizierte Pflege-
fachkräfte in der Lage, die Häufig-
keit und Dauer der Leistungen in 
diese Bereich einzuschätzen und 
können dadurch z.B. auch individu-
ell erforderliche Wechselintervalle 
adäquat berücksichtigen. 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 
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179.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der 
 

Die Festlegung sollte nicht durch 
eine Pflegefachkraft erfolgen. Der 
DHPV stimmt hier der 
GKV/KBV/DKG zu und verweist auf 
die dortige Begründung. 

Siehe Nr. 177 Keine Änderung 

180.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 29 Trachealkanüle; Wech-
sel und Pflege der 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
PatV zu. Die Dauer und die Häu-
figkeit können durch die Pflege-
fachkraft festgelegt werden. 

Der Wechsel und die Pflege der 
Trachealkanüle erfolgt schon heute 
durch Pflegefachkräfte unter Be-
achtung der fachlichen und hygieni-
schen Standards entsprechend der 
situativen Notwendigkeiten und vor 
Ort, in Absprache mit den Patienten 
und ggf. auch in Zusammenarbeit 
mit der Logopädie. Die qualifizierte 
Pflegefachkraft mit einschlägiger 
Berufserfahrung ist hinsichtlich der 
individuellen Wechselhäufigkeit gut 
qualifiziert, weil sie nah am Patien-
ten und der spezifischen Versor-
gungssituation ist. Situationsabhän-
gig ist der Wechselbedarf schwan-
kend, z. B. bei Atemwegsinfekten 
mit vermehrter Sekretbildung oder 
bei Beschädigung der Kanüle. 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 
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181.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 29 Wechsel und Pflege 
der Trachealkanüle 
Der Paritätische unterstützt das 
Votum der PatV. Die Dauer und 
die Häufigkeit können durch die 
Pflegefachkraft festgelegt wer-
den. 

Der Wechsel und die Pflege der 
Trachealkanüle erfolgt schon heute 
durch Pflegefachkräfte unter Be-
achtung der fachlichen und hygieni-
schen Standards entsprechend der 
situativen Notwendigkeiten und vor 
Ort, ggf. in Absprache mit den Pati-
ent*innen und ggf. auch in Zusam-
menarbeit mit anderen Leistungs-
erbringern (z.B. Logopädie). 
 
Die qualifizierte Pflegefachkraft mit 
einschlägiger Berufserfahrung ist 
hinsichtlich der individuellen Wech-
selhäufigkeit gut qualifiziert. Situati-
onsabhängig ist der Wechselbedarf 
schwankend, z.B. bei Atemwegsin-
fekten mit vermehrter Sekretbil-
dung oder bei Beschädigung der Ka-
nüle. 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 

182.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 

Die BAG-SAPV unterstützt die Aus-
führungen der PatV.  
 

Die Pflegefachkraft vor Ort hat den 
Blick auf den Bedarf des Patienten 
und muss deshalb Dauer und Häu-
figkeit festlegen können   

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 
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183.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle; 
Wechsel und Pflege der: 
 
 

Die DGP unterstützt das Votum der 
PatV. 
 
Die Pflegefachkraft vor Ort hat den 
Blick auf den Bedarf des Patienten 
und muss deshalb Dauer und Häu-
figkeit selber bestimmen können 

Siehe Nr. 174 Keine Änderung 

184.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 29. Trachealkanüle, 
Wechsel und Pflege […] PatV: In 
der Praxis ist […] auch in Abstim-
mung mit der Logopädie. 
 
+/BPfK 
+BPfK: Als Folgeverordnung 
schon, da die Pflegefachkraft es 
einschätzen kann, ob der Pati-
ent die Leistungserbringung 
selbstständig durchführen 
kann. 

BPfK vertritt gleiche Position. Siehe Nr. 174 Keine Änderung 

185.  Deutscher Berufs-
verband für Pflege-
berufe (DBfK) 

Zu Nr. 31 und 31 a Wundversor-
gung 
 
Wir unterstützen das Votum von 
PatV, GKV-SV für die Leistung 
„Wundversorgung einer akuten 
Wunde“ und fordern die Aus-
weitung dieses Votums auch auf 

Eine Pflegefachkraft verfügt über die 
Fachkompetenz, eine Wundbeurtei-
lung durchzuführen und den Bedarf 
und die Häufigkeit eines Verbands-
wechsel festzulegen. Es ist schon heute 
gemäß QPR Frage 9.29 Aufgabe der 
Mitarbeitenden des Pflegedienstes, zu 
überprüfen, ob die von der Ärztin/vom 

  Keine Änderung 
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die „Leistung Versorgung einer 
chronischen schwer heilenden 
Wunde“. 

Arzt angeordnete Behandlung des De-
kubitus/der chronischen Wunde dem 
aktuellen Stand des Wissens entspricht. 
Der Pflegedienst muss zudem nachwei-
sen, dass er die Ärztin bzw. den Arzt 
darüber informiert hat, dass die ange-
ordnete Behandlung nicht dem aktuel-
len Stand des Wissens entspricht und 
die Ärztin oder der Arzt seine Verord-
nung nicht angepasst hat. 

186.  APH 
Bundesverband 
e.V. 

LV Nr. 31 (Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde): ja. 

Frequenz und Dauer der Wundversor-
gung richtet sich entscheidend nach 
dem individuellen Verlauf der Wund-
heilung, welcher in erster Linie nur 
durch die täglich oder nahezu täglich 
anwesende Pflegefachkraft beurteilt 
werden kann; insofern sollte diese auch 
für die Festlegung von Dauer und Fre-
quenz der Wundversorgung zuständig 
sein. 

PatV, GKV-SV: Zustimmende 
Kenntnisnahme 
 
KBV, DKG:  
Die Rahmenbedingungen legt 
die Ärztin oder der Arzt fest. Die 
Versorgung einer akuten Wunde 
bedarf einer engmaschigen Ein-
beziehung und Steuerung durch 
die behandelnde Ärztin oder den 
behandelnden Arzt. Komplika-
tion wie bspw. aufsteigende In-
fektionen und Wundheilungsstö-
rungen können erhebliche Kon-
sequenzen für die Patientinnen 
und Patienten haben (Sepsis, Os-
teomyelitis, wiederholte Operati-
onen zur Defektkorrektur oder 

Keine Änderung 
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Implantatwechsel). Die Steue-
rung einer Wund-behandlung ist 
daher von der Indikation und der 
Entwicklung des Gesundheitszu-
standes abhängig. Dies muss je-
weils von der Ärztin oder dem 
Arzt individuell eingeschätzt wer-
den. Daher muss die Häufigkeit 
und Dauer durch den behandeln-
den Arzt oder die behandelnde 
Ärztin festgelegt werden. 

187.  Deutsches Rotes 
Kreuz e.V. 

Zu Nr. 31. Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde: 
 
PatV/GKV-SV: ja 
KBV/DKG: nein 

Das DRK unterstützt die Position von 
PatV/GKV-SV. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

188.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Zu Nr. 31. Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde: 
 

Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Der bpa schließt sich GKV-SV und PatV 
an, die Pflegefachkräfte sind hierfür 
ausreichend qualifiziert und berufser-
fahren. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

189.  Bundesärztekam-
mer (BÄK) 

Zu Nr. 31. Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde: 
 

Siehe oben, lfd. Nr. 72, 73,75] 

Dies betrifft zugleich Nr. 31 (Wundver-
sorgung einer akuten Wunde). Die Bun-
desärztekammer stimmt der Auffas-
sung der KBV und der DKG zu. 

PatV, GKV-SV: Kenntnisnahme 
 
KBV, DKG: Zustimmende Kennt-
nisnahme 

Keine Änderung 
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190.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 31. Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde: 
 
Wir befürworten die Festlegung 
der Häufigkeit und Dauer der er-
forderlichen Maßnahmen bei 
der Wundversorgung einer 
akuten Wunde durch entspre-
chend qualifizierte Pflegefach-
kräfte und schließen uns den 
Ausführungen von PatV/GKVSV 
vollumfänglich an. 

Aus Sicht des Deutschen Caritasverban-
des sind entsprechend qualifizierte 
Pflegefachkräfte vor allem auch durch 
die Nähe zum Patienten/zur Patientin 
und – damit verbunden – die Möglich-
keit, den Wundheilungsverlauf vor Ort 
zu beobachten, sehr gut in der Lage, die 
Häufigkeit und Dauer der Versorgung 
einer akuten Wunde festzulegen. 

 

Wir verweisen im Weiteren auf unsere 
grundsätzlichen Anmerkungen zu Nr. 1 
Grundpflege bzw. Nr. 3 Ernährung. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

191.  Deutscher Hospiz- 
und PalliativVer-
band 

Zu Nr. 31. Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde: 

Die Festlegung kann durch eine Pflege-
fachkraft erfolgen. Der DHPV stimmt 
der PatV/GKV unter der Voraussetzung 
zu, dass die entsprechenden Fach-
kenntnisse zur „Wundversorgung“ vor-
liegen. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

192.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 31 Wundversorgung ei-
ner akuten Wunde 
 
Wir stimmen dem Vorschlag von 
GKV-SV und PatV zu. Die Dauer 
und die Häufigkeit können durch 
die Pflegefachkraft festgelegt 
werden. 

Die allgemeinen Prinzipien der Wund-
heilung sowie die Wundversorgung 
sind Gegenstand der Ausbildung einer 
Pflegefachkraft. Die Versorgung der 
Wunde bei akuten entzündlichen Ver-
änderungen erfolgt in der Regel nach 
Standards, die Pflegefachkräften auf-
grund Ihrer Ausbildung bekannt sind. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 
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 Die Dauer der Wundversorgung ist ab-
hängig von der durch die Pflegefach-
kraft vor Ort beobachtbaren Wundhei-
lung. Die Frequenz ist abhängig vom in-
dividuellen Wundverlauf, dem Exsudat 
und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort 
beobachtet werden. Es bedarf keiner 
spezialisierten Weiterbildung zur Pfle-
geexpertin wie von DKG und KBV gefor-
dert. 

193.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 31 Wundversorgung einer 
akuten Wunde 

Der Paritätische teilt die Ein-
schätzung von GKV-SV und PatV. 

Die allgemeinen Prinzipien der Wund-
heilung sowie die Wundversorgung 
sind Gegenstand der Ausbildung einer 
Pflegefachkraft. Die Versorgung der 
Wunde bei akuten entzündlichen Ver-
änderungen erfolgt in der Regel nach 
Standards, die Pflegefachkräften auf-
grund Ihrer Ausbildung bekannt sind. 
Die Dauer der Wundversorgung ist ab-
hängig von der durch die Pflegefach-
kraft vor Ort beobachteten Wundhei-
lung. Die Frequenz ist abhängig vom in-
dividuellen Wundverlauf, dem Exsudat 
und anderen Faktoren. Diese Faktoren 
können von der Pflegefachkraft vor Ort 
beobachtet und eingeschätzt werden. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 
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Es bedarf keiner spezialisierten Weiter-
bildung zur Pflegeexpertin wie von DKG 
und KBV gefordert. 

194.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 31 Wundversorgung einer 
akuten Wunde 

[wörtliches Zitat des Beschluss-
entwurfes ohne Änderung] 

Die BAG-SAPV unterstützt die Ausfüh-
rungen des GKV SV und der PatV. 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

195.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 31 Wundversorgung einer 
akuten Wunde 

Vorbehaltsaufgabe der Fachpflege und 
durch diese zu verordnen. Ansonsten 
schließt sich die DGP dem GKV-SV und 
der PatV. an 

Siehe Nr. 186 Keine Änderung 

196.  Bundespflegekam-
mer e.V. (BPfK) 

Zu Nr. 31 Wundversorgung einer 
akuten Wunde 

[wörtliches Zitat der TG der Position 
von GKV-SV und PatV]  

 

+/BPfK  

+ BPfK: Arzt muss informiert wer-
den 

BPfK vertritt gleiche Position.  

 

 

  

Siehe Nr. 186 
Zu „Information der Verordnerin 
oder des Verordners“: siehe § 7 
Absatz 4a 

Keine Änderung 

197.  Deutscher Caritas-
verband e.V. 

Zu Nr. 31a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer hei-
lenden Wunde 
 

Die Versorgung einer chronischen und 
schwer heilenden Wunde erfolgt im-
mer in enger Abstimmung mit der be-
handelnden Ärztin/dem behandelnden 

Die pflegerische Versorgung von 
chronischen und schwer heilen-
den Wunden ist eingebettet in 
eine ärztliche Behandlung und 

Keine Änderung 
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Aus Sicht des Deutschen Caritas-
verbandes sollte auch bei der 
Versorgung einer chronischen 
und schwer heilenden Wunde 
die Bestimmung der erforderli-
chen Häufigkeit und Dauer der 
Leistungen durch entsprechend 
qualifizierte Pflegefachkräfte 
möglich sein. 

Arzt. Dennoch sind entsprechend quali-
fizierte Pflegefachkräfte aufgrund ihrer 
fachlichen Qualifikation und vor allem 
auch durch die Nähe zum Patienten/zur 
Patientin, verbunden mit der Möglich-
keit, den Wundheilungsverlauf vor Ort 
zu beobachten, sehr gut in der Lage, die 
Häufigkeit und Dauer der Versorgung 
einer chronischen und schwer heilen-
den Wunde festzulegen. Gerade bei 
chronischen und schwer heilenden 
Wunden müssen nicht nur einzelne in-
dividuelle Faktoren, die die Wundhei-
lung beeinflussen, in den Blick genom-
men werden, sondern die gesamte Le-
benssituation der Patientin/des Patien-
ten. Dies ist aus unserer Sicht vor allem 
im Rahmen der täglichen Versorgung 
sowie der allgemeinen Krankenbe-
obachtung möglich. 

Bestandteil des ärztlichen Be-
handlungsplans. Daher die Fest-
legung von Dauer und Häufigkeit 
durch Arzt erforderlich. 

198.  Diakonie Deutsch-
land – Evangeli-
sches Werk für Dia-
konie und Entwick-
lung e. V. 

Zu Nr. 31a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer hei-
lenden Wunde 
 
Unserer Auffassung nach kann 
auch die Dauer und die Häufig-
keit der Versorgung einer chro-
nischen oder schwerheilenden 

Wie bereits zu Nummer 31 ausge-
führt, sind die allgemeinen Prinzi-
pien der Wundheilung sowie die 
Wundversorgung Gegenstand der 
Ausbildung einer Pflegefachkraft. 
Die Versorgung einer chronischen 
und schwer heilenden Wunde er-
folgt immer in enger Abstimmung 

Siehe Nr. 197 Keine Änderung 
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Wunde durch eine Pflegefach-
kraft bestimmt werden. 

mit der behandelnden Ärztin / dem 
behandelnden Arzt. 
Dennoch sind entsprechend qualifi-
zierte Pflegefachkräfte aufgrund ih-
rer fachlichen Qualifikation und vor 
allem auch durch die Nähe zum Pa-
tienten/zur Patientin, verbunden 
mit der Möglichkeit, den Wundhei-
lungsverlauf vor Ort zu beobachten, 
sehr gut in der Lage, die Häufigkeit 
und Dauer der Versorgung einer 
chronischen und schwer heilenden 
Wunde festzulegen. 
 

199.  Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. 

Zu Nr. 31 a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer hei-
lenden Wunde 
 

Der Paritätische ist der Auffas-
sung, dass auch die Häufigkeit 
und die Dauer der Versorgung 
einer chronischen oder schwer-
heilenden Wunde durch eine 
Pflegefachkraft bestimmt wer-
den kann. 

Die allgemeinen Prinzipien der 
Wundheilung sowie die Wundver-
sorgung sind Gegenstand der Aus-
bildung einer Pflegefachkraft. Be-
reits die derzeit gültigen Qualitäts-
prüfungs- Richtlinien ambulante 
Pflegedienste legen einen Fokus auf 
die Ziffer 31a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer heilen-
den Wunde bei der Stichprobenzie-
hung. Außerdem beziehen sich die 
Fragestellungen 9.28 bis 9.31 auf 
die Versorgung von chronischen 

Siehe Nr. 197 Keine Änderung 
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Wunden. Im Kriterium 9.29 wird ge-
prüft, ob die pflegerischen Maßnah-
men zur Behandlung der chroni-
schen Wunden oder des Dekubitus 
auf dem aktuellen Stand des Wis-
sens basieren. Dabei ist vom Prüf-
dienst zu überprüfen, ob die Be-
handlung der chronischen Wunde 
entsprechend der ärztlichen Ver-
ordnung erfolgt und dem aktuellen 
Stand des Wissens entspricht. Dabei 
muss der Pflegedienst ggf. nachwei-
sen, dass er die Ärztin bzw. den Arzt 
darüber informiert hat, dass die an-
geordnete Behandlung nicht dem 
aktuellen Stand des Wissens ent-
spricht und die Ärztin oder der Arzt 
seine Verordnung nicht angepasst 
hat. 

200.  Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e.V. (BAG-SAPV) 

Zu Nr. 31 a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer hei-
lenden Wunde 
 
[wörtliches Zitat des Beschluss-
entwurfes ohne Änderung] 

Wundversorgung sollte zu den Sub-
stitutionsaufgaben/ der Fachpflege 
zählen. Maßnahme und Materia-
lien zur Wundversorgung sollten in 
deren Verordnungsverantwortung 
liegen. Die Pflegefachkraft vor Ort 

Siehe Nr. 197 Keine Änderung 
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verfügt in der Regel über die ent-
sprechenden Fach- und Handlungs-
kompetenzen.  
Bei weiterer Entscheidung zu einer 
ärztlichen  
„Delegationsaufgabe“ muss Pflege-
fachkraft Dauer und Häufigkeit be-
stimmen, denn sie hat den Blick auf 
den Bedarf und die Umgebung des 
Patienten. 

201.  Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Zu Nr. 31 a Wundversorgung ei-
ner chronischen und schwer hei-
lenden Wunde 

Wundversorgung sollte zu den Sub-
stitutionsaufgaben der speziell da-
für ausgebildeten Fachpflege zäh-
len und durch diese zu verordnen 
sein. Die Pflege hat in der Ausbil-
dung und im Studium spezielle Un-
terrichtseinheiten zur Wunderver-
sorgung, die nicht das Medizinstu-
dium beinhaltet. Die Pflegefach-
kraft ist somit besser und umfang-
reicher ausgebildet und im Exper-
tenstandard Chronische Wunden 
ist der Aufgabenbereich im speziel-
len definiert. Dies ist verpflichtend 
für jede Pflegefachkraft danach zu 
arbeiten und sich in der Thematik 
weiterzubilden, was letztlich dazu 

Siehe Nr. 197 Keine Änderung 



B STELLUNGNAHMEVERFAHREN VOR ENTSCHEIDUNG DES G-BA  

 

246 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

führt, eine Pflegefachkraft in die 
Verantwortung dafür zu nehmen. 
Zudem muss die Pflegefachkraft 
Dauer und Häufigkeit bestimmen, 
denn sie hat den Blick auf den Be-
darf und die Umgebung des Patien-
ten 

B-6.1.8 Zum Sachverzeichnis 
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Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

202.  Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

In den vorliegenden Tragenden Gründen wird zur Anpassung des Sachver-
zeichnisses ausgeführt, dass der G-BA mit Beschluss vom 19. November 2021 
die Leistungsnummer 24 der HKP-RL gestrichen hat und deshalb die Querver-
weise vom Sachverzeichnis auf die Positionsnummer 24 entfernt werden sol-
len. Das Inkrafttreten der Änderung wird auf den 31. Oktober 2023 datiert. 

Die Streichung der Nummer 24 ist inakzeptabel. Hierauf hat der bpa bereits 
im Stellungnahmeverfahren zur AKI-Übergangsregelung und Anpassung zur 
außerklinischen Intensivpflege hingewiesen. 

Der G-BA hat im Beschluss aus November 2021 angeführt, dass der Anspruch 
auf außerklinische Intensivpflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege 
gemäß § 37 SGB V durch den Anspruch auf außerklinische Intensivpflege nach 
§ 37 c SGB V ersetzt werde. Eine fachlich konsistente Definition oder eine ge-
setzliche bzw. rechtliche Legaldefinition für die Leistung der außerklinischen 
Intensivpflege im Rahmen der häuslichen Krankenpflege gibt es bis dato aber 

Die Leistung gemäß Nummer 24 
der HKP-RL ist für zwei unter-
schiedliche Fallkonstellationen 
verordnungsfähig: Der Leistungs-
umfang der außerklinischen In-
tensivpflege entsprechend dem 
bisherigen der HKP-RL nach 
Nummer 24 des Leistungsver-
zeichnisses, 1. Spiegelstrich 
wurde mit Beschluss vom 
19.11.2021 in die Erstfassung der 
Außerklinische Intensivpflege-
Richtlinie überführt. Verordnun-
gen von Leistungen der außerkli-
nischen Intensivpflege nach der 

Keine Änderung 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

nicht. Es ist nicht belegt, dass die außerklinische Intensivpflege dasselbe ist wie 
die spezielle Krankenbeobachtung und umgekehrt. 

In der HKP-Richtlinie zu Nr. 24, spezielle Krankenbeobachtung, geht - sowohl 
aus der Bemerkungsspalte als auch aus der Spalte Dauer und Häufigkeit - aus-
drücklich hervor, dass es neben den intensivpflegebedürftigen Personen wei-
tere Personenkreise gibt, für die diese Leistung verordnet werden kann. 

Die Streichung der Nr. 24 aus dem Katalog der HKP-RL, mit dem Hinweis, diese 
Leistung sei zukünftig Gegenstand der Leistungen nach § 37c SGB V, ist somit 
nicht sachgerecht. Die Verordnung der Leistung der speziellen Krankenbe-
obachtung in der HKP-RL - entsprechend der dort aufgeführten medizinischen 
Erforderlichkeit außerhalb der außerklinischen Intensivpflege - ist beizubehal-
ten. 

Da eine Streichung der Positionsnummer mit einer Leistungseinschränkung 
für die Versicherten verbunden ist, muss diese Entscheidung auf fachlich wis-
senschaftlichen Erwägungen beruhen. Eine Einschränkung der Leistung ist 
aufgrund der Einführung des neuen Leistungsbereiches im Rahmen des § 37 c 
SGB V und des leistungsberechtigten Klientels gerechtfertigt, die vollständige 
Streichung aber nicht. Der bpa geht davon aus, dass es hierzu noch einen 
rechtlichen bzw. gerichtlichen Klärungsbedarf geben wird. 

AKI-RL erfolgen ab dem 1. Januar 
2023.  
 
Die Leistung nach Nummer 24 
gemäß dem zweiten Spiegel-
strich ist bislang verordnungsfä-
hig in Fallkonstellationen, in de-
nen die ärztliche Entscheidung 
über die Notwendigkeit einer 
Krankenhausbehandlung oder 
des Verbleibs zu Hause nur auf 
Basis einer speziellen Krankenbe-
obachtung durch Pflegefach-
kräfte bei dauernder Erreichbar-
keit der Ärztin oder des Arztes ge-
troffen werden kann. Diese Leis-
tung ist unabhängig von der Re-
gelung der AKI-RL, hier ist der G-
BA zu der Einschätzung gelangt, 
dass für die notwendige Versor-
gung von Versicherten in den mit 
den Anspruchsvoraussetzungen 
nach Nummer 24 zweiter Spie-
gelstrich in der Bemerkungs-
spalte beschriebenen Sachver-
halten kein Bedarf besteht, die 
Verordnungsmöglichkeit nach 
Nummer 24 zweiter Spiegelstrich 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Auswertung Beschlussentwurf 

in der Bemerkungsspalte weiter-
hin aufrecht zu erhalten. Zur um-
fassenden Begründung siehe er-
gänzende Stellungnahme vom 3. 
März 2022, veröffentlicht auf 
den Internetseiten des G-BA un-
ter www.g-ba.de.  

B-6.1.9 Zum Inkrafttreten 

[…] 

 

http://www.g-ba.de/
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben haben, wurden fristgerecht zur Anhörung am 1. Juni 2022 eingeladen.  

Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratungen im G-BA 
oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 1.  Kapitels 5. Abschnitt VerfO 
Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell beeinflussen. Inhalt und Umfang der Offen-
legungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel Anlage I, Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter 
www.g-ba.de).  

Im Folgenden sind die Teilnehmer der Anhörung am 1. Juni 2022 aufgeführt und deren potenziellen In-
teressenkonflikte zusammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen auf Selbstangabe der ein-
zelnen Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind im Anschluss an diese Zusammen-
fassung aufgeführt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name  Frage 

1 2 3 4 5 6 

Deutsches Rotes 
Kreuz (DRK) Herr Elvers Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundesverband pri-
vater Anbieter sozi-
aler Dienste e.V. 
(bpa) 

Frau Dr. Mallmann Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundespflegekam-
mer e.V. (BPtK) Frau Benz Nein Ja Ja Nein Ja Nein 

Diakonie Deutsch-
land (Diakonie) Frau Stempfle Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Deutscher Paritäti-
scher Wohlfahrts-
verband – Gesamt-
verband e. V. (Der 
Paritätische) 

Herr Mittag Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundesarbeitsge-
meinschaft Speziali-
sierte Ambulante 
Palliativversorgung 
e. V. (BAG-SAPV) 

Herr Nehls Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Deutsche Gesell-
schaft für Palliativ-
medizin (DGP) 

Frau Prof. Stanze Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

http://www.gba.de/
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Frage 1: Anstellungsverhältnisse  

Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei einem 
Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere bei 
einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industri-
ellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  

Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unterneh-
men, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein pharma-
zeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder einen industriellen Interessen-
verband direkt oder indirekt beraten? 

Frage 3: Honorare  

Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von einem 
Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ei-
nem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem industriel-
len Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen 
Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig 
sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalen-
derjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesund-
heitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinpro-
dukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstützung für Forschungsaktivitäten, 
andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten? 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  

Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genügen 
Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie tätig 
sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder geldwerte 
Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veranstaltung, Über-
nahme von Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleistung) erhalten von 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbeson-
dere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem 
industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  

Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer an-
derweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Herstel-
ler von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der auf pharmazeutische Unter-
nehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 
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B-7.2 Mündliche Stellungnahmen 
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B-7.3 Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 

Es wurden keine über die schriftlich abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der An-
hörung vorgetragen, daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnah-
men (s. 1. Kapitel § 12 Abs. 3 Satz 4 VerfO). 

B-8 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen und mündlichen Stellungnahmen ausgewertet. Das Stellungnahmeverfah-
ren ist in Abschnitt B und C dokumentiert. Es haben sich aufgrund der schriftlichen Stellungnahmen Än-
derungen am Beschlussentwurf ergeben (vgl. Abschnitt B 6.1).  
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C Anhang 1 – Volltexte der eingegangenen Stellungnahmen  
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